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Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisierung 
von Unternehmen und zur Förderung von Investitionen 


A. Problem 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP beobachten mit großer 
Sorge, daß die Privatisierung der bisher volkseigenen Unterneh- 
men und die Rückgabe entzogener Unternehmen hinter den Er- 
wartungen Zurückbleiben. Viele Unternehmen haben auch 
Schwierigkeiten, die D-Markeröffnungsbilanz aufzustellen, fest- 
zustellen und prüfen zu lassen. Neben tatsächlichen Schwierigkei- 
ten, die sich daraus ergeben, daß die Treuhandanstalt und die 
zuständigen Landesbehörden sich noch im Aufbau befinden und 
daß die in den neuen Bundesländern vor dem Beitritt ausgebilde- 
ten Personen große Anstrengungen machen müssen, um das für sie 
neue Recht anwenden zu können, wird auch geltend gemacht, daß 
die gesetzhchen Regelungen nicht eindeutig genug oder nicht aus- 
reichend seien. Schwierigkeiten bereitet auch der grundbuchmä- 
ßige Vollzug der durch Gesetz und den Einigungsvertrag erfolgten 
Zuordnung des Grund und Bodens an neue Eigentümer. Diese 
Hemmnisse sollen mit dem vorhegenden Gesetzentwurf beseitigt 
werden. 


B. Lösung 

Es wird vorgeschlagen, die folgenden Gesetze zu ändern bzw. zu 
erlassen (Nr. 6): 

1. Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen (VermG) 

2. Gesetz über besondere Investitionen in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik (BlnvG) 

3. Grundstücksverkehrs Verordnung 

4. D-Markbilanzgesetz (DMBilG) 
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5. Gesetz über die Unterbrechung von GesamtvoUstreckungs ver- 
fahren 

6. Gesetz über die Feststellung der Zuordnung von ehemals volks- 
eigenem Vermögen (VZOG) 

7. Verordnung über die Gründung, Tätigkeit und Umwandlung 
von Produktionsgenossenschaften des Handwerks 

8. Treuhandgesetz. 

Bei diesen Gesetzesänderungen geht es vor allem darum, im Inter- 
esse einer beschleunigten Handhabung unbestimmte Rechtsbe- 
griffe zu klären, Lücken zu schließen, den Anwendungsbereich der 
Gesetze ihrem Sinn und Zweck entsprechend auf weitere Sachver- 
halte zu erstrecken sowie das Verfahren zu vereinfachen. Die 
Frage, ob es im Zusammenhang mit der Entflechtung einer beson- 
deren Regelung über die Mitwirkung von Betriebsräten und deren 
Rechte bedarf, wird im Zusammenhang mit dem Entwurf eines 
Gesetzes über die Spaltung der von der Treuhandanstalt verwal- 
teten Unternehmen (SpTrUG) geprüft. Das dort erzielte Ergebnis 
soll im weiteren Gesetzgebungsverfahren übernommen werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die vorgesehenen Maßnahmen dienen im wesentlichen der Ver- 
einfachung der für die Privatisierung und Reprivatisierung erfor- 
derlichen Verfahren und der Entlastung der mit ihrer Durchfüh- 
rung befaßten Stellen und dürften — gemessen an den Gesamtko- 
sten — keine meßbaren Auswirkungen auf die Preisgestaltung 
haben. Sie dürften aber langfristig wirtschaftspolitisch positiven 
Einfluß haben und tendenziell beruhigend auf die Preisentwick- 
lung im Einzelfall sowie auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau wirken, ohne daß sich das Ausmaß im 
vorhinein abschätzen läßt. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisierung 
von Unternehmen und zur Förderung von Investitionen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Gesetzes zur Regelung offener 
Vermögensfragen 

Das Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen 
vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1159) 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Gesetzesbezeichnung wird folgende Kurzbe- 
zeichnung nebst Abkürzung angefügt: „(Vermö- 
gensgesetz — VermG)'' 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „juri- 
stische Personen'' die Wörter „sowie Per- 
sonenhandelsgesellschaften " eingefügt. 

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Berechtigter bei der Rückgabe eines Un- 
ternehmens nach §§ 6, 12 ist der Rechtsträ- 
ger, dessen Vermögenswerte von Maß- 
nahmen gemäß § 1 betroffen sind (geschä- 
digter Rechtsträger). Dieser Rechtsträger 
besteht, wenn er nicht als Spaltgesell- 
schaft werbend tätig ist, unter seiner 
Firma, die vor der Schädigung im Register 
eingetragen war, als in Auflösung befind- 
hch fort, wenn er oder einer seiner Gesell- 
schafter oder eines seiner Mitgheder oder 
ein Rechtsnachfolger dieser Personen ei- 
nen Anspruch auf Rückgabe des Unter- 
nehmens oder von Anteilen oder Mitghed- 
schaftsrechten des geschädigten Rechts- 
trägers angemeldet hat. " 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden das zweite Wort „so- 
wie" durch einen Beistrich ersetzt und nach 
den Wörtern „beweghche Sachen" die Wörter 
„sowie gewerbhche Schutzrechte und Urhe- 
berrechte" eingefügt. 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze ange- 
fügt: 

„(3) Verfügungsberechtigter im Sinne dieses 
Gesetzes ist bei der Rückgabe von Unterneh- 
men der Rechtsträger, dem das entzogene Un- 
ternehmen ganz oder teilweise gehört (rückga- 
bepflichtiger Rechtsträger), sowie bei Kapital- 
gesellschaften deren unmittelbare oder mittel- 
bare Anteilseigner und bei der Rückübertra- 


gung von anderen Vermögenswerten dieje- 
nige Person, in deren Eigentum oder Rechtsin- 
haberschaft der Vermögenswert steht. Als Ver- 
fügungsberechtigter gilt auch der staatiiche 
Verwalter. Stehen der Treuhandanstalt die An- 
teilsrechte an Rechtsträgern nach Satz 1 unmit- 
telbar oder mittelbar allein zu, so vertritt sie die 
Rechtsträger allein. 

(4) Unter Schädigung im Sinne dieses Geset- 
zes ist jede Maßnahme gemäß § 1 zu verste- 
hen. " 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Der Anspruch auf Rückübertragung, Rück- 
gabe oder Entschädigung kann abgetreten, 
verpfändet oder gepfändet werden. Ein Be- 
rechtigter, der einen Antrag auf Rückgabe ei- 
nes Unternehmens stellt oder stellen könnte, 
kann seinen Antrag nicht auf die Rückgabe 
einzelner Vermögensgegenstände beschrän- 
ken, die sich im Zeitpunkt der Schädigung im 
Eigentum des geschädigten Rechtsträgers be- 
fanden; § 6 Abs. 6 a Satz 1 bleibt unbe- 
rührt. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ausgenommen sind solche Rechtsge- 
schäfte, die 

a) zur Erfüllung von Rechtspfhchten des 
Eigentümers, insbesondere bei Anord- 
nung eines Modemisierungs- und In- 
standsetzungsgebots nach § 177 des 
Baugesetzbuchs zur Beseitigung der 
Mißstände und zur Behebung der Män- 
gel oder 

b) zur Erhaltung und Bewirtschaftung des 
Vermögenswerts 

erforderhch sind. " 

bb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze einge- 
fügt: 

„Das gleiche gilt für Maßnahmen der in 
Satz 2 Buchstabe a bezeichneten Art, die 
ohne eine Anordmmg nach § 177 des Bau- 
gesetzbuchs vorgenommen werden, wenn 
die vom Eigentümer zu tragenden Kosten 
von der Gemeinde oder einer anderen 
Stelle nach § 177 Abs. 4 und 5 des Bauge- 
setzbuchs erstattet werden. Der Verfü- 
gungsberechtigte hat das Geschäft so zu 
führen, wie das Interesse des Berechtigten 
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mit Rücksicht auf dessen wirklichen oder 
mutmaßlichen Willen es erfordert; § 678 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entspre- 
chend anzuwenden, jedoch bleiben die 
Befugnisse als gegenwärtig Verfügungs- 
berechtigter nach dem Investitionsgesetz 
hiervon unberührt. Der Verfügungsbe- 
rechtigte ist zur Abwendung der Gesamt- 
vollstreckung nicht verpflichtet, wenn der 
Berechtigte trotz Aufforderung innerhalb 
eines Monats einen Antrag auf vorläufige 
Einweisung nach § 6 a nicht stellt oder ein 
solcher Antrag abgelehnt worden ist. “ 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(6) Die für die Rückgabe zuständige Be- 
hörde kann dem Verfügungsberechtigten über 
ein Unternehmen, in den Fällen des § 2 Abs. 3 
Satz 3 der Treuhandanstalt, gestatten, dieses 
trotz Vorliegens eines Antrags auf Rückgabe 
an einen Dritten zu veräußern oder langfristig 
zu verpachten, wenn 

1. die Maßnahme notwendig ist, um 

a) den Geschäftsbetrieb ohne Einschrän- 
kung fortführen zu können, insbeson- 
dere um Arbeitsplätze zu schaffen oder 
zu sichern, oder 

b) im Rahmen eines Sanierungsplahs not- 
wendige Investitionen zu ermöglichen, 
die sonst nicht getätigt werden könnten, 
und 

2. über den Antrag des Berechtigten noch 
nicht bestandskräftig entschieden worden 
ist und 

3. der Berechtigte trotz Aufforderung durch 
den Verfügungsberechtigten innerhalb ei- 
nes Monats keinen Antrag nach § 6 a auf 
vorläufige Einweisung gestellt hat oder die- 
ser bestandskräftig abgelehnt worden ist. 

Dem Antrag des Verfügungsberechtigten nach 
Satz 1, der nur bis iuih 31. Dezember 1992 gestellt 
werden kann, darf die Behörde nur entsprechen, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß der Erwerber 
oder Pächter nach seinen persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnissen hinreichend Gewähr 
bietet, daß er das Unternehmen fortführen oder 
sanieren wird. Die Behörde hat die Durchführung 
zu überwachen und die Rückabwicklung anzu- 
ordnen, wenn der Erwerber oder Pächter die zu- 
gesagten Maßnahmen nicht durchführt und der 
Berechtigte seinen Antrag aufrecht erhält. " 

4. Dem § 4 Abs. 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Die Rückgabe von Unternehmen ist ausge- 
schlossen, wenn und soweit der Geschäftsbetrieb 
eingestellt worden ist und die tatsächlichen Vor- 
aussetzungen für die Wiederaufnahme des Ge- 
schäftsbetriebs nach vernünftiger kaufmänni- 
scher Beurteilung fehlen. " 


5. In § 5 wird der bisherige Text Absatz 1 und fol- 
gender Absatz angefügt: 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a 
und d ist die Rückübertragung von Eigentums- 
rechten nur dann ausgeschlossen, wenn die maß- 
geblichen tatsächlichen Umstände am 29. Sep- 
tember 1990 Vorgelegen haben." 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und angefügt: 

„der Anspruch auf Rückgabe von Anteils- 
oder Mitgliedschaftsrechten richtet sich 
gegen die in § 2 Abs. 3 bezeichneten Inha- 
ber dieser Rechte, der Anspruch auf Rück- 
gabe des Unternehmens gegen den dort 
bezeichneten rückgabepflichtigen Rechts- 
träger. " 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Wesentliche" 
durch die Wörter „Im Zeitpimkt der Rück- 
gabe festzustellende wesenthche" sowie 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und angefügt: 

„Schuldner bei wesentlicher Verschlech- 
terung oder Gläubiger bei wesentlicher 
Verbesserung ist die Treuhandanstalt oder 
eine andere in § 24 Abs. 1 Satz 1 des 
D-Markbilanzgesetzes bezeichnete Stelle, 
wenn sie unmittelbar oder mittelbar an 
dem Rechtsträger des ganz oder teilweise 
zurückzugebenden Unternehmens betei- 
hgt ist. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „D -Mark- 
bilanzgesetz" die Wörter „oder der für die 
Rückgabe auf gestellten Schlußbilanz" 
eingefügt. 

bb) Nach Satz 4 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Der Verfügungsberechtigte kann den 
Anspruch nach Satz 2 auch dadurch erfül- 
len, daß er das erforderüche Eigenkapital 
durch Erlaß oder Übernahme von Schul- 
den schafft. Die D-Markeröffnungsbilanz 
ist zu berichtigen, wenn sich die Ansprü- 
che nach den §§ 24, 26 Abs. 3, § 28 des 
D-Markbilanzgesetzes auf Grund des Ver- 
mögensgesetzes der Höhe nach ändern. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Zahl „26" durch die 
Zahl „25" ersetzt und werden nach dem 
Wort „D-Markbilanzgesetz" die Wörter 
„oder der für die Rückgabe aufgestellten 
Schlußbilanz" eingefügt. 

bb) In Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und angefügt: 

„bei der Berechnung der Ausgleichsver- 
bindlichkeit sind dem geschädigten 
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Rechtsträger, seinen Gesellschaftern oder 
Mitgliedern entzogene Vermögensgegen- 
stände höchstens mit dem Wert anzuset- 
zen, der ihnen ausgehend vom Verkehrs- 
wert im Zeitpunkt der Schädigung unter 
Berücksichtigung der Wertabschläge nach 
dem D -Markbilanzgesetz zukommt.“ 

cc) In Satz 2 wird das Wort „Unternehmens“ 
durch die Wörter „geschädigten Rechtsträ- 
gers, seiner Gesellschafter oder Mitglie- 
der“ ersetzt. 

dd) Nach Satz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Eine nach § 25 Abs. 1 des D-Markbilanz- 
gesetzes entstandene Ausgleichsverbind- 
lichkeit entfällt, soweit eine wesentliche 
Verbesserung nicht auszugleichen ist. Die 
Ausgleichsverbindlichkeit ist zu erlassen 
oder in eine Verbindlichkeit nach § 16 Abs. 
3 des D-Markbilanzgesetzes umzuwan- 
deln, soweit das Unternehmen sonst nicht 
kreditwürdig ist. Die D-Markeröffnungsbi- 
lanz ist zu berichtigen, wenn sich die Aus- 
gleichsverbindlichkeit auf Grund dieses 
Gesetzes der Höhe nach ändert. “ 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) Im bisherigen Satz 4 werden vor dem Wort 
„wirtschaftlich“ die Wörter „unter Berück- 
sichtigung der Interessen aller Betroffenen 
einschließlich der Berechtigten“ eingefügt 
und der Punkt durch einen Strichpunkt er- 
setzt sowie angefügt: „dies ist insbeson- 
dere der Fall, wenn durch die Entflechtung 
Arbeitsplätze in erheblichem Umfang ver- 
loren gehen würden. “ 

e) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze ein- 
gefügt: 

„(5 a) Zur Erfüllung des Anspruchs auf Rück- 
gabe eines Unternehmens kann verlangt wer- 
den, daß 

a) Anteile oder Mitgliedschaftsrechte an dem 
rückgabepflichtigen Rechtsträger auf den 
geschädigten Rechtsträger übertragen wer- 
den oder 

b) das gesamte Vermögen einschließlich der 
Verbindlichkeiten oder eine Betriebsstätte 
des rückgabepflichtigen Rechtsträgers auf 
den geschädigten Rechtsträger einzeln oder 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge über- 
tragen werden oder 

c) Anteile oder Mitgliedschaftsrechte an dem 
rückgabepflichtigen Rechtsträger auf die 
Gesellschafter oder Mitglieder des geschä- 
digten Rechtsträgers oder deren Rechts- 
nachfolger im Verhältnis ihrer Anteile oder 
Mitgliedschaftsrechte übertragen werden. 

Wird der Anspruch auf Rückgabe nach Satz 1 
Buchstabe c erfüllt, so haftet jeder Gesellschaf- 


ter oder jedes Mitglied des geschädigten 
Rechtsträgers oder deren Rechtsnachfolger für 
vor der Rückgabe entstandene Verbindlichkei- 
ten des geschädigten Rechtsträgers bis zur 
Höhe des Wertes seines Anteils oder Mitglied- 
schaftsrechts; im Verhältnis zueinander sind 
die Gesellschafter oder Mitglieder zur Ausglei- 
chung nach dem Verhältnis des Umfangs ihrer 
Anteile oder Mitgliedschaftsrechte verpflich- 
tet. 

(5 b) Zur Erfüllung des Anspruchs eines Ge- 
sellschafters oder Mitglieds eines geschädig- 
ten Rechtsträgers oder ihrer Rechtsnachfolger 
auf Rückgabe entzogener Anteile oder auf 
Wiederherstellung einer Mitgliedschaft kön- 
nen diese verlangen, daß die Anteile an sie 
übertragen werden und ihre Mitgliedschaft 
wiederhergestellt wird; das Handels- oder Ge- 
nossenschaftsregister ist durch Löschung eines 
Löschungsvermerks oder Wiederherstellung 
der Eintragung zu berichtigen. Mit der Rück- 
gabe des Unternehmens in einer der vorbe- 
zeichneten Formen sind auch die Ansprüche 
der Gesellschafter oder Mitglieder des Ge- 
schädigten Rechtsträgers und ihrer Rechts- 
nachfolger wegen mittelbarer Schädigung er- 
füllt. 

(5 c) Hat ein geschädigter Rechtsträger staat- 
lichen Stellen eine Beteiligung, insbesondere 
wegen Kreditverweigerung oder der Erhebung 
von Steuern oder Abgaben mit enteignendem 
Charakter, eingeräumt, so steht diese den Ge- 
sellschaftern des geschädigten Rechtsträgers 
oder deren Rechtsnachfolgern zu, es sei denn, 
daß die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 nicht 
vorliegen. Die Gesellschafter oder deren 
Rechtsnachfolger können verlangen, daß die 
staatliche Beteiligung gelöscht oder auf sie 
übertragen wird. Der beim Erwerb der Beteili- 
gung geleistete Betrag ist im Verhältnis zwei 
Mark der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik zu einer Deutschen Mark umzurechnen 
und von den Gesellschaftern oder deren 
Rechtsnachfolgern an den Inhaber der Beteili- 
gung zurückzuzahlen, soweit dieser Betrag 
den Wert der Beteiligung nach § 11 Abs. 1 
Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes nicht über- 
steigt. Nach früherem Recht gebildete Fonds, 
die weder auf Einzahlungen zurückzuführen 
noch Rückstellungen im Sinne von § 249 Abs. 1 
des Handelsgesetzbuchs sind, werden, soweit 
noch vorhanden, dem Eigenkapital des zu- 
rückzugebenden Unternehmens zugerechnet. 
Ist eine Beteiligung im Sinne des Satzes 1 zu- 
rückgekauft worden, so kann der Berechtigte 
vom Kaufvertrag zurücktreten und die Lö- 
schung oder Rückübertragung nach Satz 1 bis 
4 verlangen.“ 

f) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Sind Anteile oder Mitgliedschaftsrechte 
schon vor dem Zeitpunkt der Schädigung des 
Rechtsträgers entzogen worden, so gilt der An- 
trag des Berechtigten auf Rückgabe seiner An- 
teile oder Mitgliedschaftsrechte gleichzeitig 
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als Antrag auf Rückgabe des Unternehmens 
und gilt sein Antrag auf Rückgabe des Unter- 
nehmens gleichzeitig als Antrag auf Rückgabe 
der Anteile oder Mitgliedschaftsrechte. “ 

g) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(6 a) Ist die Rückgabe nach § 4 Abs. 1 Satz 2 
ganz oder teilweise ausgeschlossen, so kann 
der Berechtigte die Rückgabe derjenigen Ver- 
mögensgegenstände verlangen, die sich im 
Zeitpunkt der Schädigung im Eigentum des 
geschädigten Rechtsträgers befanden oder an 
deren Stelle getreten sind. Diesem Anspruch 
gehen jedoch Ansprüche von Gläubigern des 
rückgabepflichtigen Rechtsträgers vor, soweit 
diese nicht unmittelbar oder mittelbar dem 
Bund, Ländern, Gemeinden oder einer ande- 
ren juristischen Person des öffentlichen Rechts 
zustehen. § 9 Abs. 2 Satz 1 ist entsprechend 
anzuwenden, wenn ein Grundstück nicht zu- 
rückgegeben werden kann. Ist dem Verfü- 
gungsberechtigten die Rückgabe nicht mög- 
lich, weil er das Unternehmen oder nach Satz 1 
zurückzugebende Vermögensgegenstände 
nach dem 29. September 1990 ganz oder teil- 
weise veräußert hat, so kann der Berechtigte 
vom Verfügungsberechtigten die Zahlung ei- 
nes Geldbetrages in Höhe des Erlöses aus der 
Veräußerung verlangen. Ist ein Erlös nicht er- 
zielt worden oder unterschreitet dieser den 
Verkehrswert, den das Unternehmen oder 
nach Satz 1 zurückzugebende Vermögensge- 
genstände im Zeitpunkt der Veräußerung hat- 
ten, so kann der Berechtigte Zahlung des Ver- 
kehrswertes verlangen. Ist die Gesamtvoll- 
streckung eines Unternehmens entgegen § 3 
Abs. 3 Satz 4 und 5 nicht abgewendet worden, 
so kann der Berechtigte Zahlung des Ver- 
kehrswerts der einzelnen Vermögensgegen- 
stände abzüglich der nach Satz 2 zu berück- 
sichtigenden Schulden verlangen. '' 

h) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 


durchführbar ist; § 265 Abs. 4 des Aktiengeset- 
zes ist entsprechend anzuwenden. Vor der Ein- 
tragung der Auflösung des Rechtsträgers und 
seiner Abwickler ist ein im Register zu dem 
geschädigten Rechtsträger eingetragener Lö- 
schungsvermerk von Amts wegen zu löschen. 
Sind Registereintragungen zu dem geschädig- 
ten Rechtsträger nicht mehr vorhanden, so ha- 
ben die Abwickler den nach § 2 Abs. 1 Satz 3 
fortbestehenden Rechtsträger als in Auflösung 
befindlich zur Eintragung in das Handelsregi- 
ster anzumelden. Im übrigen ist für die Ab- 
wicklung das jeweils für den Rechtsträger gel- 
tende Recht anzuwenden. Die Fortsetzung des 
geschädigten Rechtsträgers kann beschlossen 
werden, solange noch nicht mit der Verteilung 
des zurückzugebenden Vermögens an die Ge- 
sellschafter oder Mitglieder begonnen ist. Ei- 
ner Eintragung oder Löschung im Register be- 
darf es nicht, wenn die zur Stellung des An- 
trags berechtigen Personen beschließen, daß 
der geschädigte Rechtsträger nicht fortgesetzt 
und daß in Erfüllung des Rückgabeanspruchs 
unmittelbar an die Gesellschafter des geschä- 
digten Rechtsträgers oder deren Rechtsnach- 
folger geleistet wird. '' 

7. Nach § 6 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 


„§ 6a 

Vorläufige Einweisung 

(1) Die Behörde hat Berechtigte nach § 6 auf 
Antrag vorläufig in den Besitz des zurückzuge- 
benden Unternehmens einzuweisen, wenn die 
Berechtigung unzweifelhaft ist und kein anderer 
Berechtigter nach § 3 Abs. 2 Vorrang hat. Wird die 
Berechtigung nur glaubhaft gemacht, erfolgt die 
vorläufige Einweisung, wenn 

1. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die 
Berechtigten oder die zur Leitung des Unter- 
nehmens bestellten Personen die Geschäfts- 
führung nicht ordnungsgemäß ausführen wer- 
den und 


„Leistungen nach Absatz 6 a werden auf einen 
verbleibenden Entschädigungsanspruch voll 
angerechnet.'' 

i) In Absatz 9 werden die Wörter „Minister der 
Finanzen" durch die Wörter „Bundesminister 
der Justiz" und die Wörter „Minister für Wirt- 
schaft" durch die Wörter „Bundesminister der 
Finanzen und Bundesminister für Wirtschaft" 
ersetzt. Nach dem Wort „Rechtsverordnung" 
werden die Wörter „mit Zustimmung des Bun- 
desrates" eingefügt. 

j) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(10) Das Gericht am Sitz des geschädigten 
Rechtsträgers hat auf Antrag eines Beteiligten 
Abwickler zu bestellen, wenn gesetzliche Ver- 
treter nicht vorhanden sind und die Bestellung 
von Abwicklern durch die nach dem für die 
Rechtsform maßgeblichen Recht zuständigen 
Organe nicht innerhalb angemessener Frist 


2. im Falle der Sanierungsbedürftigkeit die Be- 
rechtigten über einen erfolgversprechenden 
Plan verfügen. 

(2) Die nach § 25 zuständige Behörde entschei- 
det über die Einweisung durch Bescheid nach § 33 
Abs. 3. Auf das Rechtsverhältnis zwischen dem 
Berechtigten und dem Verfügungsberechtigten 
sind die Vorschriften über den Pachtvertrag ent- 
sprechend anzuwenden, sofern sich der Berech- 
tigte im Falle des Absatzes 1 Satz 1 nicht für einen 
Kauf entscheidet. Die Behörde hat auf Antrag für 
den Fall, daß dem Antrag der Berechtigten auf 
Rückgabe des entzogenen Unternehmens nicht 
stattgegeben wird, den Pachtzins oder den Kauf- 
preis zu bestimmen. Der Pachtzins oder der Kauf- 
preis bleiben bis zur bestandskräftigen Entschei- 
dung über die Rückgabe gestundet; sie entfallen, 
wenn das Unternehmen an den Berechtigten zu- 
rückübertragen wird. Der Berechtigte hat dafür 
einzustehen, daß er und die zur Leitung des Un- 
ternehmens bestellten Personen bei der Führung 
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der Geschäfte die Sorgfalt eines ordentiichen und 
gewissenhaften Geschäftsleiters anwenden. 

(3) Der Berechtigte hat Anspruch darauf, daß 
eine wesentliche Verschlechterung nach § 6 
Abs. 2 und 4 bereits im Zeitpunkt der vorläufigen 
Einweisung ausgeghchen wird, soweit das Unter- 
nehmen sonst nicht fortgeführt werden könnte. 
Der Verpflichtete kann die Fortführung des Un- 
ternehmens auch in anderer Form, insbesondere 
durch Bürgschaft, gewährleisten. 

(4) Einer Entscheidung der Behörde bedarf es 
nicht, wenn der Berechtigte und der Verfügungs- 
berechtigte eine vorläufige Nutzung des zurück- 
zugebenden Unternehmens vereinbaren. 

§ 6b 

Entflechtung 

(1) Ein Unternehmen kann zur Erfüllung eines 
oder mehrerer Ansprüche auf Rückgabe nach § 6 
in rechtlich selbständige Unternehmen oder in 
selbständige Vermögensmassen ohne eigenen 
Rechtsträger (Betriebsstätten) ganz oder teilweise 
entflochten werden. § 6 Abs. 1 bis 4 ist auf jede so 
gebüdete Vermögensmasse gesondert anzuwen- 
den. Über die Entflechtung entscheidet die zu- 
ständige Behörde auf Antrag der Berechtigten 
oder des Verfügungsberechtigten durch Bescheid 
nach § 33 Abs. 3. 

(2) Die Entflechtung eines Unternehmens ist 
antragsgemäß zu verfügen, wenn dem Verfü- 
gungsberechtigten die Anteils- oder Mitglied- 
schaftsrechte allein zustehen und die Berechtig- 
ten zustimmen. Bei der Entflechtung von Genos- 
senschaften ist antragsgemäß zu entscheiden, 
wenn deren Abwickler oder, falls solche nicht be- 
stellt sind, die Generalversammlung mit der für 
die Auflösung der Genossenschaft erforderlichen 
Mehrheit der Entflechtung zustimmen. In allen 
anderen Fällen entscheidet die Behörde nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Der Behörde ist auf Verlangen die Schlußbi- 
lanz des zu entflechtenden Unternehmens ein- 
schließhch des dazu gehörenden Inventars für ei- 
nen Zeitpunkt vorzulegen, der nicht länger als 
drei Monate zurückhegt. In der Schlußbilanz und 
im Inventar sind die Beträge aus der D-Markeröff- 
nungsbilanz und dem dazu gehörenden Inventar 
jeweils anzugeben. 

(4) Das Übergabeprotokoll nach § 33 Abs. 4 muß 
mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. den Namen oder die Firma und den Sitz des 
Rechtsträgers des zu entflechtenden Unterneh- 
mens und der Rechtsträger, auf welche die 
durch die Entflechtung entstehenden Unter- 
nehmen übergehen sowie deren gesetzhche 
Vertreter; 

2. den Zeitpunkt, von dem an neu geschaffene 
Anteile oder eine neu geschaffene Mitghed- 
schaft einen Anspruch auf einen Anteil an dem 
Bilanzgewinn gewähren, sowie alle Besonder- 
heiten in bezug auf diesen Anspruch; 


3. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen 
des übertragenden Rechtsträgers als für Rech- 
nung jedes der übernehmenden Rechtsträger 
vorgenommen gelten; 

4. die genaue Beschreibung und Aufteilung der 
Gegenstände des Aktiv- imd Passivvermögens 
des zu entflechtenden Unternehmens auf die 
verschiedenen Rechtsträger oder Vermögens- 
massen. Soweit für die Übertragung von Ge- 
genständen im Falle der Einzelrechtsnachfolge 
in den allgemeinen Vorschriften eine beson- 
dere Art der Bezeichnung bestimmt ist, sind 
diese Regelungen auch hier anzuwenden. Bei 
Grundstücken ist § 28 der Grundbuchordnung 
zu beachten. Im übrigen kann auf Urkunden 
wie Bilanzen und Inventare Bezug genommen 
werden, deren Inhalt eine Zuweisung des ein- 
zelnen Gegenstands ermöglicht; 

5. die Ausgleichsforderung, Ausgleichsverbind- 
hchkeit oder Garantien, die jeder einzelnen 
Vermögensmasse unter Berücksichtigung ih- 
res künftigen Rechtsträgers nach § 6 Abs. 1 bis 
4 zugeordnet werden sollen. 

(5) Muß für die Zwecke der Rückgabe ein neuer 
Rechtsträger errichtet werden, so sind die für die 
jeweilige Rechtsform maßgeblichen Gründimgs- 
vorschriften entsprechend anzuwenden. Einer 
Gründungsprüfung bedarf es nicht; die Prüfungs- 
aufgaben des Registergerichts obliegen insoweit 
der zuständigen Behörde. Die D-Markeröffnungs- 
bilanz des zu entflechtenden Unternehmens ist 
entsprechend der Bildung der neuen Vermögens- 
massen auf Zuteilen; sie gilt mit dem Wirksamwer- 
den der Entflechtung im Sinne der Aufteilung als 
berichtigt. 

(6) Kann ein Gläubiger des übertragenden 
Rechtsträgers von dem neuen Rechtsträger, dem 
die Verbindlichkeit im Rahmen der Vermögens- 
aufteilung zugewiesen worden ist, keine Befriedi- 
gung erlangen, so haften auch die anderen an der 
Entflechtung beteiligten Rechtsträger für diese 
Verbindlichkeit als Gesamtschuldner. Ist eine 
Verbindlichkeit keiner der neuen Vermögens- 
massen zugewiesen worden und läßt sich die Zu- 
weisung auch nicht durch Auslegung ermitteln, so 
haften die an der Entflechtung beteUigten Rechts- 
träger als Gesamtschuldner. Eine Haftung tritt 
nicht ein, wenn die Behörde festgelegt hat, daß für 
die Erfüllung von Verbindlichkeiten nur be- 
stimmte Rechtsträger, auf die Unternehmen oder 
Betriebsstätten übertragen worden sind, oder die 
Treuhandanstalt einzustehen hat. Die Treuhand- 
anstalt haftet nur bis zu dem Betrag, den die Gläu- 
biger erhalten hätten, wenn die Entflechtung 
nicht durchgeführt worden wäre. 

(7) Mit der Unanfechtbarkeit des Bescheids 
nach § 33 Abs. 3 gehen je nach Entscheidung der 
Behörde die im Übergabeprotokoll bezeichneten 
Gegenstände entsprechend der dort vorgesehe- 
nen Aufteilung entweder einzeln oder jeweils als 
Gesamtheit auf die bezeichneten Rechtsträger 
über; bei den Betriebsstätten sind es die geschä- 
digten Rechtsträger. Gleichzeitig gehen die An- 
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teilsrechte auf die im Bescheid bezeichneten Per- 
sonen über. Der übertragende Rechtsträger er- 
lischt, sofern er nach dem Bescheid nicht fortbe- 
stehen soll. Stellt sich nachträglich heraus, daß 
Gegenstände oder Verbindlichkeiten nicht über- 
tragen worden sind, so sind sie von der Behörde 
den im Bescheid bezeichneten Rechtsträgern 
nach denselben Grundsätzen zuzuteilen, die bei 
der Entflechtung angewendet worden sind, so- 
weit sich aus der Natur der Sache keine andere 
Zuordnung ergibt. 

(8) Die Behörde ersucht die für die im Entflech- 
tungsbescheid bezeichneten Rechtsträger zustän- 
digen Registergerichte und die für die bezeichne- 
ten Grundstücke zuständigen Grundbuchämter 
um Berichtigung der Register und Bücher und, 
soweit erforderlich, um Eintragung. " 

8. § 15 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 3 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. " 

9. ln § 16 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ver- 
waltung“ die Wörter „oder mit der vorläufigen 
Einweisung nach § 6 a" eingefügt. 

10. Dem § 25 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Rückgabe von Unternehmen nach § 6 
und deren Entflechtung sowie für die vorläufige 
Einweisung nach § 6 a ist das Landesamt aus- 
schließlich zuständig. " 

11. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; nach 
Satz 1 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

„Über den Antrag entscheidet die Behörde, 
wenn und soweit die Rückgabe zwischen dem 
Verfügungsberechtigten und dem Berechtig- 
ten nicht einvernehmhch zustande kommt. Der 
Antrag auf Rückgabe kann jederzeit zurückge- 
nommen oder für erledigt erklärt werden. Er 
kann auch auf einzelne Verfahrensstufen be- 
schränkt werden. “ 

b) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(2) In den Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 1 und 
der §§ 6 a und 6 b können die Parteien bean- 
tragen, die Entscheidung oder bestimmte Ent- 
scheidungen statt durch die Behörde durch ein 
Schiedsgericht nach § 38 a treffen zu lassen. 
Die Behörde hat die Parteien auf diese Mög- 
lichkeit hinzuweisen, wenn nach ihren Ermitt- 
lungen Interessen Dritter durch die Entschei- 
dung nicht berührt werden. Ein Antrag im 
Sinne des Satzes 1 kann auch noch gestellt 
werden, wenn das behördliche Verfahren be- 
reits begonnen hat. Läßt die Behörde die Ent- 
scheidung durch ein Schiedsgericht zu, so gilt 
der Antrag auf behördhche Entscheidung inso- 
weit als zurückgenommen. Der Antrag auf 
Rückgabe des Unternehmens nach §§ 3, 6 
bleibt unberührt. “ 

12. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „die 
Antragstellung“ die Wörter „unter Übersen- 


dung einer Abschrift des Antrags und seiner 
Anlagen“ eingefügt. 

b) Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird ein Antrag auf Rückgabe eines Unter- 
nehmens gestellt, so hat die Behörde dem An- 
tragsteller, wenn er seine Berechtigung glaub- 
haft macht, zu gestatten, die Geschäftsräume 
des Unternehmens zu betreten und alle Unter- 
lagen einzusehen, die für seinen Antrag Be- 
deutung haben können. “ 

c) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze ange- 
fügt: 

„(5) Die Behörde hat in jedem Stadium des 
Verfahrens auf eine gütliche Einigung zwi- 
schen dem Berechtigten und dem Verfügungs- 
berechtigten hinzuwirken. Sie setzt das Ver- 
fahren aus, soweit ihr mitgeteilt wird, daß eine 
gütliche Einigung angestrebt Avird. Kommt es 
zu einer Einigung, die den Anspruch des Be- 
rechtigten ganz oder teilweise erledigt, so ist 
die Einigung auf Antrag durch Bescheid nach 
§ 33 Abs. 3 in Verbindung mit einem Überga- 
beprotokoll nach § 33 Abs. 4, § 6 b Abs. 4 fest- 
zustellen. Absatz 2 bleibt unberührt. Der Be- 
scheid Avird sofort bestandskräftig, wenn der 
Widerruf innerhalb einer zu bestimmenden 
Frist, die höchstens einen Monat betragen darf, 
nicht Vorbehalten Avird. 

(6) Haben die Parteien einen Antrag nach 
§ 30 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 gestellt, so gibt die 
Behörde dem Antrag statt, wenn Interessen 
Dritter im Sinne des Absatzes 2 nicht berührt 
sind. Die Behörde ist dem Schiedsgericht zur 
Auskunft über alle Informationen verpflichtet, 
die das Schiedsgericht für seine Entscheidung 
benötigt. Sie ist an die Entscheidung des 
Schiedsgerichts gebunden. “ 

13. Dem § 33 Abs. 4 Avird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Rückgabe von Unternehmen muß das 
Übergabeprotokoll die in § 6 b Abs. 4 bezeichne- 
ten Angaben enthalten, “ 

14. Dem § 34 Avird folgender Absatz angefügt: 

„(5) Absatz 1 bis 4 ist auf die Rückgabe von 
Unternehmen und deren Entflechtung anzuwen- 
den, soweit keine abweichenden Regelungen vor- 
gesehen sind. Das Eigentum an einem Unterneh- 
men oder einer Betriebsstätte geht im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge über. “ 

15. § 35 Avird Avie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 Avird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(3) In den Fällen des § 3 Abs. 2 ist das Amt 
zur Regelung offener Vermögensfragen aus- 
schließlich zuständig, in dessen Bereich der 
Vermögenswert belegen ist. Das Amt, dessen 
Zuständigkeit zunächst nach Absatz 1 begrün- 
det war, gibt sein Verfahren dorthin ab.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 


8 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/103 


16. Nach § 38 wird folgender § 38 a eingefügt: 

«§ 38a 

Schiedsgericht; Schiedsverfahren 

(1) Die Einsetzung eines Schiedsgerichts zur 
Entscheidung über die Rückgabe eines Unterneh- 
mens nach § 6 Abs. 1 Satz 1, die vorläufige Ein- 
weisung nach § 6 a oder die vorhergehende Ent- 
flechtung nach § 6 b erfolgt auf Grund eines 
Schiedsvertrags zwischen den Parteien (Berech- 
tigter und Verfügungsberechtigter). Auf den 
Schiedsvertrag und das schiedsgerichtliche Ver- 
fahren finden die Vorschriften der §§ 1025 bis 
1047 der Zivilprozeßordnung Anwendung. Ge- 
richt im Sinne des § 1045 der Zivilprozeßordnung 
ist das nach § 37 zuständige Gericht. 

(2) Das Schiedsgericht besteht aus einem Vor- 
sitzenden und zwei Beisitzern, von denen jede 
Partei einen ernennt. Der Vorsitzende, der die 
Befähigung zum Richteramt haben muß, wird von 
den Beisitzern ernannt. " 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über besondere Investitionen 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

Das Gesetz über besondere Investitionen in der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 23. Sep- 
tember 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1157) wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Gesetz über besondere Investitionen in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet 
(Investitionsgesetz — BlnvG)" 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „ § 2 Abs. 2 " durch 
die Angabe „ § 2 Abs. 1 " ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ Sie ist unter der Auflage zu erteüen, daß in dem 
Veräußerungsvertrag eine Bestimmung aufge- 
nommen wird, wonach das Grundstück oder 
Gebäude zurückfällt, wenn die Investitionsbe- 
scheinigung unanfechtbar gemäß § Id widerru- 
fen worden ist (Rückfallklausel)." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(4) Anstelle der Veräußerung kann der ge- 
genwärtig Verfügungsberechtigte auch ein Erb- 
baurecht an dem Grundstück bestellen oder 
Teileigentum begründen (§ 1 Abs. 1 und 3 des 
Wohnungseigentumsgesetzes). In diesem Falle 
kann der Berechtigte anstelle der Rückgabe des 
Grundstücks die Zahlung des Verkehrswertes 
verlangen, den das Grundstück im Zeitpunkt 
der Bestellung des Erbbaurechts hatte." 


3. Nach § 1 werden folgende §§ 1 a bis 1 e einge- 
fügt: 

„§ la 

Vermietung und Verpachtung ehemals 
volkseigener Grundstücke und Gebäude 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 1 ist dem 
gegenwärtig Verfügungsberechtigten durch eine 
Investitionsbescheinigung abweichend von § 3 
Abs. 3 des Vermögensgesetzes für die Dauer von 
höchstens zwölf Jahren zu gestatten, das Grund- 
stück oder Gebäude oder Teile hiervon zum ortsüb- 
lichen Zins zu vermieten oder zu verpachten. Der 
gegenwärtig Verfügungsberechtigte kann den auf- 
grund der Investitionsbescheinigimg geschlosse- 
nen Miet- oder Pachtvertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen, wenn die Investitionsbescheini- 
gung gemäß § 1 d unanfechtbar widerrufen worden 
ist. 

(2) Die Bestimmungen über die Beendigung von 
Mietverhältnissen über Wohnraum bleiben unbe- 
rührt. 

(3) Ein besonderer Investitionszweck liegt in den 
Fällen des Absatzes 1 auch vor, wenn 

a) die Inanspruchnahme erforderlich ist, um die 
Überlebensfähigkeit eines bestehenden oder 
die Gründung eines landwirtschaftlichen Be- 
triebs zu sichern, 

b) an dem Betrieb mindestens ein ehemaliges Mit- 
glied einer landwirtschaftlichen Produktionsge- 
nossenschaft beteiligt ist und seinen landwirt- 
schaftlichen Grundbesitz in den Betrieb ein- 
bringt oder eingebracht hat und wenn 

c) der Inhaber des Betriebs nach seinen persönli- 
chen und wirtschaftlichen Verhältnissen hinrei- 
chende Gewähr für die Weiterführung oder 
Gründung des Betriebs bietet. 

Dem ehemaligen Mitglied einer landwirtschaftli- 
chen Produktionsgenossenschaft steht jede andere 
Person gleich, die eigenen, auch staatlich verwal- 
teten Grundbesitz in den Betrieb einbringt oder 
eingebracht hat. 

(4) Eine Bescheinigung darf für land- oder forst- 
wirtschaftliche Vorhaben in den Fällen der Ab- 
sätze 1 und 3 nur erteilt werden, wenn das Vorha- 
ben auch den Vorschriften des Landwirtschaftsan- 
passungsgesetzes vom 29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 42 
S. 642), das nach Anlage II Kapitel IV Sachgebiet A 
Abschnitt II Nr. 1 des Einigungsvertrags vom 
31. August 1990 in Verbindung mit dem Gesetz 
vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 
1204) fortgilt, und dem jeweils geltenden gemein- 
samen Rahmenplan nach § 4 des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBl. I 
S. 1055) entspricht. Die Bescheinigung darf nicht 
erteilt werden, wenn der Berechtigte glaubhaft 
macht, auf das zur Vermietung oder Verpachtung 
vorgesehene Grundstück oder Gebäude für die Er- 
richtung eines landwirtschaftlichen Betriebes an- 
gewiesen zu sein. 
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(5) Geht das Eigentum an einem gemäß Absatz 1 
vermieteten oder verpachteten Grundstück oder 
Gebäude vor Ablauf der vereinbarten Miet- oder 
Pachtzeit nach dem Vermögensgesetz auf einen 
Berechtigten über, gelten §§ 571, 572, § 573 Satz 1, 
§§ 574 bis 576 und 579 des Bürgerhchen Gesetz- 
buchs entsprechend. Jedoch hat der gegenwärtig 
Verfügungsberechtigte die bis zur Rückübertra- 
gung des Eigentums gezogenen Erträge aus der 
Vemüetimg oder Verpachtung vom Zeitpunkt der 
Vermietimg oder Verpachtung an abzügüch der für 
die Unterhaltrmg des Grundstücks oder Gebäudes 
erforderlichen Kosten an den Berechtigten heraus- 
zugeben. Dieser Anspruch wird mit der Rücküber- 
tragung des Eigentums fähig. Jede Vertragspartei 
kann von der anderen für die Zukunft die Anpas- 
srmg des Miet- oder Pachtzinses an die Entgelte 
verlangen, die in der betreffende Gemeinde für 
vergleichbare Gnmdstücke und Gebäude übhch 
sind. Ist eine Anpassung erfolgt, kann eine weitere 
Anpassung erst nach Ablauf von drei Jahren nach 
der letzten Anpassimg verlangt werden. Ist das 
Miet- oder Pachtverhältnis auf eine bestimmte Zeit 
geschlossen, so kann der Mieter oder Pächter im 
FaUe der Anpassung das Vertragsverhältnis ohne 
Einhaltimg einer Frist kündigen. 

(6) Im übrigen bleiben die Rechte und Pflichten 
des gegenwärtig Verfügungsberechtigten imd des 
Berechtigten nach dem Vermögensgesetz unbe- 
rührt. 

§ Ib 

Bestehung beschränkter dinghcher Rechte 

Dem gegenwärtig Verfügungsberechtigten ist 
durch eine Investitionsbescheinigung die Bestel- 
limg einer darin näher festzulegenden Dienstbar- 
keit, insbesondere Wege- und Leitungsrechte, zu 
gestatten, wenn dies zur Nutzung eines Grund- 
stücks oder Gebäudes für ein Vorhaben, bei dem 
die Voraussetzimgen des § 1 Abs. 2 vorhegen, er- 
forderhch ist. Die Bescheinigung gemäß Satz 1 ist 
zu versagen, wenn die Belastung mit dem dingh- 
chen Recht für den Berechtigten unbihig wäre. 

§ Ic 

Eigeninvestitionen 

(1) Dem gegenwärtig Verfügungsberechtigten 
ist die ErrichUmg von Bauwerken oder der Ausbau 
einer vorhandenen Betriebsstätte auf einem 
Gnmdstück der in § 1 Abs. 1 bezeichneten Art 
durch eine Investitionsbescheinigung zu gestatten, 
wenn ein besonderer Investitionszweck (§ 1 Abs. 2) 
vorhegt. Die Investitionsbescheinigimg berechtigt 
auch zur Vornahme der für die Durchführung des 
bescheinigten Vorhabens erforderhchen Rechts- 
geschäfte. § 1 Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt entspre- 
chend. 

(2) In der Bescheinigung ist eine Frist für die 
Durchfühnmg des Vorhabens festzusetzen. Bis 
zum Ablauf dieser Frist kann die Rückübertragung 
nicht begehrt werden. Wird das Vorhaben inner- 
halb dieser Frist durchgeführt, so entfäht der An- 
spruch auf Rückübertragung. 


§ Id 

Fristverlängenmg, Widerruf 

(1) Die nach §§ 1 oder Ic für die Durchführung 
des Vorhabens zu setzende Frist kann durch die 
gemäß § 2 Abs. 1 zuständige Behörde auf Antrag 
des gegenwärtig Verfügungsberechtigten verlän- 
gert werden, wenn dieser nachweist, daß ohne Ver- 
schulden des Investors innerhalb der festgesetzten 
Frist das Vorhaben nicht durchgeführt werden 
kann und die Verlängerung der Frist vor ihrem 
Ablauf beantragt worden ist. Der Berechtigte ist vor 
der Verlängerung zu hören. Eine Mitteüung über 
die Verlängenmg ist ihm zuzustellen. 

(2) Wird das Vorhaben nach §§ 1 oder 1 c nicht 
innerhalb der gesetzten Frist durchgeführt oder das 
Grundstück oder Gebäude nicht oder nicht mehr 
für den in der Bescheinigung gemäß §§ la oder Ib 
genannten Zweck verwendet, so ist die erteilte Be- 
scheinigung auch nach Eintritt der Unanfechtbar- 
keit von der gemäß § 2 Abs. 1 zuständigen Behörde 
mit Wirkung für die Vergangenheit oder für die 
Zukunft zu widerrufen. Die Bescheinigung kann in 
den Fällen des Satzes 1 nicht widerrufen werden, 
wenn mit dem Grundstück oder Gebäude ein 
gleichwertiges Vorhaben verwirkücht wird. 

(3) Auf Antrag des Investors oder des gegenwär- 
tig Verfügungsberechtigten stellt die nach § 2 
Abs. 1 zuständige Behörde fest, daß das Vorhaben 
innerhalb der gesetzten Frist durchgeführt worden 
ist. Wird diese Feststellung unanfechtbar, kann die 
Bescheinigung nicht mehr nach Absatz 2 widerru- 
fen werden. 

(4) Vor dem Erlaß einer Entscheidung nach Ab- 
satz 2 bis 3 sind der Berechtigte und ein Investor, 
Mieter oder Pächter zu hören. Sie ist diesen zuzu- 
stellen. 

(5) Wird eine Investitionsbescheinigung gemäß 
Absatz 2 unanfechtbar widerrufen, so ist der ge- 
genwärtig Verfügungsberechtigte verpflichtet, von 
Rechten aus einer in einen Vertrag aufzunehmen- 
den Rückfallklausel oder aus § la Abs. 1 Gebrauch 
zu machen. 

(6) Im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 3, des § Ic Abs. 2 
und der Absätze 2 und 3 gilt ein Vorhaben als 
durchgeführt, wenn es im wesentlichen fertigge- 
stellt ist. 

§ le 

Auswahl der Investitionsform 

Die Erteilung einer Bescheinigung nach § 1 kann 
nicht allein mit der Begründung versagt werden, 
daß anstelle der Veräußerung die Bestellung eines 
Erbbaurechts oder die Begründung von Teileigen- 
tum möglich wäre. Das gilt entsprechend für die 
Mögüchkeit von Verkauf oder Verpachtung nach 
§ 1 a, es sei denn, daß die Vermietung oder Ver- 
pachtung für Vorhaben der in Aussicht genomme- 
nen Art übhch ist. " 
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4. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2 

Erteilung der Investitionsbescheinigung 

(1) Der Landrat, bei einer kreisfreien Stadt der 
(Ober-) Bürgermeister, hat auf Antrag des gegen- 
wärtig Verfügungsberechtigten eines Grundstücks 
oder Gebäudes nach Anhörung der Gemeinde die 
Investitionsbescheinigung nach §§ 1 bis Ic zu ertei- 
len, wenn die dort genannten Voraussetzungen 
vorhegen und solange keine auf Rückübertragung 
gerichtete behördhche oder gerichthche Entschei- 
dung oder eine Mitteilung über die beabsichtigte 
Rückübertragung durch die zuständige Behörde 
ergangen ist. 

(2) Anträge auf Erteilung von Investitionsbe- 
scheinigungen nach §§ 1 bis Ic können nur bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 1992 gestellt werden. 

(3) Die Investitionsbescheinigung nach § 1 er- 
setzt die erforderhche Genehmigung nach § 2 der 
Grundstücksverkehrsverordnung vom 15. Dezem- 
ber 1975 (GBL 1978 I Nr. 5 S. 73), die nach der 
Anlage II Kapitel III Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 1 
des Einigungsvertrags vom 31. August 1990 in Ver- 
bindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Sep- 
tember 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1167) fortgüt. 
§§ 6 und 7 der Verordnung über die Anmeldung 
vermögensrechthch Ansprüche in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Oktober 1990 (BGBl. I 

S. 2162) finden keine Anwendung. 

(4) Die für die Führung der Grundbücher zustän- 
dige Stelle darf, sofern nicht eine Genehmigung 
vorgelegt wird, eine nach der Grundstücksver- 
kehrsordnung genehmigungsbedürftige Verfü- 
gung in das Grundbuch nur eingetragen, wenn 
eine Investitionsbescheinigung nach § 1 vorgelegt 
worden ist. Sie darf nicht mehr eintragen, wenn die 
zuständige Behörde ihr mitgeteilt hat, daß gegen 
die Bescheinigung ein Rechtsbehelf mit aufschie- 
bender Wirkung eingelegt worden ist. Die zustän- 
dige Behörde ist verpflichtet, unverzüghch eine 
solche Mitteilung zu machen, wenn die Vorausset- 
zungen dafür vorhegen. Entsprechendes güt, wenn 
die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs ent- 
fäUt. Der Mitteüimg durch die Behörde im Sinne 
dieses Absatzes steht es gleich, wenn die grund- 
buchführende Stehe auf anderem Wege durch öf- 
fenthche oder öffenthch beglaubigte Urkunde 
Kenntnis erlangt. 

(5) Bis zum Erlaß entsprechender landesrechth- 
cher Bestimmungen ist für Zustellungen nach die- 
sem Gesetz das VerwaltungszusteUungsgesetz an- 
zuwenden. Zusteüungen sind nach Maßgabe des § 
4 VerwaltungszusteUungsgesetz vorzunehmen." 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Fähe der Bestehung einer Dienstbarkeit 
(§ 1 b) gelten die vorstehenden Vorschriften ent- 
sprechend, mit der Maßgabe, daß an die Stehe 
des Erlöses das Entgelt für die Bestehung der 
Dienstbarkeit und an die Stehe des Verkehrs- 


werts des Grundstücks die Wertminderung tritt, 
welche bei dem belasteten Grundstück durch 
die Bestehung der Dienstbarkeit entsteht." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(la) Entfäht der Anspruch auf Rückübertra- 
gung gemäß § Ic, so steht dem Berechtigten 
gegen den gegenwärtig Verfügungsberechtig- 
ten ein Anspruch auf Ersatz des Wertes zu, den 
das in Anspruch genommene Gnmdstück im 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme für das be- 
scheinigte Investitionsvorhaben hatte. Absatz 1 
Satz 3 güt entsprechend." 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(4) Ist ein Erlös oder ein Entgelt nach Absatz 
1 gezahlt oder Ersatz nach Absatz 1 a geleistet 
worden, so ist eine spätere Rücküb ertragimg 
von der Rückerstattung des gezahlten Erlöses 
oder Entgelts oder des geleisteten Ersatzes ab- 
hängig zu machen. " 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 2 Absatz 2" 
durch die Angabe „§ 2 Abs. 1" ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Im Bundesanzeiger ist unbeschadet der 
sich aus Satz 1 ergebenden Pflicht zur An- 
hörung, unter genauer Bezeichnung des 
Grundstücks oder Gebäudes und des An- 
tragsteUers öffentlich bekannt zu machen, 
daß ein Antrag auf Erteüung einer Investi- 
tionsbescheinigung gesteUt worden ist. Das 
Verfahren nach § 2 Abs. 1 ist für die Dauer 
eines Monats seit der Bekanntmachung 
auszusetzen. " 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Die Investitionsbescheinigung ist den be- 
kannten Anmeldern zuzusteUen. Ein Auszug 
aus der Investitionsbescheinigung, welcher das 
betroffene Grundstück bezeichnet und angibt, 
welchen der in §§ 1 bis 1 c genannten Inhalte die 
Bescheinigung hat sowie die Rechtsmittelbeleh- 
rung enthält, ist im Bundesanzeiger bekannt zu 
machen. Sie gilt den nicht bekannten Anmel- 
dern oder sonstigen Personen, denen sie nicht 
zuzusteUen ist, nach Ablauf eines Monats seit 
ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger als 
zugesteUt. " 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) In Absatz 3 werden die Worte „der Genehmi- 
gung" durch die Worte „einer Entscheidtmg 
nach diesem Gesetz" ersetzt. 
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e) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(4) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten nur 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Möglichkeit 
der sicheren Feststellung der Beteiligten zu er- 
warten ist. Der Bundesminister der Justiz wird 
ermächtigt, nach Anhörung der Länder Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sach- 
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmimg des Bun- 
desrats festzustellen, in welchem der anzuhö- 
renden Länder dieser Zeitpunkt eingetreten ist. 
Durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrats können die näheren Einzelheiten 
der Anhörung nach Absatz 1 bestimmt werden. " 

7. Nach § 4 werden folgende §§ 5 und 6 angefügt: 

„§5 

Gerichtliche Zuständigkeit 

Über die Höhe eines Anspruchs nach § 3 sowie in 
den Fällen des § la Abs. 5 entscheiden die ordentli- 
chen Gerichte. Im übrigen ist für Streitigkeiten nach 
diesem Gesetz der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 
Das Oberverwaltungsgericht entscheidet im ersten 
Rechtszug. 

§6 

Sicherung der Entschädigung 

In den Fällen der §§ 1, Ib und Ic ist, sofern der 
gegenwärtig Verfügungsberechtigte nicht eine juri- 
stische Person des öffentlichen Rechts oder eine Be- 
hörde ist, die Investitionsbescheinigung nur zu ertei- 
len, wenn für einen von der Behörde nach dem Ver- 
kehrswert vorläufig zu bestimmenden Betrag Sicher- 
heit geleistet ist. Die Sicherheit kann auch durch eine 
Garantie oder sonstiges Zahlungsversprechen eines 
Kreditinstituts geleistet werden. Steht in den Fällen 
des Satzes 2 der Berechtigte nicht fest, so ist die Ga- 
rantie oder das sonstige Zahlungsversprechen nach 
Satz 2 durch schrifthchen Vertrag zwischen dem ge- 
genwärtig Verfügungsberechtigten und dem Kredit- 
institut zugunsten des Berechtigten (§ 328 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs) zu leisten. Der Vertrag 
kann nur mit Zustimmung des Berechtigten geändert 
oder aufgehoben werden. Er ist bei der Behörde zu 
hinterlegen. " 


Artikel 3 

Änderung der Grundstücksverkehrsverordnung 

§ 2 der Grundstücksverkehrsverordnung vom 
15. Dezember 1975 (GBl. 1 1978 Nr. 5 S. 73), die nach 
der Anlage II Kapitel III Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 1 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Ver- 
bindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Septem- 
ber 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1167) fortgüt, wird wie 
folgt gefaßt: 

.§2 

Erfordernis der Genehmigimg 
(1) Einer Genehmigung bedürfen 

a) die Veräußerung eines Grundstücks, 


b) die Bestellung und Übertragung eines Erbbau- 
rechts an einem Grundstück. 

(2) Für Genehmigungen, die seit dem 3. Oktober 
1990 erteüt worden sind, gilt § 2 Abs. 4 des Investi- 
tionsgesetzes entsprechend. " 


Artikel 4 

Änderung des D-Markbilanzgesetzes 

Das D-Markbüanzgesetz vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 II S. 885, 1169, 1245) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Zeüe „§ 3 Inventur" wird die Zeile 
„§ 3 a Nachholung der Inventur" eingefügt. 

b) Die Überschrift nach Abschnitt 9 wird wie folgt 
gefaßt: 

„Verfahren der Kapitalneufestsetzung. Son- 
stige Vorschriften" 

c) Nach der in Buchstabe b neu gefaßten Über- 
schrift werden die folgenden Zeilen einge- 
fügt: 

„§ 56 a Einfache Mehrheit 

§ 56 b Inhalt der Anmeldung. Prüfung durch 
das Gericht 

§ 56 c Umtausch und Zusammenlegung von 
Anteilen 

§ 56 d Überschuldung oder Verlust des hal- 
ben gezeichneten Kapitals" 

2. § 1 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Zur Rechnungslegung verpflichtete Unter- 
nehmen, die bis 30. Juni 1991 durch Gründung, 
Umwandlung, Verschmelzung oder Entflechtung 
entstehen, können für die Zwecke dieses Geset- 
zes als zum 1. Juh 1990 entstanden angesehen 
werden. Führen Maßnahmen nach Satz 1 dazu, 
daß ein Unternehmen nicht mehr besteht, so 
braucht dieses Gesetz auf das untergegangene 
Unternehmen nicht angewendet zu werden. 
Satz 2 ist auch anzuwenden, wenn das Unterneh- 
men, das eine Rechtsform im Sinne des Absatzes 2 
Nr. 1 oder 3 hat, bis 30. Juni 1991 aufgelöst wird 
und die Fortsetzung des aufgelösten Unterneh- 
mens ausgeschlossen ist. " 

3. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Nachholung der Inventur 

(1) Ist die nach § 3 vorgeschriebene Inventur 
nicht oder nicht ordnungsgemäß durchgeführt 
worden, so ist eine den Anforderungen des § 3 
Abs. 2 bis 6 genügende Inventur auf einen Stich- 
tag innerhalb der Feststellungsfrist nach § 35 
Abs. 1 Satz 3 durchzuführen. Bei prüfungspflich- 
tigen Unternehmen muß der Prüfer bei der Inven- 
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tur anwesend sein. Das Inventar und die Eröff- 
nungsbilanz für den 1. Juli 1990 sind zu berichti- 
gen oder zu ergänzen, wenn sich anhand der 
neuen Inventur unter Berücksichtigung der seit 
dem 1. Juli 1990 nach § 238 Abs. 1 des Handels- 
gesetzbuchs geführten Handelsbücher mengen- 
oder wertmäßige Abweichungen ergeben. Die 
Änderungen und Ergänzungen sind im Anhang 
betragsmäßig anzugeben und zu erläutern. 

(2) Bei prüfungspflichtigen Unternehmen ist im 
Falle des Absatzes 1 der Bestätigungs vermerk 
ohne den Hinweis auf die Ordnungsmäßigkeit 
von Inventar und Inventur zu erteilen und, soweit 
er aus anderen Gründen nicht einzuschränken 
oder zu versagen ist, wie folgt zu fassen: 

,Die Buchführung, die Eröffnungsbilanz und 
der Anhang entsprechen nach meiner/unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den gesetzhchen Vor- 
schriften. Die Eröffnungsbilanz und der Anhang 
vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ord- 
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächhchen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö- 
genslage des Unternehmens. Die Inventur mußte 
gemäß § 3 a des D-Markbilanzgesetzes nachge- 
holt werden. Ihre Ordnungsmäßigkeit wird bestä- 
tigt." 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird Satz 3 aufgehoben. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „innerhalb der 
Aufstellungsfrist für die Eröffnungsbilanz nach 
Absatz 1 Satz 1" durch die Wörter „bis zum 
30. Juni 1991" ersetzt, 

c) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn alle Ver- 
mögensgegenstände und Schulden eines Un- 
ternehmens einschheßhch der nach diesem 
Gesetz vorgesehenen Sonderposten übertra- 
gen werden. Auf das verbleibende Unterneh- 
men braucht bei Vermögenslosigkeit dieses 
Gesetz nicht angewendet zu werden; ist es in 
einem Register eingetragen, so ist es von Amts 
wegen zu löschen. " 

5. In § 7 Abs. 4 Satz 3 werden vor dem Punkt fol- 
gende Wörter eingefügt: 

„ , höchstens jedoch mit der Nutzungsdauer, die 
vor dem 1. Juli 1990 zulässig war". 

6. Dem § 9 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Aufwendungen nach Satz 2 dürfen nicht wert- 
mindernd berücksichtigt werden, soweit eine 
Rückstellung nach § 249 Abs. 2 des Handelsge- 
setzbuchs gebildet wird. " 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Satz 1" 
durch die Angabe „Satz 2" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „der Bau- 
substanz" gestrichen und vor dem Punkt ein- 
gefügt: 


„ , soweit eine Rückstellung nach § 249 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs nicht gebildet 
wird". 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Unterlassene Instandhaltungen und Großre- 
paraturen zur Erhaltung des Vermögensge- 
genstandes dürfen bei Ansatz des Verkehrs- 
werts nicht wertmindernd berücksichtigt wer- 
den, soweit eine Rückstellung nach § 249 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder Satz 3 oder Absatz 2 des 
Handelsgesetzbuchs gebildet wird." 

8. In § 11 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Eigen- 
kapital" die Angabe „(§ 26 Abs. 1)" eingefügt. 

9. § 16 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Verbindhchkeiten, die bis zum 30. Juni 1991 er- 
lassen oder von einem Dritten unentgelüich über- 
nommen werden, sind nicht zu bilanzieren. " 

10. § 17 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe 
„§ 24 Abs. 1 Satz 1 " die Wörter „oder § 40" und 
vor dem letzten Beistrich folgende Wörter ein- 
gefügt: 

„oder ein nicht durch Eigenkapital gedeckter 
Fehlbetrag auszuweisen ist". 

b) In Absatz 4 wird Satz 3 wie folgt gefaßt: 

„In Höhe des Sonderverlustkontos ist inner- 
halb der Gewinnrücklagen eine Sonderrück- 
lage zu bilden, die nur zum Ausgleich von Ver- 
lusten verwendet werden darf. Der aktivierte 
Betrag ist nicht geeignet. Ausstehende Einla- 
gen zur Bildung des gezeichneten Kapitals 
oder das Kapitalentwertungskonto nach § 26 
Abs. 4, § 28 Abs. 1 zu ersetzen." 

c) In Absatz 5 wird Satz 3 wie folgt gefaßt: 

„An Stelle eines Wertabschlags nach § 9 Abs. 2 
Satz 2 oder § 10 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 2 
kann eine Rückstellung nach § 249 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 oder Satz 3 oder Absatz 2 des Han- 
delsgesetzbuchs gebildet werden, wenn die 
Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. " 

11. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Dem Anhang 
ist" durch die folgenden Wörter ersetzt: „Un- 
ternehmen, die Geldinstitute oder Außenhan- 
delsbetriebe sind, haben dem Anhang". 

b) In Absatz 1 wird die Klammerbezeichnung 
„(1)" gestrichen. 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

12. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „in den 
ersten fünf Monaten des Geschäftsjahrs" durch 
die Wörter „spätestens innerhalb von zwei Mona- 
ten nach Ablauf der Feststellungsfrist für kleine 
Unternehmen nach § 35 Abs. 1 Satz 3" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„stellen" die Wörter „in den ersten zwei Mona- 
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ten nach Ablauf der Feststellungsfrist für die 
Konzemeröffnungsbilanz nach § 35 Abs. 1 
Satz 3" eingefügt. 

13. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden 

aa) die Wörter „aus diesem Grunde" gestri- 
chen, 

bb) nach den Wörtern „übertragen wurden" 
die Wörter „und sich am 1. Juh 1990 noch 
in deren alleinigem Anteilsbesitz befan- 
den" eingefügt und 

cc) die Wörter „der Feststellungsfrist für die" 
durch die Wörter „von drei Monaten nach 
Vorlage der festgestellten" ersetzt. 

b) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze an- 
gefügt: 

„Die Ablehnung ist dem Unternehmen schrift- 
hch mitzuteilen. Die Ausgleichsforderung ent- 
fällt mit dem Zugang der Ablehnungserklä- 
rung. War das Unternehmen am Bilanzstichtag 
sanierungsfähig, so sind Gläubiger, die durch 
die Ablehnung der Ausgleichsforderung be- 
nachteiligt werden, vom Schuldner der Aus- 
gleichsforderung bis zu deren Höhe schadlos 
zu stellen. Im Falle der Eröffnung der Gesamt- 
vollstreckung kann dieser Anspruch nur vom 
Verwalter geltend gemacht werden. " 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden vor dem Punkt folgende 
Wörter eingefügt: 

„ , soweit sonst ein nicht durch Eigenkapi- 
tal gedeckter Fehlbetrag auszuweisen 
ist". 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In Höhe des Beteihgungsentwertungs- 
kontos ist innerhalb der Gewinnrücklagen 
eine Sonderrücklage zu bilden, die nur 
zum Ausgleich von Verlusten verwendet 
werden darf. Der aktivierte Betrag ist nicht 
geeignet. Ausstehende Einlagen zur Bil- 
dung des gezeichneten Kapitals oder das 
Kapitalentwertungskonto nach § 26 Abs. 4, 
§ 28 Abs. 1 zu ersetzen." 

14. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz ange- 
fügt: 

„Bei der Berechnung der Ausgleichsverbind- 
hchkeiten sind Sonderrücklagen nach § 17 
Abs. 4 Satz 3, § 24 Abs. 5 Satz 3 und gezeich- 
netes Kapital, das über Ausstehende Einlagen 
oder ein Kapitalentwertungskonto nach § 26 
Abs. 4, § 28 gebildet wird, nicht zu berücksich- 
tigen. " 

b) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Der Anteilseigner kann als Gläubiger die 
Ausgleichsverbindhchkeit ganz oder teilweise 


erlassen. Der erlassene Betrag ist in der Eröff- 
nungsbilanz des Mutteruntemehmens dem 
Beteüigungsbuchwert nach § 11 Abs. 1 Satz 1 
zuzuschreiben. " 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Sind Beteiligungen oder Grund und Bo- 
den auf ein Unternehmen mit Wirkung zum 1. 
Juh 1990 unentgeltüch übergegangen, so sind 
sie an die Treuhandanstalt zu übertragen, 
wenn sich innerhalb der Feststellungsfrist nach 
§ 35 Abs. 1 Satz 3 die Zahlungsunfähigkeit 
oder die Überschuldung des Unternehmens er- 
gibt und das Unternehmen nicht sanierungsfä- 
hig ist oder wenn innerhalb dieser Frist die 
Auflösung des Unternehmens beschlossen 
wird. Soweit Gläubiger, deren Ansprüche nach 
dem 1. Juh 1990 entstanden sind, durch die 
Übertragung benachteihgt werden, sind sie 
von der Treuhandanstalt bis zur Höhe des Ver- 
kehrswerts der übertragenen Vermögensge- 
genstände schadlos zu stehen; im FaUe der Er- 
öffnung der GesamtvoUstreckung kann dieser 
Anspruch nur vom Verwalter geltend gemacht 
werden. " 

15. § 26 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Eigenkapi- 
tal" die Wörter „abzüghch der Sonderrückla- 
gen nach § 17 Abs. 4 Satz 3, § 24 Abs. 5 Satz 3 
und der vorläufigen Gewinnrücklage nach § 31 
Abs. 1 Satz 2" eingefügt. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „die Einleitung 
des GesamtvoUstreckungsverfahrens ver- 
langt" durch die Wörter „innerhalb dieser Frist 
die Eröffnung der GesamtvoUstreckung bean- 
tragt wird" ersetzt. 

16. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Dieser Unterabschnitt ist auf aUe Unterneh- 
men anzuwenden, auf die § 24 nach dessen 
Absatz 1 Satz 1 nicht anzuwenden ist, auch 
wenn sie nach § 1 Abs. 5 als zum 1. Juh 1990 
gegründet angesehen werden oder auf sie 
nach § 4 Abs. 3 das gesamte Vermögen eines 
Unternehmens als zum 1. Juh 1990 übergegan- 
gen gilt." 

b) In Absatz 5 werden nach dem Wort „Absatz" 
die Wörter „2 Satz 2 und 3 imd Absatz" einge- 
fügt. 

c) Nach Absatz 7 wird der folgende Absatz ange- 
fügt: 

„(8) Absatz 2 bis 7 ist auf ein Unternehmen in 
einer Rechtsform nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 7 
jeweils entsprechend anzuwenden, wenn es 
nach dem für seine Rechtsform maßgebhchen 
Recht zwischen einem gezeichneten Kapital 
und Rücklagen unterscheidet; dabei ist jeweils 
die Regelung für diejenige Rechtsform anzu- 
wenden, die der des Unternehmens am näch- 
sten kommt. " 
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17. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 3 werden vor dem Wort „sind“ 

die Wörter „oder Rechtsnachfolger eines prü- 
fungspflichtigen Unternehmens nach § 1 

Abs. 5 oder § 4 Abs. 3“ eingefügt. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Ablauf 
der Aufstellungsfrist für die Eröffnungsbilanz" 
durch die Wörter „30. Juni 1991" ersetzt. 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(6) Unbeschadet der Regelung in Absatz 1 
Satz 3 brauchen Genossenschaften jeder Art 
einschheßlich kooperativer Einrichtungen, die 
nach dem für sie maßgeblichen Recht zu einem 
späteren Zeitpunkt aufzulösen sind, wenn sie 
nicht umgewandelt werden, und die in ihrer 
Eröffnungsbilanz eine Bilanzsumme von nicht 
mehr als einhundertfünfundzwanzig Millionen 
Deutsche Mark ausweisen oder am Bilanz- 
stichtag nicht mehr als fünftausend Arbeitneh- 
mer beschäftigen und die nicht Geldinstitute 
oder Außenhandelsbetriebe sind, die Eröff- 
nungsbilanz nicht prüfen zu lassen, wenn sie 
die Aufstellung der Eröffnungsbilanz und des 
Anhangs auf eine Person übertragen haben, 
die als Wirtschaftsprüfer oder vereidigter 
Buchprüfer nach der Wirtschaftsprüferord- 
nung öffenüich bestellt oder als Prüfungsge- 
sellschaft anerkannt oder als Steuerberater 
oder als Steuerbevollmächtigter nach dem 
Steuerberatergesetz bestellt oder als Steuerbe- 
ratungsgesellschaft anerkannt worden ist oder 
als Vereinigung zur Führung der Bezeichnimg 
„Landwirtschaftliche Buchstelle" befugt oder 
Fachanwalt für Steuerrecht ist. Die Pflicht zur 
Prüfung entfällt jedoch nur, wenn die auf stel- 
lende Person schriftlich erklärt, daß 

1. die Eröffnimgsbilanz auf einer ordnungsge- 
mäßen Inventur beruht oder die Inventur 
nach § 3 a nachgeholt worden ist und 

2. die Eröffnungsbilanz und der Anhang von 
ihr unter Beachtung der Grundsätze ord- 
nungsmäßiger Buchführung so aufgestellt 
worden ist, daß diese Unterlagen ein den 
tatsächhchen Verhältnissen entsprechen- 
des Bild der Vermögenslage im Sinne des 
§ 264 Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs 
vermitteln. 

Der Eröffnungsbilanz ist die Erklärung nach 
Satz 2 und eine Erklärung der Geschäftsfüh- 
rung beizufügen, aus der sich ergibt, daß sie 
der aufstellenden Person alle Unterlagen vor- 
gelegt und alle Auskünfte erteilt hat, die für die 
Aufstellung erforderlich waren. § 323 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs über die Haftung bei 
Fahrlässigkeit ist entsprechend anzuwenden. 
Satz 1 bis 3 ist entsprechend auf die in § 34 
Abs. 2 bezeichneten Prüf ungs verbände anzu- 
wenden. " 


18. § 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist das Unternehmen eine Genossenschaft, so 
sind unter den folgenden Voraussetzungen die 
nach § 33 vor geschriebenen Prüfungen statt 
von den in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Per- 
sonen von einem Prüfungsverband durchzu- 
führen, dem das Prüfungsrecht nach § 63 des 
Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaft verhehen worden ist." 

b) In Satz 2 wird das Wort „jedoch" gestrichen. 

19. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden das Wort „achten" durch 
das Wort „zwölften", das Wort „elften" 
durch das Wort „fünfzehnten" und die 
Wörter „vor Ablauf des achten Monats 
nach dem Bilanz Stichtag" durch die Wör- 
ter „innerhalb von zwei Monaten nach Ab- 
lauf der Aufstellungsfrist nach § 21 Abs. 1 
Satz 1" ersetzt. 

bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„Die Gesamteröffnungsbilanz und der Ge- 
samtanhang sind innerhalb von zwei Mo- 
naten nach Ablauf der Aufstellungsfrist 
nach § 21 Abs. 5 festzustellen." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(4) Wird die Eröffnungs- oder Konzemeröff- 
nungsbilanz vor Ablauf einer Frist festgestellt, 
die die Berücksichtigung von Bilanz- oder 
Wertansätzen zu einem späteren Zeitpunkt 
vorschreibt oder zuläßt, so ist eine sofortige 
Änderung nicht erforderhch. Die sich ergeben- 
den Berichtigungen können nachträglich im 
Rahmen der Aufstellung des nächstfolgenden 
Abschlusses nach § 36 berücksichtigt wer- 
den." 

20. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn zum 
Zwecke der Sanierung nach Ablauf der Fest- 
stellungsfrist eine in der Eröffnungsbilanz be- 
rücksichtigte Schuld erlassen, von einem Drit- 
ten mit befreiender Wirkung unentgeltiich 
übernommen oder in eine nachrangige Schuld 
nach § 16 Abs. 3 oder § 17 Abs. 5 Satz 4 umge- 
wandelt wird. " 

b) In Absatz 4 Satz 3 werden vor dem Punkt die 
Wörter „, oder die Anteile an dem Unterneh- 
men auf eine andere Person übertragen wor- 
den sind" eingefügt. 

21. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Konzernanhang" die Wörter „innerhalb eines 
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Monats nach Ablauf der jeweihgen Feststel- 
lungsfrist" eingefügt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter „sowie neu gebildete Kapital- 
gesellschaften" sowie „und die verglei- 
chende Darstellung nach § 20" werden ge- 
strichen. 

bb) Die Wörter „der örtiich zuständigen 
Dienststelle des Statistischen Amtes der 
Deutschen Demokratischen Repubhk" 
werden durch die Wörter „der Treuhand- 
anstalt" ersetzt. 

22. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 1 Abs. 5 Satz 2 und 3, § 4 Abs. 3 Satz 3 sind 
auf Geldinstitute und Außenhandelsbetriebe 
nicht anzuwenden. " 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(4) Die Eröffnungsbilanz und der Anhang 
der Geldinstitute und Außenhandelsbetriebe 
sind spätestens vor Ablauf des achten Monats 
nach dem Bilanzstichtag festzustellen. Bis zu 
diesem Zeitpunkt können Maßnahmen nach 
§ 1 Abs. 5 Satz 1 oder § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 
berücksichtigt werden. " 

23. In § 46 Abs. 2 werden in Satz 1 die Wörter „ver- 
gleichende Darstellung nach § 20" durch die Wör- 
ter „Schlußbilanz zum 30. Juni 1990", das Wort 
„siebenten" durch das Wort „elften", das Wort 
„elften" durch das Wort „siebzehnten" und in 
Satz 2 das Wort „achten" durch das Wort „zwölf- 
ten" sowie das Wort „zwölften" durch das Wort 
„ neunzehnten " ersetzt. 

24. In § 48 Abs. 1 werden in Nummer 2 Buchstabe e 
das Wort „oder" durch einen Beistrich ersetzt, in 
Nummer 3 nach dem Wort „Inhalt" das Wort 
„oder" sowie folgende Nummer eingefügt: 

„4. der Vorschrift des § 37 Abs. 4 über die Einrei- 
chung der D-Markeröffnungsbilanz". 

25. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Ein Steuerpflichtiger, der Rechtsträger eines 
Unternehmens ist, das nach § 1 Abs. 5 als zum 
1. Juli 1990 entstanden angesehen wird, ist mit 
dem Unternehmen vom 1. Juli 1990 an steuer- 
pflichtig. Wird die Übertragung von Vermö- 
gensgegenständen oder Schulden nach § 4 
Abs. 3 bereits in der Eröffnungsbilanz der be- 
troffenen Unternehmen zum 1. Juli 1990 be- 
rücksichtigt, so gilt dies auch für die Steuer- 
pflicht der Rechtsträger der betroffenen Unter- 
nehmen." 

b) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 


„§ 9 Abs. 2 Satz 3 und § 10 Abs. 1 Satz 2 zweiter 
Halbsatz und Absatz 2 Satz 2 sind nicht anzu- 
wenden. Auf die Bildung von Pensionsrück- 
stellungen ist § 54 Abs. 1 bis 3 und 5 entspre- 
chend anzuwenden. " 

26. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter „nur gebildet" 
durch die Wörter „erstmals gebüdet" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Eine Pensionsrückstellung darf höch- 
stens um den Unterschied zwischen dem Teil- 
wert der Pensionsverpfhchtung am Schluß des 
am 31. Dezember 1990 endenden Wirtschafts- 
jahrs (Erstjahr) und dem Beginn des Wirt- 
schaftsjahrs erhöht werden. Erhöht sich am 
Schluß des Erstjahrs gegenüber dem Beginn 
dieses Wirtschaftsjahrs der Barwert der künfti- 
gen Pensionsleistungen um mehr als 25 vom 
Hundert, so kann die für das Erstjahr zulässige 
Erhöhung der Pensionsrückstellung auf dieses 
Wirtschaftsjahr und die beiden folgenden Wirt- 
schaftsjahre gleichmäßig verteilt werden. Darf 
am Schluß des Erstjahrs mit der Bildung einer 
Pensionsrückstellung begonnen werden, darf 
die Rückstellung bis zur Höhe des Teilwerts 
der Pensionsverpflichtung am Schluß dieses 
Wirtschaftsjahrs gebildet werden. Diese Rück- 
stellung kann auf das Erstjahr und die beiden 
folgenden Wirtschaftsjahre gleichmäßig ver- 
teilt werden. Endet das Dienstverhältnis des 
Pensionsberechtigten unter Aufrechterhaltung 
seiner Pensionsanwartschaft im Erstjahr oder 
tritt der Versorgungsfall in diesem Wirtschafts- 
jahr ein, darf die Pensionsrückstellung stets bis 
zur Höhe des Teilwerts der Pensionsverpflich- 
tung gebildet werden. Die für dieses Wirt- 
schaftsjahr zulässige Erhöhung der Pensions- 
rückstellung kann auf das Erstjahr und die bei- 
den folgenden Wirtschaftsjahre gleichmäßig 
verteilt werden. " 

27. Abschnitt 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Abschnittsüberschrift vor § 57 erhält fol- 
gende Fassung: 

„Verfahren der Kapitalneufestsetzung. Son- 
stige Vorschriften" 

b) Vor § 57 werden die folgenden Vorschriften 
eingefügt: 

„§ 56a 

Einfache Mehrheit 

(1) Für den Beschluß der Hauptversammlung 
oder der Gesellschafterversammlung von Ka- 
pitalgesellschaften über die Neufestsetzung 
des gezeichneten Kapitals und die Einziehung 
von Anteilen genügt die einfache Mehrheit des 
bei der Beschlußfassung vertretenen gezeich- 
neten Kapitals ohne Rücksicht auf die Stim- 
menzahl. Eines Sonderbeschlusses der einzel- 
nen Gattungen von Anteilen bedarf es nicht. 
Dies gilt auch dann, wenn die Satzung oder der 
Gesellschaftsvertrag etwas anderes bestim- 
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men. Für eine zugleich mit der Neufestsetzimg 
beschlossene Erhöhung des gezeichneten Ka- 
pitals gelten die für die Rechtsform maßgebli- 
chen Vorschriften über die Kapitalerhöhung 
nur, wenn diese nicht aus vorhandenem Eigen- 
kapital erfolgt. 

(2) Für den Beschluß der Mitghederver- 
sammlung von Genossenschaften, durch den 
die Geschäftsguthaben, die Geschäftsanteüe 
und die Haftsummen neu festgesetzt werden, 
genügt die einfache Mehrheit der abgegebe- 
nen Stimmen, auch wenn gesetzliche Vor- 
schriften oder das Statut etwas anderes bestim- 
men. Wird mit der Neufestsetzung gleichzeitig 
eine Erhöhung der neu festgesetzten Ge- 
schäftsanteile beschlossen, so sind die Vor- 
schriften des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften nur anzu- 
wenden, wenn die Erhöhung nicht aus vorhan- 
denem Eigenkapital erfolgt. 

§ 56b 

Inhalt der Anmeldung 
Prüfung durch das Gericht 

(1) Bei der Anmeldung des Beschlusses über 
die Neufestsetzimg sind die festgestellte Eröff- 
nungsbilanz und der Bericht des Vorstands 
oder der Geschäftsführer zum Handelsregister 
des Sitzes der Kapitalgesellschaft einzurei- 
chen; dies gilt bei Genossenschaften entspre- 
chend für die Anmeldung zum Genossen- 
schaftsregister. Bei der Anmeldung haben der 
Vorstand oder die Geschäftsführer zu erklären, 
daß die Beschlüsse über die Feststellung der 
Eröffnungsbilanz und die Neufestsetzung 
nicht angefochten sind oder die Anfechtung 
rechtskräftig zurückgewiesen ist. 

(2) Die Geschäftsführer von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung haben eine von ih- 
nen unterschriebene Liste der Gesellschafter 
beizufügen, aus der Name, Vorname, Stand 
und Wohnort der Gesellschafter sowie ihre 
Stammeinlagen und die darauf noch zu leisten- 
den Einzahlungen hervorgehen. 

(3) Das Registergericht kann die Eintragung 
der Neufestsetzung auch ablehnen, wenn die 
Prüfer den Bestätigungsvermerk für die Eröff- 
nungsbilanz versagt haben. 

(4) Ist die Eröffnungsbilanz nicht geprüft 
worden, so kann das Gericht die Prüfung an- 
ordnen und einen Prüfer bestellen, wenn An- 
haltspunkte dafür bestehen, daß bei der Auf- 
stellung der Eröffnungsbilanz die gesetzlichen 
Vorschriften nicht beachtet wurden oder Un- 
redlichkeiten vorgekommen sind. Vor der An- 
ordnung sind der Vorstand oder die Geschäfts- 
führer zu hören. 

(5) Der Vorstand oder die Geschäftsführer 
haben auch eine vorläufige Neufestsetzung 
nach § 28 zur Eintragung in das Handelsregi- 
ster oder das Genossenschaftsregister anzu- 
melden. Die Durchführung des Ausgleichs des 
Kapitalentwertungskontos durch Tilgung oder 


durch andere Maßnahmen ist gleichfalls zur 
Eintragung anzumelden. In der Anmeldung ist 
zu erklären, in welcher Weise der Ausgleich 
durchgeführt ist. 

(6) Die Kapitalneufestsetzung ist bewirkt, so- 
bald sie in das Handelsregister oder Genossen- 
schaftsregister des Sitzes des Unternehmens 
eingetragen ist. 

§ 56c 

Umtausch und Zusammenlegimg 
von Anteilen 

(1) Die auf Mark der Deutschen Demokrati- 
schen Repubhk lautenden Aktien sind in Ak- 
tien, die auf Deutsche Mark lauten, umzutau- 
schen oder abzustempeln. Müssen Aktien zu- 
sammengelegt werden, so ist auf den Um- 
tausch und die Abstempelung § 226 des Ak- 
tiengesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Bevor die Neufestsetzung in das Handels- 
register oder in das Genossenschaftsregister 
eingetragen ist, dürfen die sich aus ihr erge- 
benden neuen Geschäftsanteüe nicht gebildet 
werden. Werden im Falle der Verminderung 
der Zahl der Geschäftsanteüe der GeseUschaft 
oder Genossenschaft Anteüe nicht zur Verwer- 
tung für Rechnung der Beteiligten zur Verfü- 
gung gesteht, so sind die ansteUe der bisheri- 
gen Geschäftsanteüe zu büdenden neuen Ge- 
schäftsanteile für Rechnung der Beteiligten 
durch die GeseUschaft oder Genossenschaft im 
Wege der öffentlichen Versteigerung zu ver- 
kaufen. Der Erlös ist den Beteiligten nach Ab- 
zug der Kosten auszuzahlen oder, wenn ein 
Recht zur Hinterlegung besteht, zu hinterle- 
gen. 

§ 56d 

Überschuldung oder Verlust 
des halben gezeichneten Kapitals 

(1) Der Vorstand oder die Geschäftsführer 
sind bis zur Beschlußfassung über die Kapital- 
neufestsetzung dmch das dafür zuständige Or- 
gan nicht verpflichtet, wegen einer bei Aufstel- 
lung der Eröffnungsbüanz sich ergebenden 
Überschuldung nach § 92 Abs. 2 Satz 2 des 
Aktiengesetzes, § 64 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
betreffend die GeseUschaften mit beschränkter 
Haftung oder § 99 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften die Eröffnung des GesamtvoU- 
streckungsverfahren zu beantragen. Während 
dieser Zeit sind der Vorstand und die Ge- 
schäftsführer auch von der Pflicht zur Einberu- 
fung einer Versammlung nach § 92 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes oder § 49 Abs. 3 des Gesetzes 
betreffend die GeseUschaften mit beschränkter 
Haftung wegen eines Verlustes des gezeichne- 
ten Kapitals, der sich bei der AufsteUung der 
Eröffnungsbilanz ergibt, befreit. 

(2) Ist eine vorläufige Neufestsetzung im 
Handelsregister eingetragen, so sind der Vor- 
stand oder die Geschäftsführer wegen eines 
Verlustes des gezeichneten Kapitals, der sich 
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bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz er- 
gibt, für die Zeit, die zum Ausgleich des Kapi- 
talentwertungskontos vorgesehen ist, von der 
Pflicht zur Einberufung einer Versammlung 
der Gesellschafter oder Mitglieder befreit. " 

c) § 58 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Der Beschluß über die Verlängerung des Ge- 
schäftsjahres kann nur bis zum Ablauf des 30. 
Juni 1991 gefaßt werden. Einer Änderung der 
Satzung oder des Gesellschaftsvertrages be- 
darf es nicht, wenn das Geschäftsjahr lediglich 
aufgrund dieser Vorschrift verlängert wird. " 

28. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Die Wörter „Minister der Finanzen" werden 
durch die Wörter „Bundesminister der Justiz" 
und die Wörter „Minister für Wirtschaft und 
dem Statistischen Amt der Deutschen Demo- 
kratischen Republik" durch die Wörter „Bun- 
desminister der Finanzen und dem Bundesmi- 
nister für Wirtschaft" ersetzt; die Angabe „20," 
wird gestrichen. 

b) Nach dem Wort „Rechts Verordnung" werden 
die Wörter „mit Zustimmung des Bundesrates" 
eingefügt. 

29. § 60 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 60 

Anwendung 

(1) Dieses Gesetz ist mit Wirkung vom 

1. Juli 1990 anzuwenden, die Bestimmungen des 
Abschnitts 7 jedoch erst vom 29. September 1990 
an. Dies gilt auch für die Änderungen auf Grund 
von Artikel 4 des Gesetzes zur Beseitigung von 
Hemmnissen bei der Privatisierung von Unter- 
nehmen und zur Fördenmg von Investitionen 
vom ... 1991 (BGBl. IS.), mit Ausnahme von 
dessen Nummer 24 über die Ergänzung des § 48 
Abs. 1, die erst vom Inkrafttreten des vorbezeich- 
neten Gesetzes an anzuwenden ist. 

(2) Das Gesetz ist mit Wirkung vom 3. Okto- 
ber 1990 im gesamten Bundesgebiet anzuwen- 
den. " 


Artikel 5 

Änderung des Gesetzes 
über die Unterbrechung 
von Gesamtvollstreckungsverfahren 

Das Gesetz über die Unterbrechung von Gesamt- 
vollstreckungsverfahren vom 25. Juli 1990 (GBl. I 
Nr. 45 S. 782), geändert durch Anlage II Kapitel III 
Sachgebiet A Abschnitt II Nr. 2 des Einigungsvertra- 
ges vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. II S. 885, 
1155), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird vor dem Punkt eingefügt: 

„oder zum Zwecke der Sanierung eines Unterneh- 
mens, Betriebs oder Betriebsteils durch dessen 
Übertragung auf einen anderen Rechtsträger". 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf Antrag eines Garantiegebers beschließt 
das zuständige Gericht über die Unterbrechung 
des Verfahrens, wenn ein Antrag auf Eröffnung 
der Gesamtvollstreckung gestellt, über die Er- 
öffnung aber noch nicht entschieden ist. " 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Unterbrechung kann nur für einen Zeit- 
raum von drei Monaten beantragt und beschlos- 
sen werden. " 

c) In Absatz 4 werden die Worte „der Gesell- 
schaft" gestrichen. 

3. § 5 wird gestrichen. 

4. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „des Schuldners" 
gestrichen. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Verlängenmg kann nur für einen Zeitraum 
von drei Monaten beantragt und beschlossen 
werden. " 


Artikel 6 

Gesetz über die Feststellung der Zuordnung von 
ehemals volkseigenem Vermögen 
(Vermögenszuordnungsgesetz — VZOG) 

§ 1 

Zuständigkeit 

(1) Zur Feststellung, wer in welchem Umfang nach 
Artikel 21 und 22 des Einigungsvertrages in Verbin- 
dung mit dem Kommunal Vermögensgesetz vom 6. Juli 
1990 (GBL I Nr. 42 S. 660), das nach Anlage II Kapi- 
tel IV Abschnitt III Nr. 2 des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 
1199) fortgilt, nach dem Treuhandgesetz vom 17. Juni 
1990 (GBl. I Nr. 33 S. 300), das nach Artikel 25 des 
Einigungsvertrages fortgilt, und seinen Durchfüh- 
rungsverordnungen kraft Gesetzes übertragene Ver- 
mögensgegenstände erhalten hat, ist vorbehaltlich 
der Regelung des § 4 zuständig 

1. der Präsident der Treuhandanstalt oder eine von 
ihm zu ermächtigende Person in den Fällen, in de- 
nen der Treuhandanstalt kraft Gesetzes oder Ver- 
ordnung Eigentum oder Verwaltung übertragen 
ist, 

2. der Oberfinanzpräsident oder eine von ihm zu er- 
mächtigende Person in den Fällen, in denen Ver- 
mögenswerte 

a) als Verwaltungsvermögen, 

b) durch Gesetz gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 des Treu- 
handgesetzes Gemeinden, Städten oder Land- 
kreisen, 
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c) nach Artikel 22 Abs. 4 des Einigungsvertra- 
ges, 

d) nach Artikel 21 Abs. 1 Satz 2 und Artikel 22 
Abs. 1 Satz 2 des Einigungsvertrages durch Ver- 
wendung für neue oder öffenthche Zwecke 

übertragen sind. 

(2) Für die Feststellung, welches Vermögen im 
Sinne des Artikels 22 Abs. 1 Satz 1 des Einigungsver- 
trages Finanzvermögen in der Treuhandverwaltung 
des Bundes ist, gilt Absatz 1 Nr. 2 entsprechend. Hat 
der Bundesminister der Finanzen nach Artikel 22 
Abs. 2 des Einigungsvertrages die Verwaltung von 
Finanzvermögen der Treuhandanstalt übertragen, gilt 
Absatz 1 Nr. 1 entsprechend. 

(3) Örthch zuständig ist der Oberfinanzpräsident 
der Oberfinanzdirektion, in der der Vermögensge- 
genstand ganz oder überwiegend belegen ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden entsprechende An- 
wendung in den Fällen, in denen nach Artikel 21 
Abs. 3 und Artikel 22 Abs, 1 Satz 7 des Einigungsver- 
trages an Bund, Länder oder Kommunen Vermögens- 
werte zurückzuübertragen sind. 

(5) Bestehen Zweifel darüber, wer nach den Absät- 
zen 1 bis 4 zuständig ist, bestimmt der Bundesminister 
der Finanzen die zuständige Stelle. 

(6) Die zuständige Stelle entscheidet auf Antrag ei- 
nes der möghchen Berechtigten. 

§2 

Verfahren 

(1) Über den Vermögensübergang, die Vermögens- 
übertragung oder in den Fällen des § 1 Abs. 2 erläßt 
die zuständige Stelle nach Anhörung aller neben dem 
Antragsteller sonst in Betracht kommenden Berech- 
tigten einen Bescheid, der allen Verfahrensbeteiligten 
nach Maßgabe des Absatzes 5 zuzustellen ist. Bei vor- 
heriger Einigung der Beteiligten ergeht ein dieser 
Absprache entsprechender Bescheid. 

(2) Ist Gegenstand des Bescheids ein Grundstück 
oder Gebäude, so muß der Bescheid die genaue Lage 
und die Grundbuchbezeichnung des betroffenen 
Grundstücks oder Gebäudes enthalten. Ist ein Grund- 
stück einem Berechtigten nur teilweise zuzuordnen, 
so muß der Bescheid ferner einen Plan enthalten, aus 
dem sich die neuen Grundstücksgrenzen eindeutig 
ergeben. 

(3) Der Bescheid wirkt für und gegen alle an dem 
Verfahren Beteüigten. 

(4) Das Verfahren ist auf Antrag eines Beteihgten 
vorübergehend auszusetzen, wenn diesem die für die 
Wahrnehmung seiner Rechte erforderhche Sachauf- 
klärung im Einzelfall nicht ohne eine Aussetzung des 
Verfahrens möghch ist. 

(5) Für das Verfahren ist das Verwaltungsverfah- 
rensgesetz und für Zustellimgen das Verwaltimgszu- 
stellungsgesetz anzuwenden. Zustellungen sind nach 


§§ 4 oder 5 des Verwaltungszustellungsgesetzes vor- 
zunehmen. 

(6) Ein Widerspruchsverfahren findet nicht statt. 

§3 

Grundbuchvollzug 

(1) Wenn der Bescheid gemäß § 2 Abs. 1 imanfecht- 
bar geworden ist, ersucht die zuständige Stelle, sofern 
Gegenstand des Bescheids ein Grundstück oder Ge- 
bäude oder ein Recht an einem Grundstück oder Ge- 
bäude ist, die grundbuchführende Stelle gemäß § 38 
der Grundbuchordnung um Eintragung. 

(2) Die Rechtmäßigkeit des Bescheides nach § 2 
Abs. 1 hat die grundbuchführende Stelle nicht zu prü- 
fen. Einer Unbedenklichkeitsbescheinigung der Fi- 
nanzbehörde sowie der Genehmigung nach der 
Grundstücksverkehrsverordnung in der Fassung des 
Artikels 3 des Gesetzes zur Beseitigung von Hemm- 
nissen bei der Privatisierung von Unternehmen und 
zur Förderung von Investitionen vom ... 1991 (BGBl. I 
S. . . . ) bedarf es nicht. In den Fällen des § 2 Abs. 2 
Satz 2 vollzieht die grundbuchführende Stelle die Ein- 
tragung, wenn die Übereinstimmung des durch eine 
Vermessung gebildeten Grundstücks mit dem Plan 
offenkundig oder durch die zuständige Stelle bestätigt 
ist. 

(3) Auf Eintragungen aufgrund eines Ersuchens 
nach Absatz 1 findet § 39 der Grundbuchordnimg 
keine Anwendung. 

§4 

Grundvermögen von Kapitalgesellschaften 

(1) Der Präsident der Treuhandanstalt oder eine von 
ihm zu ermächtigende Person kann durch Bescheid 
feststellen, welcher Kapitalgesellschaft, deren sämtli- 
che Anteile sich unmittelbar oder mittelbar in der 
Hand der Treuhandanstalt befinden, ein Grundstück 
oder Gebäude nach § 11 Abs. 2 des Treuhandgesetzes 
oder nach § 2 der Fünften Durchführungsverordnung 
zum Treuhandgesetz vom 12. September 1990 (GBl. I 
Nr. 60 S. 1466), die nach Anlage II Kapitel IV Ab- 
schnitt I Nr. 11 des Einigungsvertrags vom 31. August 
1990 und der Vereinbarung vom 18. September 1990 
in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Sep- 
tember 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1241) fortgilt, in 
welchem Umfang übertragen ist. In den Fällen des § 2 
der Fünften Durchfühnmgsverordnimg zum Treu- 
handgesetz muß der Bescheid die in deren § 4 Abs. 1 
Satz 2 aufgeführten Angaben enthalten. 

(2) Wenn der Bescheid unanfechtbar geworden ist, 
ersucht der Präsident der Treuhandanstalt die grund- 
buchführende Stelle nach Maßgabe von § 38 der 
Grundbuchordnung um Eintragung. 

(3) § 3 Abs. 2 und 3 findet entsprechende Anwen- 
dung. 
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§5 

Rechtsweg 

Über Streitigkeiten nach diesem Gesetz entschei- 
den die Oberverwaltungsgerichte im ersten Rechts- 
zug. 

§6 

Schlußvorschrift 

(1) Das Vermögensgesetz bleibt imberührt. 

(2) Die §§ 7 und 8 des Kommunalvermögensgeset- 
zes werden aufgehoben. 

Artikel 7 

Änderung der Verordnung über die 
Gründung, Tätigkeit und Umwandlung 
von Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks 

In die Verordnung über die Gründung, Tätigkeit 
und Umwandlung von Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks vom 8. März 1990 (GBl. I Nr. 18 
S. 164), die nach der Anlage II Kapitel V Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 4 des Einigungsvertrags vom 31. Au- 
gust 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1201) 
fortgilt, wird nach § 9 folgender § 9 a eingefügt: 

«§ 9 a 

(1) PGH und Einkaufs- und Liefergenossenschaften 
des Handwerks sind mit Wirkung vom 31. Dezem- 
ber 1992 aufgelöst, sofern ihre Umwandlung nach den 
Vorschriften dieser Verordnung in eine der in § 4 
Abs. 1 genannten Rechtsformen oder in eine eingetra- 
gene Genossenschaft nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
vollzogen ist. 

(2) Bei PGH imd Einkaufs- imd Liefergenossen- 
schaften des Handwerks, die vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung gegründet worden sind, bestimmt sich 
das Rechtsverhältnis der PGH und Einkaufs- und Lie- 
fergenossenschaften und ihrer Mitglieder nach ihrem 
bei Inkrafttreten dieser Verordnimg geltenden Statut 
und seinen Änderungen, soweit die §§ 4 bis 8 keine 
abweichenden Regelungen enthalten. " 

Artikel 8 

Änderung des Treuhandgesetzes 

Das Treuhandgesetz vom 17. Juni 1990 (GBl. I 
Nr. 33 S. 300), das nach Artikel 25 des Einigungsver- 


trages vom 31, August 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 897) 
mit der hier bezeichneten Maßgabe fortgüt, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Halbsatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Treuhandanstalt kann ihre Aufgaben in 
dezentraler Organisationsstruktur über Treu- 
hand-Aktiengesellschaften verwirklichen, " . 

b) Absatz 2 Satz 1 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 Satz 1 wird gestrichen. 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „der zuständigen 
Treuhand- Aktiengesellschaft" durch die Wörter 
„der Treuhandanstalt" ersetzt. 

c) Absatz 2 wird Absatz 1; Absatz 3 wird Ab- 
satz 2. 


Artikel 9 

Überleitungsbestimmungen 

Artikel 2, 3 imd 6 sind auch auf Verfahren anzuwen- 
den, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen, 
aber noch nicht durch eine Entscheidung der Behörde 
abgeschlossen worden sind. Bereits erteilte Geneh- 
migungen und Bescheinigimgen haben die ihnen 
nach den bisherigen Vorschriften zukommende Wir- 
kimg. 


Artikel 10 

Neubekanntmachung 

Der Bimdesminister der Justiz kann den Wortiaut 
des Vermögensgesetzes, des Investitionsgesetzes, des 
D-Markbüanzgesetzes imd des Gesetzes über die Un- 
terbrechung von Gesamtvollstreckungsverfahren in 
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 


Bonn, den 19. Februar 1991 


Dr. Dregger, Dr. Bötsch und Fraktion 
Dr. Solms und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Probleme 

1. Das Treuhandgesetz verpflichtet die Treuhandan- 
stalt, den volkseigenen Teil der verstaatlichten 
Wirtschaft zu privatisieren (ca. 8 000 Unterneh- 
men), die im großen Umfang durch Enteignung 
erworben wurde. Die Treuhandanstalt sieht ihren 
Privatisierungsauftrag beeinträchtigt, insbeson- 
dere wegen der Rückgabe von Unternehmen und 
Grundstücken und der häufig unklaren Eigen- 
tumsverhältnisse an Grund und Boden. Auch wer- 
den die Möglichkeiten des Investitionsgesetzes als 
nicht voll ausreichend angesehen, insbesondere 
bei Eigeninvestitionen auf restitutionspflichtigem 
Gnmd imd Boden. 

2. Das als Teil des Einigungsvertrags verabschiedete 
Gesetz über offene Vermögensfragen (Vermögens- 
gesetz) sieht die Rückgabe der in den Jahren 1933 
bis 1945, 1949 bis 1989 entzogenen Vermögens- 
werte oder eine Entschädigung vor. Es hegen etwa 
1 Milhon Rückgabe anträge vor, die sich auf ca. 
1,5 Milhonen Vermögenswerte, insbesondere auf 
Grund und Boden, beziehen (ca. 9 000 Anträge be- 
treffen Unternehmen). Nach § 3 Abs. 3 VermG dür- 
fen dinghche Rechtsgeschäfte oder langfristige 
vertraghche Verpflichtungen nicht mehr einge- 
gangen werden, sobald ein Rückgabeantrag ange- 
meldet worden ist, Investitionen können dadurch 
behindert werden. 

3. Das bisher volkseigene Vermögen ist durch das 
Treuhandgesetz, das Vermögensgesetz und die Ar- 
tikel 21, 22 des Einigungsvertrages privaten Unter- 
nehmen, dem Bund, den neuen Bundesländern 
imd Kommimen nach bestimmten Regeln zugeord- 
net worden. Das Problem ist, daß diese Zuordnung 
den Anforderungen des § 29 der Grundbuchord- 
nung nicht genügt und daß deshalb erhebhche 
Schwierigkeiten bestehen, die Grundbücher zu be- 
richtigen. 


II. Ergriffene Maßnahmen 

Die Bundesregienmg beobachtet die Entwicklung 
sorgfältig. Beim Bundesministerium der Justiz ist be- 
reits im Dezember 1990 eine res sortübergreif ende Ar- 
beitsgruppe eingerichtet worden, die sich vor allem 
mit notwendigen gesetzgeberischen Maßnahmen be- 
faßte. Sie bereitet außerdem eine Verordnung zur 
Durchführung des § 6 VermG über die Rückübertra- 
gung von Unternehmen vor. 

Um die Durchführung der Privatisierung und der 
Rückgabe zu erleichtern, sind folgende Arbeitshilfen 
veröffentlicht worden: 


1. Arbeitsanleitung des Bundesministers der Justiz 
zur Bearbeitung der nach der Anmeldeverordnung 
angemeldeten vermögensrechtiichen Ansprüche 
vom 24. Oktober 1990 (Infodienst Kommimal 1990 
Nr. 7). 

2. Empfehlung der Bundesregierung zur Anwendimg 
des Gesetzes über besondere Investitionen (In- 
vestG) vom 11. Dezember 1990 (Infodienst Kom- 
munal 1990 Nr. 14). 

3. Merkblatt des Bundesministers der Justiz zur Ver- 
ordnung über die Anmeldung von vermögens- 
rechtlicher Ansprüche (Anmeldeverordnung) vom 
3. Oktober 1990. 

4. Arbeitsanleitung des Bundesministers des Innern 
zur Übertragung des kommunalen Vermögens 
(Infodienst Kommunal 1990 Nr. 10). 


111. Inhalt des Entwurfs 

Zur Beseitigung der Hemmnisse bei der Privatisie- 
rung und Rückgabe sowie zur Förderung von Investi- 
tionen sollen die folgenden Gesetze im Rahmen eines 
Artikelgesetzes geändert werden: 

1. Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen 
(VermG) 

Dabei geht es insbesondere um eine Vorfahrtrege- 
lung für Untemehmensveräußerungen, eine vor- 
läufige Einweisung der Rückgabeberechtigten in 
die Unternehmen, Einführung eines behördhchen 
Entflechtimgsverfahrens, Zulassung eines Schieds- 
gerichts und Verlagerung der Zuständigkeit auf 
die zu bildenden Landesämter. 

2. Gesetz über besondere Investitionen (BlnvG) 

Dieser Entwurf hat vor allem die Erstreckung des 
Investitionsgesetzes auf die Vermietung und Ver- 
pachtung volkseigener Grundstücke und Ge- 
bäude, die Bestellung von beschränkt dinglichen 
Rechten sowie auf Eigeninvestitionen imd die Ver- 
einfachung des Verfahrens über die Erteilung der 
Investitionsbescheinigung zum Ziel. 

3. Grundstücksverkehrsverordnung 

Das Genehmigungsverfahren soll auf Privatver- 
käufe beschränkt (Entbürokratisierung), allerdings 
auf Erbbaurechte erstreckt werden. 

4. D-Markbilanzgesetz (DMBilG) 

Mit dieser Änderung sollen zur Vermeidung von 
Nachteilen bestimmte Fristen verlängert werden. 
Außerdem sollen bestimmte Begriffe genauer um- 
schrieben und Erleichterungen, insbesondere für 
Genossenschaften, eingeräumt werden. 
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5. Gesetz über die Unterbrechung von Gesamtvoll- 
streckungsverfahren 

Mit dieser Änderung soll verhindert werde, daß die 
Fristen zur Unterbrechung der GesamtvoUstrek- 
kung am 30. Juni 1991 auslaufen. 

6. Gesetz über die Feststellung der Zuordnung ehe- 
mals volkseigenen Vermögens (Vermögenszuord- 
nungsgesetz — VZOG) 

Das Gesetz ist notwendig, um die nach der Neuzu- 
ordnung des bisher volkseigenen Vermögens not- 
wendigen Grundbucheintragungen in der nach 
§ 29 der Grundbuchordnung vorgeschriebenen 
Form zügig bewirken zu können. 

7. Verordnung über Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks 

Die Änderung ist notwendig, um im Interesse der 
Rechtssicherheit für die Produktionsgenossen- 
schaften des Handwerks und die Einkaufs- und 
Liefergenossenschaften des Handwerks die in der 
Prctxis aufgetretenen Auslegungszweifel auszuräu- 
men. 

8. Gesetz zur Änderung des Treuhandgesetzes 

Das Gesetz wird geändert, um die Gründung von 
Treuhand- Aktiengesellschaften in das Ermessen 
der Treuhandanstalt zu stellen. 


rv. Weitere Maßnahmen 

1. Gesetz über die Spaltung der von der Treuhand- 
anstalt verwalteten Unternehmen (SpTrUG) 

Mit diesem Entwurf, der alsbald dem Kabinett zu- 
geleitet werden soll, wird eine privatrechüiche 
Möghchkeit für die Treuhandanstalt geschaffen, 
die von ihr zu privatisierenden Unternehmen durch 
Spaltung umzuwandeln. Das Gesetz enthält auch 
eine Regelung, mit der fehlerhafte Realteilungen 
von Gesellschaften geheilt werden. 

2. Verordnung nach § 6 Abs. 9 des Vermögensgeset- 
zes 

Mit dieser im Entwurf vorhegenden Verordnung 
soll den zuständigen Behörden die Anwendung 
des § 6 VermG über die Rückgabe von Unterneh- 
men durch Umschreibung der dort verwendeten 
unbestimmten Rechtsbegriffe und der Berech- 
nungsverfahren erleichtert werden. Diese Verord- 
nung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
soll im Februar 1991 dem Bundesrat zugeleitet wer- 
den. 

3. Das zur Regelung der Entschädigung nach dem 
Vermögensgesetz notwendige Gesetz wird vom 
Bundesminister der Finanzen vorbereitet. Die Ent- 
schädigung für entzogene Unternehmen nach § 6 
Abs. 7 VermG soll im Rahmen der oben unter 2. 
bezeichneten Verordnung geregelt werden, 

4. Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, 
daß die Schwierigkeiten bei der Privatisierung und 
Restitution vor allem darauf zurückzuführen sind, 
daß die Treuhandanstalt und die in den Ländern 


und bei den Kommunen zuständigen Behörden 
sich noch im Aufbau befinden. Diese Schwierigkei- 
ten lassen sich durch Gesetze und Verordnungen 
nicht beseitigen. 

Die Bundesregierung versucht deshalb auch in tat- 
sächhcher Hinsicht Hilfen zu geben. Hervorzuhe- 
ben sind: 

— Im November 1990 ist beim Landratsamt Dres- 
den ein Pilotprojekt zur Datenverarbeitung von 
Anmeldungen vom Bundesministerium der 
Justiz durchgeführt und ein Auftrag zur Pro- 
grammentwicklung, zur Lieferung und Installa- 
tion der Hard- und Software sowie zur Aus- 
arbeitung eines Schulungskonzepts mit einem 
Finanz Volumen von etwa 12 Milhonen Deut- 
sche Mark ausgeschrieben worden. 

— Der BMJ hat den Grundbuchämtem Kopierge- 
räte zur Verfügung gestellt. Er führt in den 
neuen Bundesländern Sprechtage und Informa- 
tionsveranstaltimgen durch; ein Schulungs- 
programm für die Mitarbeiter der zuständigen 
Behörden ist in Vorbereitung und wird in Kürze 
anlaufen. 

— In Kürze wird eine Arbeitsanleitung für die mit 
der Rückgabe von Unternehmen befaßten Lan- 
desämter und die Treuhandanstalt vom BMJ 
herausgegeben werden. 


Kosten 

Die vorgesehenen Maßnahmen dienen im wesent- 
hchen der Vereinfachung der für die Privatisierung 
und Reprivatisierung erforderhchen Verfahren und 
der Entlastung der mit ihrer Durchführung befaß- 
ten Stellen und dürften — gemessen an den Ge- 
samtkosten — keine meßbaren Auswirkungen auf 
die Preisgestaltung haben. Sie dürften aber langfri- 
stig wirtschaftspohtisch positiven Einfluß haben 
und tendenziell beruhigend auf die Preisentwick- 
lung im Einzelfall sowie auf das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau wirken, 
ohne daß sich das Ausmaß im vorhinein abschätzen 
läßt. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 — Änderung des Gesetzes zur 

Regelung offener Vermögensfragen 

Zu Nummer 1 — Gesetzesbezeichnung 

Zum Zwecke der leichteren Zitierbar keit des Gesetzes 
zur Regelung offener Vermögensfragen soll der Ge- 
setzesbezeichnung eine Kurzbezeichnung sowie eine 
Abkürzung angefügt werden. Die Kurzbezeichnung 
sowie die Abkürzung haben sich in der Praxis bereits 
eingebürgert. 

Zu Nummer 2 — § 2 VermG 

Mit der in Buchstabe a ünterbuchstabe aa vorgesehe- 
nen Änderung des § 2 Abs. 1 VermG soll klargestellt 
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werden, daß auch offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, die nicht juristische Perso- 
nen sind, jedoch nach § 124 des Handelsgesetzbuchs 
unter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindhch- 
keiten eingehen können. Berechtigte im Sinne des 
Vermögensgesetzes und damit Inhaber von Rückga- 
beansprüchen nach diesem Gesetz sein können. 

Der gemäß Buchstabe a Unter buchstabe bb dem § 2 
Abs. 1 VermG anzufügende Satz bestimmt, wer Be- 
rechtigter bei der Rückgabe eines Unternehmens ist. 
Die Vorschrift stellt klar, daß bei der Rückgabe eines 
Unternehmens zwischen der Person, der das Unter- 
nehmen im Zeitpunkt der Vornahme von Maßnahmen 
gemäß § 1 VermG gehörte, und der dieser Person 
gehörenden Vermögensmasse, dem Unternehmen, zu 
unterscheiden ist. Nur der Rechtsträger, nicht das Un- 
ternehmen selbst, kann Ansprüche nach dem Vermö- 
gensgesetz geltend machen. Um die Geltendma- 
chung seiner Ansprüche zu ermöglichen, besteht die- 
ser Rechtsträger, auch wenn das Erlöschen der Firma 
im Handelsregister eingetragen worden ist, nach der 
dem § 2 Abs. 1 VermG als Satz 3 anzufügenden Rege- 
lung grimdsätzhch unter seiner Firma als in Auflösung 
befindhch fort. Haben er oder einer seiner Gesell- 
schafter oder Mitgheder oder ein Rechtsnachfolger 
dieser Personen den Anspruch auf Rückgabe des Un- 
ternehmens oder von Anteilen oder Mitgliedschafts- 
rechten des geschädigten Rechtsträgers nicht ange- 
meldet, besteht für ein Fortbestehen des geschädigten 
Rechtsträgers keine Notwendigkeit. Die vorgeschla- 
gene Regelung bestimmt daher, daß in diesem Fall der 
geschädigte Rechtsträger nicht fortbesteht. 

Soweit der geschädigte Rechtsträger als werbende 
Gesellschaft fortbesteht, soll dieser Status unberührt 
bleiben. In diesem Falle soll also der Rechtsträger 
nicht als in Auflösung befindhch angesehen werden 
müssen. Die Regelung findet Anwendung auf die so- 
genannte Spaltgesellschaft. Nach der Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofs wird hierunter eine 
Gesellschaft verstanden, die in ihrem Sitzstaat durch 
Konfiskation ihr in diesem Staat belegenes Vermögen 
verloren hat und hinsichthch des nicht konfiszierten 
Auslandsvermögens als fortbestehend gilt (vgl. BGHZ 
32, 257; 33, 195). Besteht diese Spaltgesellschaft als 
werbende Gesellschaft fort, so soll sie, abweichend 
von den übrigen fortbestehenden Rechtsträgern, als 
werbende Gesellschaft fortbestehen bleiben. 

Die Vertretungsmacht sowie die Folgen in bezug auf 
die Eintragung im Handelsregister sind in dem nach 
Nummer 6 Buchstabe j neu einzufügenden § 6 Abs. 10 
VermG geregelt. 

Es wird in der Praxis als unbefriedigend empfunden, 
daß sich der in der geltenden Fassung des § 2 Abs. 2 
VermG enthaltene Katalog der restitutionsfähigen 
Vermögenswerte nicht auf die Rechte des geistigen 
Eigentums erstreckt. Denn Waren und andere ge- 
werbhche Schutzrechte zählen nicht zu den bewegli- 
chen Sachen im Sinne des § 2 Abs. 2 Satz 1 VermG. 
Hierunter fallen nach § 90 BGB nur körperhche Ge- 
genstände, Mit der in Buchstabe b vor geschlagenen 
Änderung von § 2 Abs. 2 Satz 1 VermG soll die derzeit 
bestehende Regelungslücke geschlossen werden. Die 
Vorschrift gewährleistet, daß in den Fällen, in denen 
gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte nicht zu 


einem Unternehmen gehören, das nach den §§ 6, 12 
VermG zurückzugeben ist, ein Anspruch auf Rück- 
gabe des gewerbhchen Schutzrechts oder des Urhe- 
berrechts nach § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 
VermG geltend gemacht werden kann. 

Der nach Buchstabe c dem § 2 VermG anzufügende 
Absatz 3 enthält eine Begriffsbestimmung des im Ver- 
mögensgesetz verwandten Begriffs „Verfügungsbe- 
rechtigter". Die Vorschrift unterscheidet zwischen 
dem Fall, in dem die Rückgabe von Unternehmen ver- 
langt wird, und dem, in dem die Rückübertragung von 
anderen Vermögenswerten verlangt wird. Soweit es 
um die Rückgabe von Unternehmen geht, ist Verfü- 
gungsberechtigter im Sinne des Gesetzes der Rechts- 
träger, dem das Unternehmen, dessen Rückgabe ver- 
langt wird, gegenwärtig ganz oder teilweise gehört. 
Handelt es sich bei dem Rechtsträger um eine Kapi- 
talgesellschaft, so ist neben dem Rechtsträger als dem 
Verfügungsberechtigten auch der unmittelbare oder 
mittelbare Inhaber der Anteile an der Kapitalgesell- 
schaft als Verfügungsberechtigter anzusehen. Verfü- 
gungsberechtigter im Sinne dieser Vorschrift ist damit 
insbesondere auch die Treuhandanstalt, die unmittel- 
bare Inhaberin der nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Treuhand- 
gesetz in Aktiengesellschaften umgewandelten 
volkseigenen Kombinate und mittelbare Inhaberin 
der Geschäftsanteile derjenigen Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung ist, die den in Aktiengesell- 
schaften umgewandelten Kombinaten vor dem 
1. Juli 1990 unterstellt waren. Für die Fälle der Rück- 
übertragung von anderen Vermögenswerten als ein 
Unternehmen soll klargestellt werden, daß Verfü- 
gungsberechtigter im Sinne des Vermögensgesetzes 
diejenige Person ist, in deren Eigentum oder Rechts- 
inhaberschaft der Vermögenswert steht, 

Satz 2 des neu anzufügenden Absatzes 3 betrifft die 
Fälle, in denen die Aufhebung der staaüichen Verwal- 
tung nach § 11 VermG verlangt wird. In diesen Fällen 
soll als Verfügungsberechtigter auch der staatiiche 
Verwalter anzusehen sein. 

Satz 3 bestimmt, daß in den Fällen, in denen die Treu- 
handanstalt Verfügungsberechtigte im Sinne des Sat- 
zes 1 ist, nur ihr gegenüber der Anspruch auf Rück- 
übertragung oder Rückgabe geltend gemacht werden 
muß. Es ist nicht erforderhch, daß die Behörde nach 
§ 31 Abs. 2 VermG auch den verfügungsberechtigten 
Rechtsträger zu dem Verfahren hinzuzieht. 

Mit dem nach Buchstabe c) vorgeschlagenen neuen 
Absatz 4 soll im Interesse der Vereinfachung mit dem 
Begriff „Schädigung" ein Oberbegriff für alle Maß- 
nahmen gemäß § 1 VermG eingeführt werden, die 
vermögensrechtliche Ansprüche im Sinne des Vermö- 
gensgesetzes begründen. 


Zu Nummer 3 — § 3 VermG 

Mit der in Buchstabe a vorgesehenen Neufassung des 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 VermG soll klargestellt werden, daß 
der Berechtigte den ihm zustehenden vermögens- 
rechtlichen Anspruch auf Grund des Vermögensge- 
setzes ab treten oder verpfänden kann. Der Gläubiger 
des Berechtigten hat die Möglichkeit, zur Sicherung 
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einer Forderung gegen den Berechtigten, sofern die 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften eingehalten 
sind, die Forderung des Berechtigten auf Rückgabe 
oder Rückübertragung von Vermögenswerten im 
Sinne des Vermögensgesetzes oder auf Entschädi- 
gung zu pfänden. 

Der neu einzufügende § 3 Abs. 1 Satz 3 VermG regelt 
das Verhältnis des Anspruchs auf Rückübertragung 
oder Rückgabe des Unternehmens nach den §§ 6, 12 
VermG zu dem Anspruch auf Rückübertragung ein- 
zelner Vermögenswerte nach den §§ 3 ff. VermG. Die 
Vorschrift bestimmt, daß der Anspruch auf Rückgabe 
des Unternehmens Vorrang hat vor dem Anspruch auf 
Rückgabe einzelner zum Unternehmen gehörender 
Vermögensgegenstände, die sich im Zeitpunkt der 
Schädigimg im Eigentum des geschädigten Rechtsträ- 
gers befanden. Im Interesse der Erhaltrmg des Unter- 
nehmens und des Schutzes der Gläubiger des rückga- 
bepflichtigen Rechtsträgers soll der Berechtigte nicht 
die Möglichkeit erhalten, die Rückgabe einzelner 
Vermögensgegenstände zu verlangen imd insbeson- 
dere von der Übernahme der dem Unternehmen zuzu- 
ordnenden Schulden abzusehen. Als Unternehmen ist 
die Zusammenfassung aller Gegenstände des dem 
Geschäftsbetrieb des Unternehmens dienenden Ak- 
tiv- und Passivvermögens anzusehen. Ist die Rück- 
gabe des Unternehmens von der Natur der Sache her 
allerdings nicht mehr möglich, so soll der Berechtigte, 
wie durch die Verweisung auf § 6 Abs. 6a Satz 1 klar- 
gestellt werden soll, die Rückgabe einzelner Vermö- 
gensgegenstände, die sich im Zeitpunkt der Schädi- 
gung im Eigentum des geschädigten Rechtsträgers 
befanden, verlangen können, sofern hierdurch nicht 
die Gläubiger des rückgabepflichtigen Rechtsträgers 
benachteiligt werden. 

An die Stelle des geltenden § 3 Abs, 1 Satz 2 VermG 
soll die nach Nummer 11 Buchstabe a in § 30 VermG 
einzufügende Regelimg treten. 

Die in Buchstabe b vorgeschlagene Änderung hat den 
Zweck, eine breit angelegte Förderung der Städte- 
bausanierung in den neuen Ländern und dem Ost- 
Teil Berlins zu ermöglichen, Grundlage dieser Förde- 
rung ist § 177 BauGB, der in den neuen Ländern und 
dem Ost-Teil Berlins mit dem Wirksamwerden des 
Beitritts in Kraft getreten ist. Nach dieser Vorschrift 
kann eine Gemeinde gegen den Eigentümer eines 
Gebäudes ein Instandsetzungs- oder ein Modernisie- 
rungsgebot erlassen, wenn die betreffende bauliche 
Anlage nach ihrer inneren oder äußeren Beschaffen- 
heit Mißstände oder Mängel aufweist, deren Beseiti- 
gung oder Behebimg durch Modernisierung oder In- 
standsetzung möghch ist. Hinsichtlich der Kosten ist 
in § 177 Abs. 4 und 5 BauGB vorgesehen, daß der 
Eigentümer nur die für ihn rentierhchen Kosten, die 
Gemeinde jedoch die für den Eigentümer nicht ren- 
tierlichen Kosten zu übernehmen hat. Damit bietet 
§ 177 BauGB eine ideale Grundlage, die dringend not- 
wendige Sanierung der Bausubstanz in den Städten 
der neuen Länder und dem Ost-Teil Berlins auf der 
Grundlage bereitgestellter Förderungsmittel voranzu- 
treiben. 

Gegenwärtig ist aber nicht gesichert, daß § 177 
BauGB in der vollen Breite des ihm zugedachten An- 
wendungsbereichs eingesetzt werden kann. Deshalb 


soll durch den nach Unterbuchstabe aa vorgeschlage- 
nen § 3 Abs. 3 Satz 2 Buchstabe a) VermG sicherge- 
stellt werden, daß der gegenwärtig Verfügungsbe- 
rechtigte eine Anordnung nach § 177 BauGB erfüllen 
darf. Das bisher in § 3 Abs, 3 Satz 2 VermG enthaltene 
Wort „unbedingt" wurde gestrichen, weil es für über- 
flüssig gehalten wurde und seine Beibehaltung nur 
Rechtsunsicherheit hervormfen würde. 

Durch die nach Unterbuchstabe bb vorgeschlagene 
Einfügung eines neuen Satzes 3 soll sichergestellt 
werden, daß eine Sanierung auch dann vorgenommen 
werden kann, wenn sie ohne förmliche Anordmmg 
nach § 177 BauGB, wohl aber auf Grund eines Vertra- 
ges unter Abrechnung nach § 177 Abs. 4 und 5 BauGB 
erfolgt. Ferner soll ermöglicht werden, daß eine Ge- 
meinde, die Eigentümerin eines Grundstücks oder 
Gebäudes ist, auch selbst ein Gebäude sanieren kann, 
wenn sie die Kosten nach den Maßstäben des § 177 
Abs. 4 und 5 BauGB entrichten kann. 

Der Verfügungsberechtigte soll, wenn eine Anmel- 
dung nach der Anmeldeverordnung vorliegt, dem Ge- 
schäftsführer ohne Auftrag gleichgestellt werden. Er 
darf daher nur Maßnahmen ergreifen, die dem wirk- 
lichen oder mutmaßlichen Willen des Berechtigten 
entsprechen. Hierzu kann auch die Durchführung von 
Sanierungsmaßnahmen in einem Unternehmen, des- 
sen Rückgabe nach § 6 VermG verlangt wird, zählen. 
Verstößt die Maßnahme gegen den Willen des Be- 
rechtigten und mußte der Verfügungsberechtigte dies 
erkennen, so soll er dem Berechtigten entsprechend 
§ 678 BGB zum Ersatz des aus der Geschäftsführung 
entstehenden Schadens verpflichtet werden. 

Der neu einzufügende Satz 5 berücksichtigt, daß der 
Verfügimgsberechtigte mit Rücksicht auf die Aus- 
gleichs Verpflichtung nach § 6 Abs. 1 und 2 VermG in 
Verbindung mit der Beschränkung seiner Verfü- 
gungsmacht nach § 3 Abs. 3 VermG grundsätzlich 
verpflichtet ist, die Eröffnung des Gesamtvollstrek- 
kungsverfahrens und Stillegung des Unternehmens 
zu verhüten. Es besteht jedoch keine uneinge- 
schränkte Alimentationspflicht des Verfügungsbe- 
rechtigten. Sie ist begrenzt durch die für den Ge- 
schäftsführer ohne Auftrag geltenden Regeln sowie 
durch den vorgeschlagenen § 3 Abs. 3 Satz 5 VermG. 
Um zu vermeiden, daß durch eine Hinauszögerung 
der Entscheidimg über die Rückgabe des Unterneh- 
mens der Verfügungsberechtigte unverhältnismäßig 
belastet wird, soll er nach der zuletzt genannten Vor- 
schrift die Möglichkeit erhalten, sich von seiner Ver- 
pflichtung, die Eröffnung des Gesamtvollstreckungs- 
verfahrens abzuwenden, zu befreien, indem er den 
Berechtigten auffordert, innerhalb eines Monats ei- 
nen Antrag auf vorläufige Einweisimg nach § 6 a zu 
stellen. Kommt der Berechtigte dieser Aufforderung 
nicht nach oder ist sein Antrag auf vorläufige Einwei- 
sung nach § 6 a abgelehnt worden, so entfällt die Ver- 
pflichtung des Verfügungsberechtigten, die Eröff- 
nung des Gesamtvollstreckungsverfahrens abzuwen- 
den. Sofern der Berechtigte nach § 6 a in den Besitz 
des zurückzugebenden Unternehmens eingewiesen 
wird, hat er seinerseits die Möglichkeit, die erforder- 
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, 
daß das Gesamtvollstreckungsverfahren eröffnet 
wird. Der Verfügungsberechtigte soll daher nicht zur 
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Abwendung des Gesamtvollstreckungsverfahrens 
verpflichtet sein, wenn der Berechtigte die Möghch- 
keit hat, seinerseits dafür Sorge zu tragen, daß das 
Unternehmen fortgeführt werden kann. 

Durch die in Buchstabe c vorgeschlagene Ergänzung 
des § 3 VermG um einen neuen Absatz 6 sollen die 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß unter 
bestimmten Voraussetzungen ein Unternehmen, des- 
sen Rückgabe verlangt wird, nicht an den Berechtig- 
ten zurückgegeben werden muß, sondern an einen 
Investor veräußert oder langfristig verpachtet werden 
kann. Nach geltendem Recht ist der Verfügungsbe- 
rechtigte verpflichtet, den Abschluß dinghcher 
Rechtsgeschäfte oder die Eingehung langfristiger ver- 
traglicher Verpflichtungen ohne Zustimmung des Be- 
rechtigten zu unterlassen, wenn der Berechtigte nach 
der Verordnung über die Anmeldung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche einen Anspruch auf Rückgabe 
des betreffenden Vermögens werts angemeldet hat 
(§ 3 Abs. 3 VermG). Dies bedeutet, daß ein Unterneh- 
men, dessen Rückgabe verlangt wird, ohne die Zu- 
stimmung des Berechtigten nicht an einen Investor 
verkauft werden kann. Hierin wird ein erhebhches 
Investitionshindernis gesehen. Durch die Erweiterung 
des § 3 VermG wird dem gesamtwirtschafthchen In- 
teresse an der Erhaltung von Unternehmen und der 
Förderung von Investitionen Rechnung getragen. Das 
berechtigte Rückgabeinteresse des Alteigentümers 
wird jedoch nicht außer Betracht gelassen. Die Mög- 
hchkeit, das Unternehmen an einen Investor zu veräu- 
ßern, wird daher an enge Voraussetzungen geknüpft. 
In Anlehnung an die Regelung des § 1 Abs. 2 Buch- 
stabe a des Gesetzes über besondere Investitionen in 
der Deutschen Demokratischen Republik (BGBl. 1990 
II S. 885,1157) muß die Maßnahme notwendig sein, 
um den Geschäftsbetrieb ohne Einschränkung fort- 
führen zu können, insbesondere um Arbeitsplätze zu 
schaffen oder zu sichern. Muß der Geschäftsbetrieb 
wegen notwendiger Sanierungsmaßnahmen einge- 
schränkt werden, so ist darauf abzustellen, ob die 
Maßnahme notwendig ist, um im Rahmen eines Sa- 
nierungsplans notwendige Investitionen zu ermögh- 
chen, die sonst nicht getätigt werden könnten. Damit 
soll ermöglicht werden, daß der Verfügungsberech- 
tigte aufgrund seiner Verpflichtung die Fortführung 
des Geschäftsbetriebs des zurückzugebenden Unter- 
nehmens zu gewährleisten, nicht gezwungen wird, 
wirtschaftiich nicht vertretbare Maßnahmen zu er- 
greifen. 

Allerdings muß dem Berechtigten zuvor die Möghch- 
keit gegeben werden, seinerseits das Unternehmen zu 
erhalten und eventuell notwendige Investitionsmaß- 
nahmen zu ergreifen. Hat die Behörde über den An- 
trag des Berechtigten bestandskräftig entschieden 
und muß dem Berechtigten das Unternehmen zurück- 
gegeben werden, so soll dieser nach dem neuen Ab- 
satz 6 Satz 1 Nr. 2 Vorrang vor den Investitionsinte- 
ressen des Verfügungsberechtigten haben. Der Be- 
rechtigte soll in diesem Falle selbst entscheiden kön- 
nen, welche Maßnahmen er ergreift, um die uneinge- 
schränkte Fortführung des Geschäftsbetriebs oder die 
Durchführung von notwendigen Sanierungsmaßnah- 
men gewährleisten zu können. Voraussetzung ist al- 
lerdings, daß die behördliche Entscheidung Bestands- 
kraft hat. 


Ist noch keine bestandskräftige Entscheidung gefällt 
worden, so hat es der Verfügungsberechtigte in der 
Hand, durch die vorläufige Einweisung des Berechtig- 
ten in den Besitz des zurückzugebenden Unterneh- 
mens sich seiner Verpflichtung, die Fortführung des 
Geschäftsbetriebs des zurückzugebenden Unterneh- 
mens zu gewährleisten, zu entledigen und damit zu- 
gleich die Verpflichtung, bestimmte Investitionsmaß- 
nahmen zu tätigen, auf den Berechtigten überzuwäl- 
zen. Der vorgeschlagene Absatz 6 Satz 1 Nr. 3 sieht 
daher vor, daß der Verfügungsberechtigte das Unter- 
nehmen weder veräußern noch langfristig an einen 
Dritten verpachten darf, wenn der Berechtigte einen 
Antrag nach dem in Nummer 7 vorgeschlagenen § 6 a 
VermG auf vorläufige Einweisung in den Besitz des 
zurückzugebenden Unternehmens gestellt hat und 
dieser Antrag noch nicht von der Behörde durch be- 
standskräftige Entscheidung abgelehnt worden ist. 
Gleiches gilt, wenn die Behörde dem Antrag auf vor- 
läufige Einweisung nach § 6 a VermG stattgegeben 
hat. Denn in diesem Falle ist es Aufgabe des Berech- 
tigten selbst, über die notwendigen Investitionsmaß- 
nahmen zu entscheiden. 

Hat der Berechtigte noch keinen Antrag nach § 6 a 
VermG gestellt, so darf die Behörde der geplanten 
Investitionsmaßnahme nur zustimmen, wenn der Ver- 
fügungsberechtigte den Berechtigten aufgefordert 
hat, innerhalb eines Monats ein Antrag nach § 6 a 
VermG zu stellen und der Berechtigte dieser Auffor- 
derung nicht nachgekommen ist. Der Berechtigte er- 
scheint in diesem Fall nicht schützenswert. 

Im Hinbhck darauf, daß Investitionen nur ermöghcht 
werden sollen, wenn sie erfolgversprechend sind und 
der dringend notwendige wirtschaftiiche Aufschwung 
gefördert wird, soll allerdings außerdem verlangt wer- 
den, daß die Behörde dem Antrag des Verfügungsbe- 
rechtigten, das Unternehmen an einen Dritten zu ver- 
äußern oder langfristig zu verpachten, nur entspre- 
chen darf, wenn glaubhaft gemacht wird, daß der Er- 
werber oder Pächter nach seinen persönhchen und 
wirtschaf fliehen Verhältnissen hinreichend Gewähr 
bietet, daß er das Unternehmen fortführen oder sanie- 
ren wird. Für die Glaubhaftmachung kann sich der 
Verfügungsberechtigte entsprechend § 294 ZPO aller 
Beweismittel bedienen, auch der Versicherung an Ei- 
des Statt. 

Ob und inwieweit der Investor, an den das Unterneh- 
men veräußert oder langfristig verpachtet wird, in die 
Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt des Über- 
gangs bestehenden Rechtsverhältnisse eintritt, richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften. 

Entsprechend § 1 Abs. 3 des Gesetzes über besondere 
Investitionen in der Deutschen Demokratischen Repu- 
bhk wird in dem neu anzufügenden Absatz 6 Satz 3 
bestimmt, daß der Investor das Unternehmen dem 
Berechtigten zu übergeben hat, wenn entgegen der 
Glaubhaftmachung die zugesagten Maßnahmen 
nicht durchgeführt werden und der Berechtigte bereit 
ist, das Unternehmen zu übernehmen. Die Behörde 
hat zu diesem Zweck die Durchführung des Investi- 
tionsvorhaben zu überwachen. Durch die vorgeschla- 
gene Rückfallklausel soll sichergestellt werden, daß 
dem gesamtwirtschaftlichen Investitionsinteresse und 
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dem Interesse des Berechtigten an der Rückgabe 
des Unternehmens hinreichend Rechnung getragen 
wird. 


Zu Nummer 4 — § 4 VermG 

Mit dem dem § 4 Abs. 1 VermG anzufügenden Satz 
soll klargestellt werden, unter welchen Voraussetzun- 
gen die Rückgabe eines Unternehmens von der Natur 
der Sache nicht mehr möglich ist. Dies ist der Fall, 
wenn der Geschäftsbetrieb eingestellt worden ist und 
die tatsächhchen Voraussetzungen für die Wiederauf- 
nahme des Geschäftsbetriebs nach vernünftiger kauf- 
männischer Beurteüung nicht vorliegen. Gleiches gilt 
in bezug auf einen Teil des Unternehmens, wenn nur 
insoweit der Geschäftsbetrieb des rückgabepflichti- 
gen Rechtsträgers eingestellt worden ist. Ist die Rück- 
gabe des Unternehmens oder eines Teils des Unter- 
nehmens nach dieser Vorschrift ausgeschlossen, so 
soll der Berechtigte nach dem in Nummer 6 Buch- 
stabe g vorgeschlagenen § 6 Abs. 6a VermG die Mög- 
lichkeit erhalten, die Rückgabe derjenigen Vermö- 
gensgegenstände zu verlangen, die sich im Zeitpunkt 
der Schädigung im Eigentum des geschädigten 
Rechtsträgers befanden. 


Zu Nummer 5 — § 5 VermG 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des § 5 VermG 
soll das Verhältnis dieser Regelung zu dem durch Arti- 
kel 2 dieses Entwurfs geänderten Gesetzes über be- 
sondere Investitionen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik geklärt werden. Der neue § 5 Abs. 1 
Buchstabe a und Buchstabe d VermG findet Anwen- 
dung, wenn die Änderung der Nutzungsart oder der 
Zweckbestimmung von Grund und Boden schon vor 
dem 29. September 1990, dem Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Vermögensgesetzes, erfolgt und späte- 
stens zu diesem Zeitpunkt mit erhebhchem baulichen 
Aufwand herbeigeführt worden ist. Handelt es sich 
um Grund und Boden, der zum Aktivvermögen eines 
Unternehmens zählt, so ist darauf abzustellen, ob be- 
reits am 29. September 1990 die Voraussetzungen 
dafür Vorlagen, daß das Grundstück oder das Ge- 
bäude von dem Unternehmen zur Fortführung seines 
Geschäftsbetriebs benötigt wird. Für die Beurteilung 
dieser Frage kann darauf abzustellen sein, ob bereits 
am 29. September 1990 ein Investitonsvorhaben ge- 
plant war, dessen Durchführung auch nach dem der- 
zeitigen Erkenntnisstand erforderlich ist, um die Fort- 
führung des Unternehmens zu gewährleisten. War 
das Investitionsvorhaben am 29. September 1990 noch 
nicht konkretisiert und waren keine oder nur uner- 
hebhche Aufwendungen im Hinblick auf das Investi- 
tionsvorhaben getätigt worden, so liegen die maßgeb - 
heben tatsächhchen Umstände, die zu einem Aus- 
schluß des Anspruchs auf Rückübertragung des Ei- 
gentumsrechts an dem Grundstück oder dem Ge- 
bäude führen, nicht vor. In diesem Falle richtet sich 
die Zulassung des Investitionsvorhabens und Ver- 
wendung des Grundstücks oder des Gebäudes für das 
Unternehmen nach dem in Artikel 2 vorgeschlagenen 
§ Ic des Investitionsgesetzes. 


Zu Nummer 6 — § 6 VermG 

Mit dem Inkrafttreten des Vermögensgesetzes und 
der Aufhebung der § 17 bis 21 des Gesetzes über die 
Gründung und Tätigkeit privater Unternehmen und 
über Untemehmensbeteihgungen vom 7. März 1990 
(GBl. I Nr. 17 S. 141) am 29, Sepember 1990 ist in der 
Praxis die Rückübertragung von Unternehmen weit- 
gehend zum Erliegen gekommen. Ein Grund für die 
Nichtanwendung des § 6 VermG liegt darin, daß Unsi- 
cherheiten bei der Auslegung und Anwendung dieser 
Regelung entstanden sind. Die in Nummer 6 vorge- 
schlagene Änderung des § 6 VermG soll vor allem der 
Beseitigung der hierdurch entstandenen Hemmnisse 
bei der Reprivatisierung von Unternehmen dienen. 

Durch die in Buchstabe a ünterbuchstabe aa vorge- 
schlagene Änderung des § 6 Abs. 1 Satz 1 VermG soh 
klargestellt werden, gegen wen sich der Rückgabean- 
spruch nach § 6 VermG richtet. Die Regelung knüpft 
an den nach Buchstabe e) neu einzufügenden Ab- 
satz 5 a an, wonach zur Erfüllung des Anspruchs auf 
Rückgabe des Unternehmens sowohl die Übertra- 
gung der Anteile oder Mitghedschaftsrechte an dem 
rückgabepflichtigen Rechtsträger als auch die Über- 
tragung des gesamten Vermögens einschheßlich der 
Verbindlichkeiten verlangt werden kann. Je nach- 
dem, welche Erfüllung gewählt wird, richtet sich der 
Anspruch gegen den rückgabepflichtigen Rechtsträ- 
ger, den Anteilseigner oder die Treuhandanstalt. 
Letztere ist nach dem vorgeschlagenen § 2 Abs. 3 
Satz 3 VermG allein vertretungsbefugt, wenn ihr die 
Anteilsrechte an dem rückgabepflichtigen Rechtsträ- 
ger unmittelbar oder mittelbar zustehen. 

Mit der nach Buchstabe a ünterbuchstabe bb vorge- 
sehenen Änderung des § 6 Abs. 1 Satz 2 VermG soll 
das Mißverständnis ausgeschlossen werden, daß bei 
der Prüfung wesentlicher Veränderungen ausschheß- 
hch auf den Stand der Vermögens- und Ertragslage 
am 1. Juli 1990 abzustellen ist. Maßgeblich für die 
Bestimmung der wesentiiehen Verschlechterung oder 
wesentlichen Verbesserung ist vielmehr der Zeit- 
punkt der Rückgabe des Unternehmens. Bei der Be- 
rechnung von Veränderungen der Vermögenslage ist 
daher, wie in § 6 Abs. 2 und 3 VermG klargestellt 
werden soll, auf die für den Zeitpunkt der Rückgabe 
auf gestellte Schlußbilanz abzustellen, wenn die Rück- 
gabe nach dem 1. Juli 1990 erfolgt und Wertverände- 
rungen nach diesem Stichtag nicht mehr nach § 1 
Abs. 5, § 4 Abs. 3 D-Markbilanzgesetz in der Eröff- 
nungsbilanz berücksichtigt werden können. 

Durch die Anfügung eines zweiten Halbsatzes in § 6 
Abs. 1 Satz 2 VermG soll klargestellt werden, wer im 
Falle von wesentlichen Verschlechterungen Schuld- 
ner der zu erbringenden Leistung und wer im Falle 
von wesentiiehen Verbesserungen Gläubiger der zu 
erbringenden Leistung ist. Ist die Treuhandanstalt un- 
mittelbarer oder mittelbarer Inhaber der Anteilsrechte 
an dem rückgabepflichtigen Rechtsträger, so ist sie 
Schuldnerin im Falle von wesentiiehen Verschlechte- 
rungen der Vermögens- oder Ertragslage oder Gläu- 
bigerin im Falle von wesenthehen Verbesserungen 
der Vermögens- oder Ertragslage. Ist nicht die Treu- 
handanstalt, sondern der Staat, eine Gemeinde, eine 
Stadt, ein Kreis, ein Land oder ein anderer Vermö- 
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gensträger unmittelbar oder mittelbar Inhaber der 
Anteilsrechte an dem rückgabepflichtigen Rechtsträ- 
ger und handelt es sich bei letzterem nicht um ein 
Geldinstitut, einen Außenhandelsbetrieb oder ein 
Versicherungsunternehmen, so ist Schuldner oder 
Gläubiger der Staat, die Gemeinde, die Stadt, der 
Kreis, das Land oder der betreffende Vermögens- 
träger. 

Durch die in Buchstabe b ünterbuchstabe aa vorge- 
schlagene Änderung des § 6 Abs. 2 Satz 1 VermG soll 
in Ergänzung der nach Buchstabe a) Unterbuchstabe 
bb) vorgeschlagenen Änderung des § 6 Abs. 1 Satz 2 
VermG klargestellt werden, daß bei der Prüfung der 
wesentlichen Verschlechterung der Vermögenslage 
auf den Zeitpunkt der Rückgabe des Unternehmens 
abzustellen ist. Liegt dieser Zeitpunkt nach dem 
1. Juli 1990 und können nach diesem Zeitpunkt ein- 
getretene Wertveränderungen nicht rückwirkend 
zum Stichtag der D-Markeröffnungsbilanz berück- 
sichtigt werden, so ist für die Feststellung wesentli- 
cher Veränderungen der Vermögenslage nicht auf die 
D-Markeröffnungsbilanz zum 1. Juli 1990, sondern 
auf die für die Rückgabe aufgestellte Schlußbilanz 
abzustellen. 

Mit der nach Buchstabe b Unterbuchstabe bb vorge- 
schlagenen Ergänzung von § 6 Abs. 2 VermG soll klar- 
gestellt werden, daß eine Ausgleichsforderung nach 
§ 24 des D-Markbilanzgesetzes, eine Forderung zur 
Deckung des als Ausstehende Einlage auf der Aktiv- 
seite ausgewiesenen Fehlbetrags nach § 26 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgesetzes oder eine Forderimg zur Til- 
gung eines Kapitalentwertungskontos nach § 28 des 
D-Markbilanzgesetzes nicht entsteht, wenn das erfor- 
derhche Eigenkapital durch andere Maßnahmen ge- 
schaffen worden ist. Dies kann insbesondere durch 
den Erlaß oder die Übernahme von Schulden gesche- 
hen. Die Wirksamkeit der Schuldübernahme richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften (§§ 414 ff. 
BGB). 

Nach dem vorgeschlagenen § 6 Abs. 2 Satz 6 VermG 
soll eine nachträgliche Änderung der D-Markeröff- 
nungsbilanz auch dann ermöglicht werden wenn 
nach den Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes eine 
solche Änderimg nicht möghch ist, weil die Fristen des 
§ 1 Abs. 5, § 4 Abs. 3 D-Markbilanzgesetz abgelaufen 
sind und die Voraussetzungen des § 36 D-Markbilanz- 
gesetz nicht vorliegen. Durch die Änderung der 
D-Markeröffnungsbilanz sollen nachteilige Auswir- 
kungen auf künftige Jahresabschlüsse vermieden 
werden. Die Korrektur führt dazu, daß sich die Wert- 
veränderungen ergebnisneutral auswirken. 

Mit der Ersetzung der Zahl 26 durch die Zahl 25 nach 
Buchstabe c Unterbuchstabe aa soU eine offenbare 
Unrichtigkeit in § 6 Abs. 3 Satz 1 VermG berichtigt 
werden. Mit der weiter vorgeschlagenen Ergänzung 
des § 6 Abs. 3 Satz 1 VermG soll, ebenso wie in der 
nach Buchstabe b) Unterbuchstabe aa) vorgeschlage- 
nen Ergänzung des § 6 Abs. 2 Satz 1 klargestellt wer- 
den, daß bei der Prüfimg wesenthcher Veränderun- 
gen nicht ausschließlich auf den Vermögensstand 
zum 1. Juli 1990 abzustellen ist. 

Durch die in Buchstabe c Unterbuchstabe bb vorge- 
schlagene Anfügung eines Halbsatzes an § 6 Abs. 3 


Satz 1 VermG soll vermieden werden, daß der Berech- 
tigte die ihm im Zeitpunkt der Schädigung gehören- 
den Vermögensgegenstände wegen der nach dem D- 
Markbilanzgesetz geforderten Neubewertung und 
des dadurch möglicherweise bedingten höheren 
Wertansatzes „bezahlen" muß. ln den Fällen, in de- 
nen ein Ausgleich wegen einer wesentlichen Verbes- 
serung der Vermögenslage zu leisten ist, sollen daher 
für die Berechnimg der Ausgleichsverbincüichkeit die 
Vermögensgegenstände, die sich im Zeitpunkt der 
Schädigung im Eigentum des geschädigten Rechtsträ- 
gers befanden, mit ihrem Verkehrswert im Zeit- 
punkt der Schädigung angesetzt werden. Nach dem 
D-Markbilanzgesetz verschriebene Wertabschläge 
wegen der bisherigen Nutzung der Vermögensge- 
genstände und ihres Zurückbleibens hinter dem tech- 
nischen Fortschritt (§ 7 Abs. 1 Satz 3, Abs. 4 D-Mark- 
bilanzgesetz) sind auch hier vorzunehmen. 

Gleiches soU für die Vermögensgegenstände gelten, 
die nicht im Eigentum des geschädigten Rechtsträgers 
standen, sondern in dem seiner Gesellschafter oder 
Mitgheder, jedoch nunmehr dem zurückzugebenden 
Unternehmen zuzuordnen sind und daher in die Bi- 
lanz des Unternehmens aufzunehmen sind. Dies kann 
der Fall sein, wenn es sich um Vermögensgegen- 
stände handelt, die' sich in der Fondsinhaberschaft 
oder Rechtsträgerschaft der aus dem geschädigten 
Rechtsträger hervorgegangenen Wirtschaftseinheit 
befanden oder die betriebsnotwendige Grundstücke 
darstellten und auf der Grundlage von Nutzungsver- 
trägen überwiegend und nicht vorübergehend vom 
Unternehmen genutzt wurden. Aufgrund von § 11 
Abs. 2 Satz 2 des Treuhandgesetzes (GBl. 1 Nr. 33 
S. 300) und § 2 Abs. 1 der Fünften Durchführungsver- 
ordnung zum Treuhandgesetz (GBl. 1 Nr. 60 S. 1466) 
sind diese Vermögensgegenstände in das Eigentum 
des rückgabepflichtigen Rechtsträgers übergegangen 
und daher in dessen Bilanz aufzunehmen. Soweit es 
sich um Grund und Boden oder Bauten handelt, muß 
nach dem geltenden § 6 Abs. 3 Satz 2 VermG in Höhe 
des Wertes dieser Vermögensgegenstände, da sie zu 
keinem Zeitpimkt im Eigentum des Unternehmens 
standen, eine Ausgleichsverbindlichkeit ausgewiesen 
werden. Dies erscheint nicht sachgerecht, da die Ver- 
besserung der Vermögenslage des Unternehmens 
nicht auf Subventionen des Staates zurückzuführen 
ist. Sie rührt vielmehr daher, daß diese Vermögensge- 
genstände den Gesellschaftern oder Mitgliedern des 
geschädigten Rechtsträgers entzogen wurden. Wür- 
den diese Vermögensgegenstände nunmehr mit ei- 
nem höheren Wert angesetzt werden müssen, als dem 
im Zeitpunkt der Schädigung, so könnte dies letztlich 
zu dem Ergebnis führen, daß der Berechtigte die sei- 
nen Gesellschaftern oder Mitgliedern entzogenen 
Vermögensgegenstände gegen Entgelt zurückerwer- 
ben müßte. Dieses Ergebnis soll mit der vorliegenden 
Regelung vermieden werden. 

Die Ersetzung des Wortes „Unternehmens" durch die 
Wörter „geschädigten Rechtsträgers" nach Buch- 
stabe c Unter buchstabe cc stellt eine Folgeänderung 
zu dem nach Nummer 2 Buchstabe a) Unterbuch- 
stabe bb) geänderten § 2 Abs. 1 VermG dar, mit dem 
der Begriff „geschädigter Rechtsträger" eingeführt 
wurde. Zu der Einführung der Worte „seiner Gesell- 


27 



Drucksache 12/103 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


schafter oder Mitgheder" wird auf die Begründung zu 
Buchstabe c Unterbuchstabe bb verwiesen. 

Mit dem nach Buchstabe c Unter buchstabe dd vorge- 
schlagenen § 6 Abs. 3 Satz 2 VermG soll das Verhält- 
nis dieser Regelung zu § 25 Abs. 1 des D-Markbilanz- 
gesetzes geklärt werden. Entsteht nach § 6 Abs. 3 
VermG eine Ausgleichsverbindhchkeit, die das zu- 
rückzugebende Unternehmen zu bilanzieren hat, so 
soll dieses Unternehmen nicht zugleich mit einer nach 
§ 25 des D-Markbilanzgesetzes höher zu bemessen- 
den Ausgleichsverbindlichkeit belastet werden. Die 
Ausgleichsverbindlichkeit soll nur in Höhe des Betra- 
ges entstehen, der nach § 6 Abs. 3 VermG auszuwei- 
sen ist. Liegt eine wesentliche Verbesserung der Ver- 
mögenslage nach § 6 Abs. 3 VermG nicht vor, so ist 
auch keine Ausgleichsverbindlichkeit nach § 25 des 
D-Markbilanzgesetzes auszuweisen. 

Zur Vermeidung von Existenzgefährdungen soll fer- 
ner nach dem in Buchstabe c) Unterbuchstabe dd) vor- 
geschlagenen § 6 Abs. 3 Satz 4 VermG vorgesehen 
werden, daß die nach § 6 Abs. 3 VermG entstandene 
Ausgleichsverbindlichkeit erlassen oder in eine nach- 
rangige Verbindlichkeit nach § 16 Abs. 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes umgewandelt werden kann. Eine 
Pflicht zum Erlaß oder zur Umwandlung der Verbind- 
lichkeit soll bestehen, wenn das Unternehmen sonst 
nicht kreditwürdig ist. Für die Beurteilung der Frage, 
ob das Unternehmen nicht kreditwürdig ist, dürfte 
darauf abzustellen sein, ob die Eigenkapitalausstat- 
tung des Unternehmens die von vergleichbaren Un- 
ternehmen derselben Branche unterschreitet. 

Ebenso wie in dem nach Nummer 6 Buchstabe b Un- 
terbuchstabe bb) vorgeschlagenen § 6 Abs. 2 Satz 6 
VermG soll auch nach dem in Buchstabe c Unterbuch- 
stabe dd) vorgeschlagenen § 6 Abs. 3 Satz 5 VermG 
eine nachträgliche Änderung der D -Markeröffnungs- 
bilanz ermöglicht werden. Insoweit wird aiif die Aus- 
führungen zu Buchstabe c) Unterbuchstabe bb) ver- 
wiesen. 

Die nach Buchstabe d Unterbuchstabe aa vorgeschla- 
gene Aufhebung des § 6 Abs. 5 Satz 2 VermG trägt 
dem Umstand Rechnung, daß sich in der Praxis für 
eine solche Regelung kein Bedürfnis gezeigt hat. Die 
Erfüllung eines solches Verlangens wäre für den Ver- 
fügungsberechtigten mit erheblichem Aufwand ver- 
bunden. Im Interesse der Rechtsbereinigung und Ver- 
einfachung soll daher diese Regelung entfallen. 

Durch die nach Buchstabe d Unterbuchstabe bb vor- 
geschlagene Änderung des § 6 Abs. 5 Satz 4 VermG 
soll gewährleistet werden, daß für die Beurteilung der 
Frage, ob eine Entflechtung wirtschaftlich vertretbar 
ist, nicht nur gesamtwirtschaftliche Aspekte und die 
Interessen des rückgabepflichtigen Rechtsträgers be- 
rücksichtigt werden, sondern auch die Interessen des 
Berechtigten, der die Rückgabe eines Teils des Ge- 
samtuntemehmens verlangt. Darüber hinaus sind 
auch die Interessen der Arbeitnehmer an der Erhal- 
tung ihres Arbeitsplatzes zu berücksichtigen. Der 
Verlust nur weniger Arbeitsplätze darf jedoch ebenso 
wie die Aussicht darauf, daß diirch die Erhaltung der 
gesamten Untemehmenseinheit mehr Arbeitsplätze 
geschaffen werden können, nicht dazu führen, daß die 
Entflechtung abgelehnt wird. Insoweit sollen die In- 


teressen des Berechtigten vorrangige Bedeutung ha- 
ben. Nur dann, wenn durch die Entflechtung Arbeits- 
plätze in erheblichem Umfange verloren gehen wür- 
den, soll der Anspruch auf Entflechtung entfallen. 

In dem nach Buchstabe e vorgeschlagenen neuen § 6 
Abs. 5a soll präzisiert werden, in welcher Weise der 
Anspruch des Berechtigten auf Rückgabe des Unter- 
nehmens nach § 6 erfüllt werden kann. Der Berech- 
tigte (§ 2 Abs. 1 Satz 2) soll die Wahl haben, entweder 
die Übertragung der Anteile oder Mitgliedschafts - 
rechte an dem rückgabepflichtigen Rechtsträger auf 
den geschädigten Rechtsträger (Satz 1 Buchstabe a) 
oder auf die Gesellschafter oder Mitglieder des ge- 
schädigten Rechtsträgers oder deren Rechtsnachfol- 
ger (Satz 1 Buchstabe c) oder aber die Übertragung 
des gesamten Vermögens auf den geschädigten 
Rechtsträger (Satz 1 Buchstabe b) zu verlangen. 

Wird von der Möglichkeit nach Satz 1 Buchstabe a 
Gebrauch gemacht und die Rückgabe von Anteilen 
oder Mitgliedschaftsrechten an dem rückgabepflichti- 
gen Rechtsträger auf den geschädigten Rechtsträger 
verlangt, so kann dies zur Folge haben, daß sich der 
Gegenstand des Unternehmens ändert, weil das Un- 
ternehmen zur Holding wird. In diesen Fällen muß die 
Satzung oder der Gesell Schafts vertrag entsprechend 
geändert werden. 

Wird von der Möglichkeit nach Satz 1 Buchstabe b 
Gebrauch gemacht und der Rückgabeanspruch des 
Berechtigten durch Übertragung des Vermögens des 
rückgabepflichtigen Rechtsträgers auf den geschä- 
digten Rechtsträger erfüllt, so ist der beim ver- 
fügungsberechtigten Anteilseigner verbleibende 
Rechtsträger bei Vermögenslosigkeit von Amts we- 
gen nach § 2 des Gesetzes über die Auflösung und 
Löschung von Gesellschaften und Genossenschaften 
zu löschen. Durch den Hinweis darauf, daß die Über- 
tragung des Vermögens im Wege der Einzel- oder der 
Gesamtrechtsnachfolge erfolgen kann, soll deutlich 
gemacht werden, daß in den Fällen, in denen eine 
einvernehmliche Regelung zwischen dem Verfü- 
gungsberechtigten und dem Berechtigten nach § 3 
Abs. 1 Satz 2 VermG zustande kommt, eine Übertra- 
gung der Vermögensgegenstände nur nach den allge- 
meinen Regeln erfolgen kann. Es bedarf also einer 
Übertragung der einzelnen zum Unternehmen gehö- 
renden Vermögensgegenstände. Soweit die Behörde 
über den Eigentumsübergang entscheidet, bedarf es 
einer Übertragung der einzelnen Vermögensgegen- 
stände nicht. Mit der Unanfechtbarkeit der Entschei- 
dung über die Rückgabe des Unternehmens nach § 33 
Abs. 3 VermG geht das zurückzugebende Unterneh- 
men im Wege der Gesamtrechtsnachfolge über. Aus 
diesem Grunde soll nach der in Nummer 13 vorge- 
schlagenen Regelung in § 33 Abs. 4 bestimmt werden, 
daß bei der Rückgabe von Unternehmen das Über- 
gabeprotokoll die in § 6b Abs. 4 bezeichneten Anga- 
ben enthalten soll. 

Durch Einräumung der in Absatz 5 a Satz 1 Buch- 
stabe c vorgesehenen Befugnis, die Übertragung der 
Anteile oder Mitgliedschaftsrechte auf die Gesell- 
schafter oder Mitglieder des geschädigten Rechtsträ- 
gers zu verlangen, soll vermieden werden, daß eine 
Liquidation des geschädigten Rechtsträgers und vor- 
herige Bestellung eines Abwicklers sowie eine Eintra- 
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gung im Handelsregister erfolgen muß, obwohl weite- 
res Vermögen nicht vorhanden ist und die Liquidation 
in derselben Weise, wie in Satz 1 Buchstabe c vorge- 
sehen, erfolgen würde. Ist der geschädigte Rechtsträ- 
ger, nachdem sein Anspruch auf Rückgabe des Unter- 
nehmens durch Übertragung der Anteile oder 
Mitgliedschaftsrechte an dem rückgabepflichtigen 
Rechtsträger auf die Gesellschafter oder Mitglieder 
des geschädigten Rechtsträgers erfüllt wurde, vermö- 
genslos, so ist er, wenn ein Löschungsvermerk noch 
nicht eingetragen war, von Amts wegen nach § 2 des 
Gesetzes über die Auflösung und Löschung von Ge- 
sellschaften und Genossenschaften oder nach § 31 
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs zu löschen. Eine Ein- 
tragung des geschädigten Rechtsträgers vor Erfüllimg 
des Rückgabeanspruchs ist nach dem vorgeschlage- 
nen § 6 Abs. 10 Satz 6 VermG nicht erforderlich. Stellt 
sich nach Erfüllung des Rückgabeanspruchs nach § 6 
Abs. 5a Satz 1 Buchstabe c VermG heraus, daß der 
geschädigte Rechtsträger vor der Rückgabe Verbind- 
lichkeiten eingegangen ist und daß diese Verbindlich- 
keiten noch nicht erfüllt sind, so sollen die Gläubiger 
nicht dadurch benachteiligt werden, daß der geschä- 
digte Rechtsträger nicht mehr fortbesteht, weil die 
ihm zustehenden Gesellschaftsanteile unmittelbar auf 
seine Gesellschafter oder Mitglieder übertragen wur- 
den. Die Gläubiger sollen vielmehr so gestellt werden, 
als wäre der Anspruch auf Rückgabe des Unterneh- 
mens nach Absatz 5 a Satz 1 Buchstabe a erfüllt wor- 
den und hätte der Gläubiger den Zugriff auf dieses 
Vermögen gehabt. Absatz 5 a Satz 2 bestimmt daher, 
daß die Gesellschafter oder Mitglieder des geschädig- 
ten Rechtsträgers oder deren Rechtsnachfolger bis zur 
Höhe des Wertes des ihnen übertragenen Anteüs oder 
des Mitgliedschaftsrechts für die Verbindlichkeiten 
des geschädigten Rechtsträgers gesamtschuldnerisch 
haften. Im Innenverhältnis der Gesellschafter zuein- 
ander besteht eine Ausgleichspflicht. Hat ein Gesell- 
schafter Leistungen erbracht hat, die den Betrag über- 
steigen, der dem Verhältnis des Umfangs seines An- 
teils zu dem der übrigen Gesellschafter entspricht, so 
kann er insoweit von den übrigen Gesellschaftern Er- 
satz dieses Betrages verlangen. 

Die in dem neuen Absatz 5 b vorgeschlagene Rege- 
lung soll klarstellen, daß der Anspruch eines Gesell- 
schafters oder Mitglieds eines geschädigten Rechts- 
trägers oder der Rechtsnachfolger dieser Person auf 
Rückgabe der diesen Personen entzogenen Anteile an 
dem geschädigten Rechtsträger unberührt bleibt. Die- 
ser Anspruch muß jedoch, wie in dem nach Buch- 
stabe f vorgeschlagenen § 6 Abs. 6 Satz 3 VermG 
bestimmt wird, im Rahmen des Rückgab everfahrens 
nach § 6 VermG geltend gemacht werden. Wird die 
Rückgabe des Unternehmens verlangt, so hat der vor 
der Schädigung des geschädigten Rechtsträgers ent- 
eignete Gesellschafter Anspruch darauf, wieder Ge- 
sellschafter oder Mitglied des geschädigten Rechts- 
trägers zu werden. Soweit hierfür die Eintragung im 
Handels- oder Genossenschaftsregister erforderlich 
ist, ist eine entsprechende Eintragung vorzuneh- 
men. 

Mit der Rückgabe des Unternehmens in einer der in 
Absatz 5 a Satz 1 Buchstaben a bis c bezeichneten 
Formen sind, wie in Absatz 5 b Satz 2 klargestellt wer- 
den soll, auch mögliche Restitutionsansprüche der 


Gesellschafter oder Mitglieder wegen der durch die 
Enteignung des geschädigten Rechtsträgers wertlos 
gewordenen Anteile oder Mitgliedschaftsrechte er- 
füllt. Sie haben insoweit auch keinen Anspruch auf 
eine Entschädigung. 

Die Frage, ob die Erlangung von staatlichen Beteili- 
gungen an Personenhandelsgesellschaften auf Maß- 
nahmen im Sinne von § 1 Abs. 3 VermG zurückzufüh- 
ren und ob diese an den Berechtigten unentgeltlich 
zurückzuübertragen sind, ist häufig nicht einfach zu 
beantworten. Im Interesse der Klarstellung wird daher 
vorgeschlagen, in einem in § 6 VermG einzufügenden 
Absatz 5 c zu bestimmen, daß grundsätzlich staatliche 
Beteiligungen im Handelsregister zu löschen oder auf 
die Gesellschafter des geschädigten Rechtsträgers zu 
übertragen sind. Dies gilt allerdings nicht in den Fäl- 
len, in denen der Inhaber der staatlichen Beteiligung 
nachweisen kann, daß die staatliche Beteiligung nicht 
auf Grund unlauterer Machenschaften im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 VermG erworben wurde. Als möglichen Fall 
von Maßnahmen auf Grund unlauterer Machenschaf- 
ten wird beispielshaft die Kreditverweigerung oder 
die Erhebung von Steuern oder Abgaben mit enteig- 
nendem Charakter aufgeführt. Es bleibt jedoch die 
Möglichkeit nachzuweisen, daß etwa die Kreditver- 
weigerung und der darauf zurückzuführende Erwerb 
der staatlichen Beteiligung nicht unlauter im Sinne 
des § 1 Abs. 3 VermG war. 

Der vorgeschlagene § 6 Abs. 5 c Satz 3 VermG regelt, 
inwieweit vom Staat auf Grund der Einräumung der 
staatlichen Beteiligung geleistete Beträge von den 
Gesellschaftern des geschädigten Rechtsträgers zu- 
rückzuerstatten sind. Zurückzuzahlen ist der Betrag, 
den der Staat im Zeitpunkt der Einräumung einer 
staatlichen Beteiligung gezahlt hat und der dem Un- 
ternehmen zugeflossen ist. In Anlehnung an die in 
Artikel 7 § 1 der Anlage I zu dem Vertrag vom 
18. Mai 1990 über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland imd der Deutschen Demokrati- 
schen Republik (BGBl. 1990 II S. 537) getroffenen Re- 
gelung soll dieser Betrag im Verhältnis zwei Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik zu einer Deut- 
schen Mark umgerechnet werden. Höchstgrenze für 
die Rückzahlungsverpflichtung ist allerdings der jet- 
zige Wert der staatlichen Beteiligung. Dieser Wert soll 
nach § 11 Abs. 1 Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes 
nach der sogenannten Equity- Methode bewertet wer- 
den. Nach dieser Methode ist der Wert der Beteili- 
gung mit dem Betrag anzusetzen, der dem jetzigen 
— gegenüber dem im Zeitpunkt des Erwerbs der Be- 
teiligung bestehenden Anteil regelmäßig höheren — 
Anteil des Staates am Eigenkapital des Unternehmens 
entspricht. Für die Berechnung des Eigenkapitals sind 
auch die nach früherem Recht gebildeten Fonds zu 
berücksichtigen. Dies gilt jedoch nicht, soweit ein sol- 
cher Fonds auf Einzahlungen zurückzuführen ist oder 
den Charakter einer Rückstellung im Sinne von § 249 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs hat. Zu den dem Ei- 
genkapital zuzurechnenden Fonds ist danach insbe- 
sondere der sogenannte unteilbare Fonds zu rech- 
nen. Kann das Unternehmen nach Aufstellung der 
D-Markeröffnungsbilanz kein Eigenkapital auswei- 
sen, weil der Gesamtbetrag der auf der Aktivseite der 
nach den Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes zu 
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erstellenden Eröffnungsbilanz ausgewiesenen Ver- 
mögensgegenstände nicht höher ist als der Gesamtbe- 
trag der auf der Passivseite ausgewiesenen Schulden 
und Rechnungsabgrenzungsposten, bleibt auch der 
nach früherem Recht gebildete Fonds, soweit er Ei- 
genkapitalcharakter hat, nicht mehr bestehen. 

Der nach Buchstabe f dem § 6 Abs. 6 VermG anzufü- 
gende Satz 4 regelt die Fälle, in denen vor Schädigung 
des Rechtsträgers, also vor dem Zeitpunkt, in dem der 
Rechtsträger selbst von einer Maßnahme gemäß § 1 
VermG betroffen wurde, einem Gesellschafter oder 
Mitglied Anteile oder Mitghedschaftsrechte an dem 
geschädigten Rechtsträger entzogen wurden. Betrof- 
fen sind etwa die Personen, deren Vermögen be- 
schlagnahmt wurde, weil sie die Deutsche Demokra- 
tische Republik verlassen hatten. Die Regelung stellt 
klar, daß antragsberechtigt im Sinne des § 6 Abs. 6 
VermG auch eine solche Person ist. Hat diese Person 
einen Antrag auf Rückgabe des ihr entzogenen Ge- 
sellschaftsanteils oder Mitghedschaftsrechts gestellt, 
so soll dieser Antrag zugleich als Antrag auf Rückgabe 
des Unternehmens an den Berechtigten, also des ge- 
schädigten Rechtsträgers (§ 2 Abs. 1 Satz 2) und somit 
als zugunsten des geschädigten Rechtsträgers gestellt 
angesehen werden. Stellt lediglich der geschädigte 
Rechtsträger einen Antrag auf Rückübertragung des 
Unternehmens nach § 6 VermG, sind jedoch vor der 
Schädigung dieses Rechtsträgers einzelne Gesell- 
schafter oder Mitglieder geschädigt worden, so soll 
der Antrag des geschädigten Rechtsträgers auch als 
zugunsten der einzelnen Gesellschafter oder Mitglie- 
der gestellt angesehen werden. Die Erfüllung des 
Rückgabe anspruchs dieser Gesellschafter oder Mit- 
glieder richtet sich nach dem vorgeschlagenen § 6 
Abs. 5 b oder 5 c VermG. Eine an die Stelle der Rück- 
gabe tretende Entschädigung kann daher nur dann 
verlangt werden, wenn weder einer der Gesellschaf- 
ter oder Mitgheder noch der geschädigte Rechtsträger 
einen Anspruch auf Rückgabe des Unternehmens 
oder Rückgabe einzelner Anteile oder Mitglied- 
schaftsrechte erhoben hat. 

Der nach Buchstabe g vorgeschlagene § 6 Abs. 6 a 
VermG enthält eine Ausnahmeregel von dem in § 6 
Abs. 7 VermG verankerten Grundsatz, daß in den Fäl- 
len, in denen eine Rückgabe des Unternehmens nicht 
mehr möglich ist, eine Entschädigung zu zahlen ist. 
Abweichend von diesem Grundsatz soll der Berech- 
tigte, wenn nach der Einstellung des Geschäftsbe- 
triebs des Unternehmens noch Vermögensgegen- 
stände vorhanden sind, die nicht mehr zur Befriedi- 
gung von Ansprüchen von Gläubigern des rückga- 
bepflichtigen Rechtsträgers benötigt werden, die Her- 
ausgabe einzelner Vermögensgegenstände verlan- 
gen können. Voraussetzung hierfür ist allerdings, daß 
sich diese Vermögensgegenstände im Zeitpunkt der 
Schädigung in seinem Eigentum befanden oder durch 
vergleichbare Gegenstände ersetzt wurden. Sind 
Gläubiger des rückgabepflichtigen Rechtsträgers 
noch vorhanden, so soll der Herausgabeanspruch des 
Berechtigten entfallen. Dies soll allerdings nicht gel- 
ten, wenn es sich bei den Gläubigern um den Bund, 
die Länder, die Gemeinden oder um eine andere juri- 
stische Person des öffentlichen Rechts handelt. Es er- 
scheint nicht sachgerecht, dem Befriedigungsinter- 


esse dieser Personen Vorrang vor dem Restitutionsin- 
teresse des Berechtigten einzuräumen. 

Kann ein Grundstück, das sich im Zeitpunkt der Schä- 
digung im Eigentum des geschädigten Rechtsträgers 
befand, nicht mehr zurückgegeben werden, weil die- 
ses von einer natürlichen Person, Religionsgemein- 
schaft oder gemeinnützigen Stiftimg in redlicher 
Weise erworben wurde, so soll der Berechtigte eben- 
falls die Möglichkeit erhalten, statt der Entschädigung 
nach Absatz 7 die Herausgabe eines Vermögensge- 
genstandes zu verlangen. Nach dem vorgeschlagenen 
§ 6 Abs. 6 a Satz 3 VermG soll der Berechtigte daher 
anstelle des nicht mehr vorhandenen Grundstücks die 
Übereignung eines Grundstücks mit möglichst ver- 
gleichbarem Wert verlangen können. 

Der vorgeschlagene Absatz 6 a Satz 4 berücksichtigt 
den Fall, daß der Verfügungsberechtigte nach § 3 
Abs. 4 oder 6 VermG über das Unternehmen oder über 
einzelne Vermögensgegenstände verfügt hat, die ihm 
nach Einstellung des Geschäftsbetriebs des Unterneh- 
mens verblieben waren. Durch die Verfügung ist der 
Anspruch des Berechtigten auf Rückgabe des Unter- 
nehmens nach § 6 Abs. 1 VermG oder auf Rückgabe 
der Vermögensgegenstände nach § 6 Abs. 6 a Satz 1 
(neu) VermG ausgeschlossen worden. Auch in diesen 
Fällen soll der Anspruch des Berechtigten nicht auf 
eine Entschädigung in Höhe des Wertes des Unter- 
nehmens im Zeitpunkt der Übernahme in Volkseigen- 
tum (§ 6 Abs. 7 VermG) beschänkt sein. Ist ein Unter- 
nehmen veräußert worden, so soll er vielmehr die 
Möglichkeit erhalten, statt der Entschädigung nach 
§ 6 Abs. 7 VermG die Erstattung des Wertes des Unter- 
nehmens zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu verlan- 
gen. Gleiches soll gelten, wenn einzelne Vermögens- 
gegenstände veräußert worden sind. Auch in diesem 
Falle soll der Berechtigte die Herausgabe des Veräu- 
ßerungserlöses verlangen können. Um zu vermeiden, 
daß durch eine Veräußerung zu einem erheblich unter 
dem Verkehrswert liegenden Preis der Berechtigte 
benachteihgt wird, soll außerdem gewährleistet wer- 
den, daß der zu erstattende Betrag nicht den Wert des 
Unternehmens im Zeitpunkt der Veräußerung oder 
den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände un- 
terschreitet. 

Durch die Einfügung des Datums „29. Septem- 
ber 1990" soll klargestellt werden, daß ein Erstat- 
tungsanspruch im Sinne des Absatzes 6 a nicht beste- 
hen soll, wenn der Verfügungsberechtigte schon vor 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen am 29. September 1990 über das Ei- 
gentum verfügt hat oder schuldrechtliche Verpflich- 
tungen eingegangen ist. Denn bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Regelung offener Vermögensfragen 
war der Verfügungsberechtigte, auch wenn ein An- 
spruch auf Rückgabe eines Vermögenswertes ange- 
meldet worden war, uneingeschränkt verfügungsbe- 
fugt. Es erscheint daher nicht gerechtfertigt, in den 
Fällen, in denen Maßnahmen vor dem 29. September 
1990 ergriffen wurden, dem Berechtigten einen höhe- 
ren als den in Absatz 7 vorgesehenen Entschädi- 
gungsanspruch einzuräumen. 

Hat der Verfügungsberechtigte über ein Unterneh- 
men die Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfah- 
rens nicht abgewendet und liegt hierin ein Verstoß 


30 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/103 


gegen § 3 Abs. 3 Satz 4 und 5 (neu) VermG, so soll sich 
der Anspruch des Berechtigten ebenfalls nicht auf 
Zahlung einer Entschädigung nach § 6 Abs. 7 VermG 
beschränken müssen. Nach dem vorgeschlagenen 
Absatz 6 a Satz 6 VermG bestimmt sich der wegen der 
Pflichtverletzung bestehende Schadenersatzanspruch 
nach dem Verkehrswert der einzelnen zum Unterneh- 
men gehörenden Vermögensgegenstände abzüghch 
der dem Unternehmen zuzuordnenden Schulden. 
Nicht abzusetzen sind jedoch Verbindlichkeiten ge- 
genüber dem Bund, den Ländern, Gemeinden oder 
einer anderen juristischen Person des öffentiichen 
Rechts. 

Die nach Buchstabe h vorgeschlagene Regelung soll 
dem Berechtigten ermöglichen, in den Fällen, in de- 
nen die Rückgabe des Unternehmens nicht mehr 
möglich ist und der Berechtigte nach Absatz 6 a Satz 1 
die Rückgabe der noch verbhebenen zum Unterneh- 
men gehörenden Vermögensgegenstände verlangt 
hat, einen Entschädigungsanspruch geltend zu ma- 
chen. Bei der Berechnung des Entschädigungsan- 
spruchs muß jedoch berücksichtigt werden, daß der 
Berechtigte bereits bestimmte Vermögensgegen- 
stände erhalten hat. Von dem als Entschädigung zu 
leistenden Betrag ist daher der Verkehrswert dieser 
Vermögensgegenstände abzusetzen. 

Die vorgeschlagene Änderung nach Buchstabe i trägt 
dem Umstand Rechnung, daß mit dem Inkrafttreten 
des Einigungsvertrages die Ministerien der Deut- 
schen Demokratischen Republik nicht mehr f ortbeste- 
hen. Nach Absatz 5 der Vorbemerkungen in Anlage 11 
zum Einigungsvertrag (BGBl. 1990 11 S. 1148) findet, 
soweit in Rechtsvorschriften der Deutschen Demokra- 
tischen Republik eine Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen enthalten ist, Artikel 129 des 
Grundgesetzes entsprechend Anwendung. Die vorge- 
schlagene Änderung in § 6 Abs. 9 stellt klar, welche 
Ministerien an die Stelle der bisher in Absatz 9 ge- 
nannten Ministerien treten. Die Verordnung bedarf 
gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

Die in Buchstabe j vorgeschlagene Einfügung eines 
neuen Absatzes 10 knüpft an die in Nummer 2 Buch- 
stabe a) Unterbuchstabe bb) vorgeschlagene Ergän- 
zung des § 2 Abs. 1 VermG an. Soweit nach dieser 
Vorschrift der geschädigte Rechtsträger als in Auflö- 
sung befindhch fortbesteht, hat das Gericht Abwickler 
zu bestellen, wenn gesetzüche Vertreter nicht vorhan- 
den sind und die Bestellung von Abwicklern durch die 
nach dem für die Rechtsform maßgeblichen Recht zu- 
ständigen Organe nicht innerhalb angemessener Frist 
durchführbar ist. Die gerichtliche Bestellung von Ab- 
wicklern erfolgt nur auf Antrag. Durch die Verwei- 
sung auf § 265 Abs. 4 des Aktiengesetzes soll klarge- 
stellt werden, daß der Abwickler insbesondere einen 
Vergütungsanspruch hat. 

Nach § 65 Abs. 1, § 67 Abs. 1 des Gesetzes betreffend 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie 
nach §§ 263, 266 Abs. 1 des Aktiengesetzes ist die 
Auflösung der Gesellschaft sowie die Bestellung von 
Abwicklern oder Liquidatoren zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. Gleiches gilt für die 
Personenhandelsgesellschaftnach § 148 des Handels- 
gesetzbuchs. Soweit die Firma des geschädigten 


Rechtsträgers bereits gelöscht worden ist, ist, da die 
Firma auf Grund des neuen § 2 Abs. 1 Satz 3 VermG in 
Wahrheit noch nicht erloschen ist, der Löschungsver- 
merk vor der Vornahme sonstiger Eintragxmgen von 
Amts wegen zu löschen. Soweit die Registerakten 
nicht mehr auffindbar sind oder einzelne Registerein- 
tragimgen zu dem geschädigten Rechtsträger nicht 
mehr vorhanden sind, ist der geschädigte Rechtsträ- 
ger, sofern er nach dem neuen § 2 Abs. 1 Satz 3 VermG 
als in Auflösung befindlich fortbesteht, zur Eintra- 
gung in das Handelsregister anzumelden. 

Der vorgeschlagene Absatz 10 Satz 4 soll klarstellen, 
daß auch die Fortsetzung des geschädigten — bisher 
in Auflösung befindlichen — Rechtsträgers beschlos- 
sen werden kann. Hat die Liquidation im Hinbhck auf 
den Rückgabeanspruch jedoch bereits begonnen, soll 
die Fortsetzung des geschädigten Rechtsträgers nicht 
mehr beschlossen werden können. 

Im Hinbück darauf, daß nach dem neu vorgeschlage- 
nen § 6 Abs. 5 a Satz 1 Buchstabe c VermG der An- 
spruch auf Rückgabe des Unternehmens auch da- 
durch erfüllt werden kann, daß Anteile oder Mitgüed- 
schaftsrechte an dem rückgab epfüchtigen Rechtsträ- 
ger auf die Gesellschafter oder Mitgüeder des geschä- 
digten Rechtsträgers oder deren Rechtsnachfolger 
übertragen werden, soll zur Erleichterung der Arbeit 
der Registergerichte nach dem vorgeschlageiien Ab- 
satz 10 Satz 6 eine Eintragung des geschäoigten 
Rechtsträgers oder eine Löschung des Löschungsver- 
merks nicht mehr erforderüch sein, wenn die Erfül- 
lung des Rückgabeanspruchs nach der in § 6 Abs. 5 a 
Buchstabe c VermG vorgesehenen Weise verlangt 
wird. Dies darf jedoch nicht gelten, wenn die Gesell- 
schafter beschließen, daß der geschädigte Rechtsträ- 
ger fortgesetzt wird. 


Zu Nummer 7 — §§6a, 6b VermG 

— § 6 a VermG Vorläufige Einweisung 

Mit dem vorgeschlagenen § 6 a VermG soll zugelas- 
sen werden, daß die Behörde unter bestimmten Vor- 
aussetzungen den Berechtigten vorläufig in den Be- 
sitz des zurückzugebenden Unternehmens einweist. 
Die vorläufige Einweisung hat zu erfolgen, wenn die 
Berechtigung nachgewiesen worden ist. Steht noch 
nicht fest, ob der Berechtigte, der den Anspruch auf 
Rückgabe des Unternehmens geltend macht, derje- 
nige ist, der als erster von Maßnahmen nach § 1 
VermG betroffen ist, ist die Berechtigung wegen der 
Regelung des § 3 Abs. 2 VermG nicht unzweifelhaft. 
Die Behörde ist in diesem Falle nicht verpflichtet, den 
Antragsteller in den Besitz des Unternehmens ohne 
weitere Prüfung einzuweisen. 

Steht die Berechtigung nicht unzweifelhaft fest, son- 
dern ist die Berechtigung nur entsprechend § 294 ZPO 
glaubhaft gemacht worden, so darf die Behörde die 
Person, die den Antrag auf vorläufige Einweisung ge- 
stellt hat, nur unter bestimmten Voraussetzungen in 
den Besitz des zurückzugebenden Unternehmens ein- 
weisen: Es dürfen nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 keine 
Anhaltspunkte dafür vorüegen, daß der Antragsteller 
oder eine andere Person, die der Antragsteller mit der 
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Leitung des Unternehmens beauftragen will, die Ge- 
schäftsführung nicht ordnungsgemäß ausführen wird; 
ist das Unternehmen sanierungsbedürftig, so muß der 
Berechtigte über einen erfolgversprechenden Plan 
verfügen (Absatz 1 Satz 2 Nr. 2). 

Die Einweisung erfolgt durch Bescheid des zuständi- 
gen Landesamtes zur Regelung offener Vermögens- 
fragen (Absatz 2 Satz 1). In diesem Bescheid muß 
gleichzeitig festgelegt werden, welche Rechte und 
Pflichten der vorläufig Eingewiesene hat. Nach dem 
vorgeschlagenen § 6a Abs. 2 Satz 2 VermG kann der 
Antragsteller entweder eine dem Pächter oder eine 
dem Käufer vergleichbare Stellung erhalten. Seine 
Rechte und Pflichten richten sich nach den insoweit 
jeweils entsprechend anwendbaren Vorschriften 
(§ 581 ff., 433 ff. BGB). 

Die Anwendung der für den Kauf geltenden Vor- 
schriften kann nur dann angeordnet werden, wenn 
die Berechtigung des Antragstellers zweifelsfrei fest- 
steht und dieser sich für einen Kauf entscheidet. Denn 
in diesem Falle wird, in Erfüllung des Kaufvertrages, 
das Eigentum an dem Unternehmen auf den Berech- 
tigten übertragen. Er kann also seinerseits über das 
Unternehmen verfügen. Der Berechtigte kann daher, 
wenn er das Unternehmen käuflich erworben hat, 
nicht mehr, auch wenn er den Antrag auf Rückgabe 
des Unternehmens zurücknimmt, die auf ihn erfolgte 
Übertragung des Unternehmens rückgängig machen. 
Die Einweisung in den Besitz des Unternehmens ist 
insoweit endgültig. Offen bleibt lediglich die Frage, 
welche Leistungen wegen wesentücher Veränderun- 
gen der Vermögens- oder Ertragslage zu erbringen 
sind. Solange die Behörde über diese Fragen keine 
bestandskräftige Entscheidung gefällt hat, bleibt der 
vom Berechtigten nach § 433 Abs. 2 BGB geschuldete 
Kaufpreis, dessen Höhe die Behörde nach Absatz 2 
Satz 3 zu bestimmen hat, gestundet (Absatz 2 Satz 4). 
Der Kaufpreis entfällt, wenn die Behörde über die zu 
erbringenden Ausgleichsleistungen einen Bescheid 
erläßt und dieser Bescheid bestandskräftig wird. 

Steht die Berechtigung nicht zweifelsfrei fest, kann 
nach Absatz 2 Satz 2 die vorläufige Einweisung nur 
auf der Grundlage des Pachtrechts erfolgen. Den An- 
tragsteller trifft in diesem Falle insbesondere eine Ob- 
hutspflicht entsprechend § 545 BGB sowie die Pflicht, 
das Inventar zu erhalten (§ 582 BGB). Die Veräuße- 
rung des Unternehmens ist ausgeschlossen. 

Stellt sich im Laufe des Verfahrens heraus, daß dem 
Antrag des vorläufig Eingewiesenen auf Rückgabe 
des Unternehmens nicht stattgegeben werden kann, 
weil dieser nicht der Berechtigte im Sinne des § 2 
Abs. 1 (neu) VermG ist oder weil er seinen Antrag auf 
Rückgabe des Unternehmens zurückgenommen hat, 
so ist er verpflichtet, dem Verfügungsberechtigten für 
die Dauer der Pacht des Unternehmens einen von der 
Behörde festgelegten Pachtzins zu entrichten. 

Der vorläufig Eingewiesene hat die Stellung eines 
Geschäftsführers. Soweit er für die Geschäftsführung 
andere Personen beauftragt, haftet er für diese Perso- 
nen. 

Um dem vorläufig Eingewiesenen zu ermöghchen, 
daß er den Geschäftsbetrieb des Unternehmens fort- 
führen kann, soll er nach Absatz 3 Satz 1 die Möghch- 


keit erhalten, den Anspruch nach § 6 Abs. 2 Satz 2 und 
Satz 5 (neu) sowie nach Absatz 4 VermG geltend zu 
machen. Voraussetzung ist jedoch, daß die Erfüllung 
dieses Anspruchs erforderhch ist, um das Unterneh- 
men fortzuführen. Der Verpflichtete muß also insbe- 
sondere eine wesentliche Veränderung der Ertrags- 
lage nicht nach § 6 Abs. 4 VermG ausgleichen, wenn 
auch ohne die Ausgleichszahlung das Unternehmen 
fortgeführt werden kann. Dem Verpflichteten soll dar- 
über hinaus nach der in Absatz 3 Satz 2 vorgeschla- 
genen Regelung die Möghchkeit eröffnet werden, 
statt der Tilgung einer gegen ihn gerichteten Forde- 
nmg auf Zahlung eines bestimmten Geldbetrages 
oder des Erlasses oder der Übernahme von Schulden 
eine andere Art der Erfüllung des nach § 6a Abs. 3 
bestehenden Anspruchs zu wählen, sofern hierdurch 
gewährleistet wird, daß die Fortführung des Unter- 
nehmens weiterhin möglich ist. Die Vorschrift findet 
Anwendung auf die Fälle, in denen der Ve^flichtete 
nicht nur Leistungen zum Abbau einer Überschul- 
dung und Schaffung des notwendigen Eigenkapitals 
erbringen muß, sondern auch darüber hinausgehende 
Beträge schuldet, um die eingetretene Verschlechte- 
rung des Unternehmens auszugleichen. 

Der Anspruch richtet sich gegen den zum Ausgleich 
der wesentlichen Verschlechterung nach § 6 Abs. 2 
und 4 verpfhchteten Schuldner (§ 6 Abs. 1 Satz 2 (neu) 
VermG), also regelmäßig gegen die Treuhandan- 
stalt. 

Vereinbaren der Berechtigte und der Verfügungsbe- 
rechtigte, daß der Berechtigte vorläufig den Besitz des 
zurückzugebenden Unternehmens erhält, so bedarf es 
der Entscheidung der Behörde nicht. In diesem Falle 
bleibt es den Vertragsparteien überlassen, die Einzel- 
heiten zu regeln, die auf das Verhältnis zwischen dem 
Berechtigten und dem Verfügungsberechtigten An- 
wendung finden. Dies wird durch den vorgeschlage- 
nen § 6a Abs. 4 VermG klargestellt. 


— § 6 b VermG Entflechtung 

Im Hinbhck darauf, daß in den volkseigenen Betrie- 
ben häufig mehrere Unternehmen, deren Rückgabe 
nach § 6 VermG verlangt werden kann, zusammenge- 
faßt worden sind und die Rückgabe nach § 6 Abs. 5a 
daher nur nach vorhergehender Entflechtung dieses 
ehemals volkseigenen Betriebes erfolgen kann, wird 
in dem vorgeschlagenen § 6b eine Regelung vorgese- 
hen, die für den Sonderfall der Rückgabe eines Unter- 
nehmens nach dem Vermögensgesetz ein vereinfach- 
tes Verfahren für die Entflechtung im Wege der Spal- 
tung vorsieht. Nach geltendem Recht kann die Auftei- 
lung eines Unternehmens in kleinere rechtiich selb- 
ständige Einheiten nur in der Weise erfolgen, daß die 
zum Unternehmen gehörenden Gegenstände im 
Wege der Einzelrechtsnachfolge übertragen werden. 
Die Übertragung eines Unternehmens teils in einem 
einheitlichen Vorgang im Wege der Sonderrechts- 
nachfolge (partielle Universalsukzession) ist nach gel- 
tendem Recht nicht möghch. Die auf Grund der Not- 
wendigkeit der Einzelübertragung jedes einzelnen 
Gegenstandes, insbesondere bei Übernahme von 
Schulden durch einen anderen Rechtsträger beste- 
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henden Schwierigkeiten bei der Entflechtung sollen 
durch die vorliegende Regelung beseitigt werden. 

Die in § 6 b VermG vorgeschlagene Entflechtungsre- 
gelung deckt sich teilweise mit den Vorschlägen in 
dem Entwurf eines Gesetzes über die Spaltung der 
von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 
(SpTrUG), der für Kapitalgesellschaften, deren sämtli- 
che Geschäftsanteile oder Aktien sich unmittelbar 
oder mittelbar in der Hand der Treuhandanstalt befin- 
den, eine Realteilung im Wege der Sonderrechtsnach- 
folge ermöglichen soll. Die Entscheidung über die 
Spaltung soll in der Hand des Anteilseigners hegen. 
Abweichend hiervon soll nach dem vorgeschlagenen 
§ 6 b VermG für Unternehmen, deren Rückgabe nach 
dem Vermögensgesetz verlangt wird, das Vermögen 
unter Einschaltung einer Behörde auf ge teilt werden 
(Absatz 1 Satz 3). Unter Entflechtung im Sinne dieser 
Vorschrift wird dabei die Aufteilung des Unterneh- 
mens in rechthch selbständige Unternehmen durch 
Übertragung aller Unternehmensteile auf verschie- 
dene neu zu gründende Rechtsträger ohne Abwick- 
lung des rückgab epfhchtigen Rechtsträgers oder 
durch Übertragung nur eines Teils des Unternehmens 
auf einen neu zu gründenden Rechtsträger (Absatz 5) 
oder die Aufteilung des Unternehmens in selbstän- 
dige Vermögensmassen ohne eigenen Rechtsträger 
verstanden (Absatz 1 Satz 1). Ist die Entflechtung er- 
folgt, so ist nach Absatz 1 Satz 2 für die Feststellung, 
ob eine wesentliche Veränderung der Vermögens- 
oder Ertragslage nach § 6 Abs. 1 Satz 4 VermG vor- 
liegt, allein auf die aus der Entflechtung hervorgegan- 
genen Unternehmen abzustellen. 

Die Behörde entscheidet nach Absatz 1 Satz 3 nur auf 
Antrag des Berechtigten oder des Verfügungsberech- 
tigten. Es handelt sich grundsätzlich um eine Ermes- 
sensentscheidung der Behörde. Legt jedoch der Be- 
rechtigte einen Entflechtungsplan vor, so muß die Be- 
hörde dem Plan entsprechend die Entflechtung verfü- 
gen, wenn nur eine Person Inhaber der Anteile oder 
Mitgliedschaftsrechte an dem rückgabepflichtigen 
Rechtsträger ist und alle Berechtigten, die von der 
Entscheidung betroffen sind, dem Plan zugestimmt 
haben. Muß über die Entflechtung einer Genossen- 
schaft entschieden werden, so ist die Behörde nach 
Absatz 2 Satz 2 an den vom Antragsteller vorgelegten 
Entflechtungsplan nur dann gebunden, wenn der für 
die Genossenschaft bestellte Abwickler oder die Ge- 
neralversammlung der Entflechtung in der beantrag- 
ten Weise zustimmt, Bedarf es der Zustimmung der 
Generalversammlung, weil ein Abwickler nicht be- 
stellt ist, und handelt es sich um eine Genossenschaft 
im Sinne des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften, so bedarf der Beschluß 
der Generalversammlung nach § 78 Abs. 1 Satz 1 die- 
ses Gesetzes einer Mehrheit, die mindestens drei 
Viertel der abgegebenen Stimmen umfaßt. 

Voraussetzung für die Entflechtung ist eine genaue 
Übersicht über das Vermögen des rückgab epfhchti- 
gen Rechtsträgers. Nach Absatz 3 kann daher die Be- 
hörde die Vorlage der Schlußbilanz des rückgabe- 
pflichtigen Rechtsträgers sowie eines Inventars ver- 
langen. Der für das Inventar maßgebliche Stichtag 
darf jedoch nicht länger als drei Monate vor der Ent- 
scheidung der Behörde liegen. Durch die angeforder- 


ten Unterlagen soll der Behörde die Zuordnung der 
einzelnen Vermögensgegenstände zu den neu zu bil- 
denden Vermögensmassen ermöghcht werden. 

Das mit der behördlichen Entscheidung den Beteihg- 
ten zuzustellende Übergabeprotokoll muß bestimmte 
in Absatz 4 aufgeführte Angaben enthalten. Die An- 
gaben sind erforderhch, um die infolge der Entflech- 
tung gebildeten neuen Vermögensmassen identifizie- 
ren zu können. 

Nach Absatz 4 Nr. 1 müssen Angaben über den 
Rechtsträger des zu entflechtenden Unternehmens 
und den Rechtsträger, auf den eine bestimmte Vermö- 
gensmasse übergehen soll, gemacht werden, um eine 
Zuordnung des Vermögens des bisherigen Rechtsträ- 
gers zu ermöglichen. 

Die Angaben nach Nummer 2 sind erforderhch für den 
Fall, daß die Entflechtung eines Unternehmens in 
mehrere rechtlich selbständige Unternehmen erfol- 
gen soll und für diesen Zweck ein oder mehrere neue 
Rechtsträger errichtet werden müssen. 

Mit der Angabe des Zeitpunkts nach Nummer 3 soll 
dokumentiert werden, von welchem Zeitpunkt an die 
Handlungen des übertragenden Rechtsträgers Wir- 
kungen für die Rechtsträger entfalten sollen, denen 
die Unternehmensteile zugeordnet werden. 

Die nach Nummer 4 geforderte genaue Beschreibung 
und Aufteilung der Gegenstände des Aktiv- und Pas- 
sivvermögens des zu entflechtenden Unternehmens 
dient der Vorbereitung der genauen Zuordnung der 
einzelnen Vermögensgegenstände zu den neu zu bil- 
denden Vermögensmassen. Als Gegenstand des Ak- 
tiv- und Passivvermögens ist jeder Gegenstand im 
Sinne des § 90 BGB zu verstehen; auf die Aktivie- 
rungs- oder Passivienuigsfähigkeit des Gegenstandes 
oder der Verbindlichkeit nach Rechnungslegungs- 
grundsätzen kommt es nicht an. Gehört zu dem Aktiv- 
vermögen des zu entflechtenden Unternehmens ein 
Grundstück, so ist dieses, um die auf Grund der Ent- 
scheidung über die Entflechtung und damit sogleich 
über den Übergang des Eigentums an dem Grund- 
stück auf einen anderen Rechtsträger notwendige Be- 
richtigung des Grundbuchs zu ermöghchen, so zu be- 
zeichnen, wie dies der beurkundende Notar auch bei 
einer Einzelauflassung tun würde. Im übrigen kann 
für die Beschreibung der Gegenstände des Vermö- 
gens des zu entflechtenden Unternehmens auf vor- 
handene Urkunden Bezug genommen werden, sofern 
diese eine hinreichende Kennzeichnung gestatten 
und damit die Bestimmbarkeit des Gegenstandes er- 
möghchen. 

Die Angaben nach Nummer 5 sind schheßhch erfor- 
derlich, um feststellen zu können, welches der nach 
der Entflechtung neu gebildeten Unternehmen die 
Ausgleichsforderung, Ausgleichsverbindhchkeit oder 
Garantie auszuweisen hat, die in der Bilanz des ent- 
flochtenen Unternehmens ausgewiesen war. Die Re- 
gelung stellt sogleich klar, daß die einem aus einer 
Entflechtung hervorgegangenen Unternehmen zuge- 
ordnete Ausgleichsforderung, auch wenn das Unter- 
nehmen nach § 1 Abs. 5 des D-Markbilanzgesetzes als 
zum 1. Juh 1990 entstanden angesehen werden kann, 
nicht deshalb entfällt, weil der Gesamtbetrag der auf 
der Aktivseite der Bilanz dieses Unternehmens ausge- 
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wiesenen Vermögensgegenstände abzüglich der aus- 
gewiesenen Ausgleichsforderung höher ist als der Ge- 
samtbetrag der auf der Passivseite ausgewiesenen 
Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten. 

Die Anwendung des Gründungsrechts (Absatz 5) und 
insbesondere der in ihm enthaltenen Vorschriften 
zum Schutze des Stammkapitals oder des Grundkapi- 
tals des neu gegründeten Rechtsträgers soll sicherstel- 
len, daß nur lebensfähige, mit dem nötigen Vermögen 
ausgestattete Rechtsträger aus der Entflechtimg her- 
vorgehen. Die Gründungsprüfung ist nach Absatz 5 
Satz 2 nicht erforderlich, da die Behörde über die Ent- 
flechtung entscheidet und sie auf Grund der ihr vor- 
liegenden Unterlagen selbst entscheiden kann, ob die 
maßgeblichen Gründungsvorschriften eingehalten 
worden sind. 

Sind auf Grund der Entflechtung nur Teile des Ver- 
mögens des geschädigten Rechtsträgers auf einen an- 
deren Rechtsträger übergegangen \md besteht daher 
der rückgabepfhchtige Rechtsträger fort, so ist nach 
Absatz 5 Satz 3 dessen D-MarkerÖffnungsbilanz mit 
dem Wirksamwerden der Entflechtung entsprechend 
zu berichtigen. Im Interesse der Verfahrenserleichte- 
rung gilt die Berichtigung als erfolgt, wenn die be- 
hördliche Entscheidung wirksam geworden ist. 

Absatz 6 sieht eine Schutzbestimmung zugunsten der 
Gläubiger des rückgabepflichtigen Rechtsträgers vor, 
deren Forderungen vor der Entflechtung entstanden 
sind. Der durch die Verteilung der Aktiva und Passiva 
auf neue Rechtsträger bedingten Gläubigergefähr- 
dung soll mit der Anordnung einer gesamtschuldneri- 
schen Haftung begegnet werden. In Absatz 6 Satz 1 
wird daher vorgesehen, daß in den Fällen, in denen 
der Gläubiger von dem neuen Rechtsträger, auf den 
die Forderung des Gläubigers übergegangen ist, 
keine Befriedigung erlangen kann, die übrigen aus 
der Entflechtung hervorgegangenen Rechtsträger zu- 
sammen mit dem möglicherweise noch verbliebenen 
rückgabepflichtigen Rechtsträger gesamtschuldne- 
risch haften. Die Regelung gilt sowohl für bereits fäl- 
lige als auch für noch nicht fällige Forderungen. 

Absatz 6 Satz 2 enthält eine Regelung für die Fälle, in 
denen das rechtliche Schicksal von Verbindlichkeiten 
unklar gebheben ist. Läßt sich aus der behördlichen 
Entscheidung die Zuordnimg der Verbindhchkeit zu 
einem Unternehmen nicht eindeutig ermitteln, so sol- 
len aUe an der Entflechtimg beteihgten Rechtsträger 
als Gesamtschuldner haften. Durch diese Regelung 
soll sichergestellt werden, daß den Gläubigem dieser 
Forderungen die bisher vorhandene Haftungsmasse 
erhalten bleibt. Der interne Ausgleich unter den Un- 
ternehmen richtet sich nach den getroffenen oder 
nachträghch zu treffenden Vereinbamngen. Beim 
Fehlen einer Vereinbarung ist § 426 BGB anzuwen- 
den. 

Die nach Absatz 6 Satz 1 und 2 angeordnete gesamt- 
schuldnerische Haftung der an der Entflechtung be- 
teihgten Unternehmen soll nach Absatz 6 Satz 3 aus- 
nahmsweise nicht eintreten, wenn die Behörde fest- 
legt, daß für die Erfüllung einer Verbindhchkeit nur 
ein bestimmter Rechtsträger oder die Treuhand einzu- 
stehen hat. Die Behörde soU hierdurch die Möglich- 
keit erhalten, im Interesse einzelner neu gebildeter 


Rechtsträger und dem gesamtwirtschafthchen Inter- 
esse an der Schaffung selbständiger operativer Unter- 
nehmenseinheiten diese von der gesamtschuldneri- 
schen Haftung freizustellen. Eine solche Freistellung 
wird jedoch nur dann erfolgen können, wenn fest- 
steht, daß der Rechtsträger, auf den die Verbindhch- 
keit übergegangen ist, für diese einstehen kann oder 
der Gläubiger sich hinreichend gesichert hat und da- 
her aus diesem Grunde eine Gläubigergefährdung 
nicht zu befürchten ist. Soweit die Treuhandanstalt 
einzustehen hat, wird in Absatz 6 Satz 4 klargesteUt, 
daß diese nur bis zu dem Betrag haftet, den die Gläu- 
biger erhalten hätten, wenn die Entflechtung nicht 
durchgeführt worden wäre. 

Absatz 7 regelt in Anlehnung an § 34 Abs. 1 VermG, in 
welcher Weise die Entflechtung voUzogen wird. Die 
Vorschrift bestimmt, daß der Entscheidimg über die 
Entflechtung im Zeitpunkt ihrer Unanfechtbarkeit 
rechtsgestaltende Wirkung zukommt. Der Übergang 
der Vermögensgegenstände erfolgt im Wege der par- 
tiellen Universalsukzession. Wird ein Unternehmen in 
selbständige Untemehmensmassen ohne eigenen 
Rechtsträger entflochten, so geht die neu gebildete 
Betriebsstätte auf den geschädigten Rechtsträger 
über. Ist die Entflechtung in der Weise erfolgt, daß alle 
Vermögensteile des rückgabepflichtigen Rechtsträ- 
gers auf andere Rechtsträger übertragen worden sind, 
so erhscht der rückgabepflichtige Rechtsträger, sofern 
er nach dem Bescheid nicht fortbestehen soll. Ergibt 
sich zu einem späteren Zeitpunkt, daß bestimmte Ge- 
genstände oder Verbindlichkeiten nicht übertragen 
worden sind, sondern bei dem bereits gelöschten 
Rechtsträger verblieben sind, so soll die Zuteilung 
dieser Gegenstände oder Verbindlichkeiten nach Ab- 
satz 7 Satz 4 nach denselben Grundsätzen erfolgen, 
die bei der Entflechtung angewendet worden sind. 

Entsprechend Absatz 6 Satz 2 haften daher für die 
nicht zuzuordnenden Verbindlichkeiten alle an der 
Entflechtung beteiligten Rechtsträger. Ein im Be- 
scheid der Behörde nicht erwähnter und damit kei- 
nem neuen Rechtsträger zugewiesener Gegenstand 
soll ebenfalls nicht bei dem rückgabepflichtigen 
Rechtsträger, der inzwischen gelöscht ist, verbleiben. 
Der Gegenstand ist vielmehr dem Rechtsträger zuzu- 
ordnen, dem die Behörde den Gegenstand bei dessen 
Kenntnis zugeordnet hätte. 

Nach Absatz 8 treffen die Pflichten zur Anmeldung 
der Eintragung der neu gegründeten Rechtsträger bei 
den Registern und des Erlöschens des rückgabepflich- 
tigen Rechtsträgers die Behörde, die den Bescheid 
über die Entflechtung erlassen hat. Sie ist zugleich 
verpflichtet, das Grundbuchamt um Eintragung einer 
Berichtigung zu ersuchen, sofern das Grundbuch 
durch eine mit der Entflechtung erfolgte Eigentums- 
übertragung unrichtig geworden ist. 


Zu Nummer 8 — § 15 VermG 

Die Streichung des Wortes „unbedingt“ in § 15 Abs. 2 
Satz 2 VermG erfolgt in Angleichung an die vorge- 
schlagene Änderung des § 3 Abs. 3 Satz 2 VermG. Es 
handelt sich insoweit lediglich um eine redaktionelle 
Änderung. 


34 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/103 


Zu Nummer 9 — § 16 VermG 

Mit der Ergänzung des § 16 Abs. 2 VermG soll berück- 
sichtigt werden, daß der Berechtigte oder derjenige, 
der seine Berechtigung zumindest glaubhaft macht, 
nach § 6a die Möglichkeit hat, vorläufig in den Besitz 
des Unternehmens eingewiesen zu werden. Mit der 
vorgeschlagenen Änderung soll sichergestellt wer- 
den, daß auch der vorläufig Eingewiesene in alle in 
Bezug auf das Unternehmen bestehenden Rechtsver- 
hältnisse eintritt. 


Zu Nummer 10 — § 25 VermG 

Mit dem Inkrafttreten des Vermögensgesetzes ist Un- 
klarheit darüber entstanden, welche Behörde über 
den Antrag auf Rückgabe eines Unternehmens zu ent- 
scheiden hat. Zugleich wurde es für erforderlich ge- 
halten, die Zuständigkeit für die Anträge auf Rück- 
gabe von Unternehmen auf möglichst wenige Behör- 
den zu konzentrieren. Diesem Anliegen soll mit der 
Änderung in § 25 VermG Rechnung getragen wer- 
den. 


Zu Nummer 11 — § 30 VermG 

Die in Buchstabe a vorgeschlagene Regelung, die an 
die Stelle des bisherigen § 3 Abs. 1 Satz 2 VermG tritt, 
stellt klar, daß die zuständige Behörde nur insoweit 
über den Antrag auf Rückübertragung von Vermö- 
genswerten oder auf Aufhebung der staatlichen Ver- 
waltung zu entscheiden hat, als keine gütliche Eini- 
gung zwischen dem Berechtigten und dem Verfü- 
gungsberechtigten zustande kommt; eine einver- 
nehmliche Regelung zMüschen dem Berechtigten und 
dem Verfügungsberechtigten kann also auch ohne 
Entscheidung der Behörde getroffen werden. Kommt 
eine gütliche Einigung zustande, so kann der Antrag 
zurückgenommen oder für erledigt erklärt werden. 
Bleiben Streitfragen offen, so kann der Berechtigte 
seinen Antrag auf einzelne Verfahrensstufen be- 
schränken. 

Mit der in Buchstabe b vorgeschlagenen Regelung 
wird berücksichtigt, daß mit der in Nummer 16 vorge- 
schlagenen Regelung ein Schiedsverfahren zugelas- 
sen werden soll. Das Schiedsverfahren soll den Sinn 
haben, die Behörde in den Fällen, in denen öffentlich- 
rechtliche Belange keine Rolle spielen, von ihrer Ent- 
scheidungsbefugnis auszuschließen. Die Parteien sol- 
len die Möglichkeit haben, sich anstelle des behördh- 
chen Verfahrens auf die Entscheidung in einem 
Schiedsverfahren zu verständigen, wenn sie dies für 
sachgerecht halten. Das Schiedsgericht soll in diesem 
Falle an die Stelle der Behörde treten. 

Nach Absatz 2 Satz 2 soll die Behörde verpflichtet 
werden, die Parteien darauf hinzuweisen, daß sie die 
Entscheidung durch ein Schiedsgericht beantragen 
können. Dies gilt selbst dann, wenn das behördhche 
Verfahren bereits begonnen hat (Absatz 2 Satz 3). 

Das Schiedsverfahren bedarf nach dem in Nummer 12 
Buchstabe c) vorgeschlagenen § 31 Abs. 6 VermG der 
Zulassung durch die Behörde. Wird ein Schiedsver- 


fahren zugelassen, so darf die Behörde über den vom 
Schiedsgericht zu entscheidenden Gegenstand nicht 
entscheiden. Aus diesem Grunde bestimmt Absatz 2 
Satz 4, daß in den Fällen, in denen die Behörde die 
Entscheidung durch ein Schiedsgericht zuläßt, der 
Antrag auf behördliche Entscheidung insoweit als zu- 
rückgenommen gilt. Der dem Antrag auf behördhche 
Entscheidung zugrundehegende Antrag auf Rück- 
gabe des Unternehmens gilt dagegen nicht als zu- 
rückgenommen. Denn dies hätte zur Folge, daß die 
Verfügungsbeschränkung nach § 3 Abs. 3 VermG ent- 
faUen würde. Dies hegt jedoch nicht im Interesse des 
Berechtigten. Absatz 2 Satz 5 steht daher klar, daß der 
nach der Anmeldeverordnung gestellte Antrag auf 
Rückgabe des Unternehmens unberührt bleibt. 


Zu Nummer 12 — § 31 VermG 

Mit der in Buchstabe a vorgeschlagenen Änderung 
des § 31 Abs. 2 VermG soll klargesteUt werden, in 
welcher Weise die vom Ausgang des Verfahrens be- 
rührten Personen informiert werden sollen. Die Infor- 
mation soll in der Weise erfolgen, daß die Beteiligten 
durch Übersendung einer Abschrift des Antrags und 
der dem Antrag beigefügten Anlagen zu unterrichten 
sind. 

In den Fällen, in denen die Rückgabe des Unterneh- 
mens verlangt wird, besteht häufig ein erhebhcher 
Informationsbedarf des Berechtigten. Nach gelten- 
dem Recht hat dieser nicht die Möghchkeit, sich die 
für seine Entscheidung, ob er den Antrag auf Rück- 
gabe des Unternehmens aufrecht erhalten will, not- 
wendigen Informationen zu beschaffen. Nach dem 
geltenden § 31 Abs. 3 Satz 1 VermG hat er lediglich 
die Möghchkeit, von der Behörde Informationen zu 
verlangen, die zur Durchsetzung seines Anspruchs 
erforderlich sind. Es erscheint geboten, dem Berech- 
tigten auch die Möglichkeit zu geben, sich unmittel- 
bar im Unternehmen die notwendigen Informationen 
zu beschaffen. Dies soll durch die in Buchstabe b vor- 
geschlagene Regelung ermöglicht werden. Nach die- 
ser Vorschrift soll der Berechtigte insbesondere die 
Möglichkeit erhalten, die Geschäftsräume des Unter- 
nehmens zu betreten und alle für ihn erforderlichen 
Unterlagen einzusehen. Die Einschaltung der Be- 
hörde erscheint im Interesse der Verfahrenserleichte- 
rung geboten: Sofern der Verfügungsberechtigte sich 
weigert, dem Berechtigten bestimmte Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen, muß der Berechtigte nicht den 
Zivilrechtsweg beschreiten, sondern kann mit Hilfe 
einer behördhchen Entscheidung seinen Anspruch 
auf Einsichtnahme in die für ihn notwendigen Unter- 
lagen durchsetzen. 

Die Rückgabe der Unternehmen wird innerhalb ange- 
messener Zeit nur durchzuführen sein, wenn die Mög- 
lichkeiten privatautonomer Entscheidungen voll aus- 
genutzt werden. Zu diesem Zwecke soll in dem nach 
Buchstabe c vorgeschlagenen § 31 Abs. 5 Satz 1 
VermG die Behörde verpflichtet werden, in jedem 
Stadium des Verfahrens auf eine gütliche Einigung 
zwischen den Beiteiligten hinzuwirken. Um dieses 
Ziel erreichen zu können, kann sie nach Satz 2 das 
Verfahren aussetzen. Kommt es zu einer Einigung der 
Parteien, so bedarf es, wie in dem nach Nummer 11 
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Buchstabe a) gefaßten § 30 Abs. 1 Satz 2 VermG klar- 
gestellt wird, nicht eines Bescheids der Behörde. Im 
Hinblick darauf, daß bei Vorliegen eines Bescheids 
die Übertragung von Eigentumsrechten nach § 34 
Abs. 1 und § 6b Abs. 7 VermG erleichtert wird, werden 
jedoch die Parteien häufig trotz der herbeigeführten 
Einigung Interesse an einer behördlichen Entschei- 
dung haben. Aus diesem Grunde bestimmt Absatz 5 
Satz 3, daß die Behörde auf Antrag einen Bescheid im 
Sinne dieser Einigung zu erlassen hat. Die an die Eini- 
gung als Rechtsgeschäft geknüpften privatrechtlichen 
Rechtsfolgen werden durch den behördhchen Be- 
scheid nach Absatz 5 Satz 2 nicht berührt. 

Im Hinblick darauf, daß die Behörde den Bescheid im 
Sinne der Einigung erläßt, soll der Bescheid grund- 
sätzlich sofort bestandskräftig werden. Anderes soll 
nur dann gelten, wenn der Widerruf innerhalb einer 
bestimmten Frist Vorbehalten wird. 

Der nach Buchstabe c vorgeschlagene Absatz 6 be- 
rücksichtigt, daß es sich bei dem Anspruch, über den 
das Schiedsgericht zu entscheiden hat, nicht um einen 
privatrechüichen Anspruch handelt. Da es bei dem 
Anspruch auf Rückgabe eines Vermögenswertes viel- 
fach jedoch nur um die Interessen zweier Parteien, 
nämlich des Berechtigten und des Verfügungsberech- 
tigten geht, erscheint es vertretbar, den Parteien 
grundsätzhch eine Verfügbarkeit über den an sich 
öffenthch-rechthchen Anspruch zuzubilligen und so- 
mit die Vereinbarung eines Schiedsverfahrens zuzu- 
lassen. Der Berechtigte und der Verfügungsberech- 
tigte können über den Anspruch des Berechtigten je- 
doch nur insoweit verfügen, als hierdurch die Interes- 
sen Dritter nicht verletzt werden. Sind Interessen Drit- 
ter im Sinne des § 31 Abs. 2 VermG im Spiel, darf die 
Behörde nach der vorgeschlagenen Regelung dem 
Antrag auf Zulassung eines Schiedsverfahrens nicht 
stattgeben. Wird dem Antrag stattgegeben und trifft 
das Schiedsgericht eine Entscheidung, so ist die Be- 
hörde an diese Entscheidung gebunden. 


Zu Nummer 23 — § 33 VermG 

Die vorgeschlagene Regelung stellt klar, welche An- 
gaben das Übergabeprotokoll enthalten muß, wenn 
über die Rückgabe von Unternehmen entschieden 
und das Unternehmen im Wege der Gesamtrechts- 
nachfolge auf den geschädigten Rechtsnachfolger 
übertragen wird. Um eine eindeutige Zuordnung der 
auf den geschädigten Rechtsträger zurückübertrage- 
nen Vermögensgegenstände zu ermöglichen und den 
Eigentumsübergang festzustellen, muß das Überga- 
beprotokoll dieselben Angaben enthalten, die auch 
für die Fälle der Entflechtung erforderhch sind. 


Zu Nummer 24 — § 34 VermG 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des § 34 VermG 
soll klargestellt werden, daß ebenso wie in den Fällen 
der Übertragung von Rechten an einzelnen Vermö- 
gensgegenständen auch in den Fällen, in denen ein 
Unternehmen zurückgegeben wird, mit der Unan- 
fechtbarkeit der Entscheidung über die Rückgabe des 


Unternehmens die Rechte des rückgabepfhchtigen 
Rechtsträgers auf den geschädigten Rechtsträger 
übergehen. Gleiches soll für die Fälle der Entflech- 
tung nach § 6 b VermG gelten. Entsprechend § 34 
Abs. 2 VermG hat die Behörde die zuständigen Regi- 
stergerichte und Grundbuchämter um Berichtigung 
der Register und Bücher und soweit erforderlich, um 
Eintragung zu ersuchen. Der Berechtigte wird von der 
Pflicht zur Zahlung von Gebühren für die Berichti- 
gung und der anfallenden Grunderwerbsteuer be- 
freit. 


Zu Nummer 25 — § 35 VermG 

Die nach Buchstabe a vor geschlagene Regelung ist 
notwendig, um divergierende Entscheidungen unter- 
schiedlicher Behörden bezüglich ein- und desselben 
Vermögenswertes zu verhindern. Konkurrieren in- 
haltsgleiche Restitutionsansprüche mehrerer Alt- 
rechtsinhaber bezüglich ein- und desselben Vermö- 
genswertes miteinander, wie beispielsweise in den 
Fällen des § 3 Abs. 2, so kann es Vorkommen, daß zur 
Entscheidung über diese Ansprüche nach § 35 Abs. 1 
und 2 unterschiedliche Behörden zuständig sind. Da- 
mit sind divergierende Entscheidungen möglich, die 
sich noch bis ins gerichtliche Verfahren fortsetzen und 
zu unauflöslichen Widersprüchen führen können. Die 
vorgeschlagene Regelung soll das Verfahren daher in 
den genannten Fällen beim Belegenheitsamt konzen- 
trieren, um derartige Friktionen zu vermeiden. 

Die in Buchstabe b vorgeschlagene Änderung stellt 
eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung eines 
neuen Absatzes 3 in § 35 VermG dar. 


Zu Nummer 26 — § 38 a VermG 

Mit der Einführung eines Schiedsverfahrens soll dem 
Berechtigten und dem Verfügungsberechtigten er- 
möglicht werden, nicht nur den Behörden- und 
Rechtsweg abzukürzen. Die Parteien sollen zugleich 
die Möglichkeit erhalten, besonders erfahrene Perso- 
nen für die Entscheidung zu gewinnen. Die Wahl ei- 
nes Schiedsverfahrens kann außerdem zu einer deut- 
lichen Entlastung der zuständigen Behörde führen. 

Der vorgeschlagene § 38 a Abs. 1 Satz 1 VermG stellt 
klar, daß die Einsetzung eines Schiedsgerichts nur auf 
Grund eines Schiedsvertrages zwischen dem Berech- 
tigen und dem Verfügungsberechtigten erfolgen 
kann. Die Behörde ist nicht Partei des Verfahrens, 
auch wenn sie nach § 31 Abs. 6 Satz 3 (neu) VermG an 
die Entscheidung des Schiedsgerichts gebunden ist. 

Eine Kontrolle des Schiedsspruchs kann nur im Wege 
der Aufhebungsklage nach § 1041 ZPO erfolgen. Zu- 
ständiges Gericht im Sinne des § 1045 ZPO ist die 
zuständige Kammer für Verwaltungsrecht bei den Be- 
zirksgerichten. Die Anordnung der Zuständigkeit der 
Kammer für Verwaltungsrecht ist sinnvoll, da das 
Schiedsgericht, sofern die Parteien es nicht zu einer 
Billigkeitsentscheidung ermächtigt haben, seine Ent- 
scheidung nach dem Gesetz, also insbesondere unter 
Zugrundelegung der Vorschriften des Vermögensge- 
setzes zu treffen hat. 
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Der vorgeschlagene § 38 a Abs. 2 VermG stellt klar, 
daß auch dann nur zwei Schiedsrichter von den Par- 
teien zu ernennen sind, wenn an dem Verfahren meh- 
rere Berechtigte beteihgt sind. Können sich diese auf 
den von ihnen zu ernennenden Schiedsrichter nicht 
einigen, kommt ein Schiedsverfahren nicht zu- 
stande. 

Im Hinbhck darauf, daß auch die Behörde an den 
Schiedsspruch gebunden ist, erscheint es geboten, 
daß der Vorsitzende wenigstens die Befähigung zum 
Richteramt besitzt (Absatz 2 Satz 2). Die Befähigung 
erwirbt, wer ein rechtswissenschaftliches Studium an 
einer Universität mit der ersten Staatsprüfung und 
einen anschheßenden Vorbereitungsdienst mit der 
zweiten Staatsprüfung abschheßt (§ 5 Abs. 1 Deut- 
sches Richtergesetz). 


Zu Artikel 2 — Änderung des Gesetzes über 
besondere Investitionen in der 
Deutschen Demokratischen 
Repubhk 

I. Vorbemerkung 

1. Durch die Aufnahme der gemeinsamen Erklärung 
der beiden deutschen Regierungen zu den offenen 
Vermögensfragen vom 15. Juni 1990 in den Eini- 
gungsvertrag, Artikel 41 Abs. 1 mit Anlage III, ist 
das Restitutionsprinzip zur tragenden und verbind- 
hchen Grundlage für das Gesetz zur Regelung offe- 
ner Vermögensfragen (VermG) vom 23. September 
1990 (BGBl. II S. 885, 1159) geworden. Zur Siche- 
rung des Restitutionsanspruchs des Alteigentü- 
mers enthält es in §§ 3 Abs. 3 und 15 Abs. 2 und 3 
eine obhgatorisch wirkende Verfügungssperre: 
Dingliche Rechtsgeschäfte und längerfristige Ver- 
mietungen und Verpachtungen sind noch möghch, 
aber bei Meidung eines Schadensersatzanspru- 
ches nicht mehr zulässig, wenn im Zeitpunkt der 
Verfügung eine — nicht notwendig fristgerechte — 
Anmeldung vermögensrechthcher Ansprüche 
nach der Anmelde Verordnung (AnmVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 
1990 (BGBl. I S. 2162) vorliegt. Ausgenommen hier- 
von sind nur Rechtsgeschäfte, die der ErfüUimg von 
Rechtspfhchten des Eigentümers und der Vor- 
nahme zur Erhaltung des Vermögenswerts unbe- 
dingt erforderhcher Maßnahmen (§ 3 Abs. 3 Satz 3 
VermG) dienen. Diese Verfügungssperre wird in 
§ 6 AnmVO durch ein Genehmigungs verbot er- 
gänzt: Die in den neuen Ländern und im Ostteil 
Berhns für die Veräußerung eines Grundstücks ge- 
mäß § 2 der Grundstücksverkehrsverordnung stets 
erforderliche Grundstücksverkehrsgenehmigung 
muß versagt werden. Gebäude und insbesondere 
Grundstücke werden so effektiv blockiert, um den 
Restitutionsanspruch zu sichern. 

Diese Blockierung von Gebäuden und Grundstük- 
ken drohte aber das rasche Greifen von Investitio- 
nen in den neuen Ländern und im Ostteil Berlins zu 
hemmen. Ohne dies ist aber eine rasche Verbesse- 
rung der Lebens- und Verdienstmöghchkeiten und 
damit eine Angleichung der Lebensverhältnisse im 


Osten Deutschlands an die in seinem Westen nicht 
zu erreichen. Deshalb wurde in den Einigungsver- 
trag das Gesetz über besondere Investitionen in der 
Deutschen Demokratischen Repubhk (BlnvG) ein- 
gestellt. Es erlaubt die Veräußerung von ehemals 
volkseigenen anmeldebelasteten Grundstücken 
und Gebäuden, wenn besondere Investitions- 
zwecke vorhegen. 

2. Dieses BlnvG erfaßt nur die Veräußerung ehemals 
volkseigener anmeldungsbelasteter Grundstücke 
und Gebäude. Nicht erfaßt werden: 

— die Veräußerung ganzer Unternehmen, 

— die Vermietung und Verpachtung volkseigener 
Grundstücke und Gebäude, 

— die Bestehung von Erbbaurechten oder die Be- 
gründung von Teileigentum hieran und 

— die Vornahme von besonderen Investitionen 
durch den gegenwärtig Verfügungsberechtig- 
ten. 

Damit können wichtige Formen der Vornahme be- 
sonderer Investitionen nicht genutzt werden. Dies 
führt dazu, daß die Investitionstätigkeit in den 
neuen Ländern und im Ostteil Berhns nicht ihre 
volle Schwungkraft entfalten kann. Dem soll durch 
eine Ergänzung der bestehenden Bestimmungen 
abgeholfen werden. 

3. Die Erweiterung der bestehenden Vorschriften 
führt zwangsläufig zu einer Zurückdrängung des 
Restitutionsanspruchs des Alteigentümers. Eine 
solche Zurückdrängung des Restitutionsanspruchs 
ist nach Artikel 41 Abs. 2 des Einigungsvertrages 
zulässig, wenn das Grundstück oder Gebäude für 
dringende, näher festzulegende Investitions- 
zwecke benötigt wird. Dies wird durch Artikel 143 
Abs. 3 GG auch auf der Ebene der Verfassung 
abgesichert. 

Damit ist der Gesetzgeber in diesem Rahmen bei 
der Ausgestaltung von Ergänzungen der bestehen- 
den Regelungen aber nicht völhg frei. Er ist viel- 
mehr an die durch das Gleichheitsgebot des Arti- 
kel 3 Abs. 1 gezogenen Grenzen gebunden. Diese 
erlauben Ungleichbehandlungen, zu denen die 
Förderung von Investitionen oder Zurückdrängung 
der Restitutionsansprüche des Alteigentümers 
zwangsläufig führt, nur, wenn es dafür einen ent- 
sprechenden hinreichend gewichtigen sachlichen 
Grund gibt. 

Dieser ist in der Notwendigkeit zu sehen, die Le- 
bensverhältnisse im Osten Deutschlands rasch an 
die im Westen anzugleichen und dazu in einem 
zumutbaren Zeitraum verbesserte Lebens- und 
Verdienstmöglichkeiten schaffen. Das führt unter 
Berücksichtigimg der Anforderungen des Arti- 
kel 41 Abs. 2 des Einigungsvertrages zu folgenden 
Eckwerten, die für eine ergänzende bestehende 
Investitionsförderungsmaßnahme zu beachten 
sind: 

— strenge Kriterien für die Investitionsförderung, 

— unabhängige Prüfung und Kontrolle der Investi- 
tionsbindung 
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— adäquater Rechtsschutz 

— besondere Entschädigung des Alteigentümers 

4. Wie bisher soll die Auswahl des Investors, Mieters 
oder Pächters bei dem gegenwärtig Verfügungsbe- 
rechtigten liegen. Dies entspricht dessen formaler 
Position, ist aber auch in der Sache gerechtfertigt. 
Gegenwärtig verfügungsberechtigt sind in der Re- 
gel Träger der öffenthchen Verwaltung (Bund, 
Länder, Gemeinden, Treuhandanstalt) oder Unter- 
nehmen der Treuhandanstalt. Diese sind entweder 
unmittelbar selbst an Gesetz und Recht gebunden 
oder werden von an Gesetz und Recht gebundene 
Stellen beherrscht. Es kann deshalb davon ausge- 
gangen werden, daß die gegenwärtig Verfügimgs- 
berechtigten allen Interessenten, auch investitions- 
willigen Alteigentümem, gleiche Chancen zu bie- 
ten haben und bieten. Mit diesen Auswahlfragen 
kann indes das BlnvG nicht belastet werden, da 
dies seine Funktionsfähigkeit zu sehr einschränken 
würde. Im Interesse einer raschen Durchsetzung 
von Investitionen wurde davon abgesehen, dem 
Alteigentümer einen Anspruch auf (vorrangige) 
Berücksichtigung im Investitionsbescheinigungs- 
verfahren zu gewähren. Insofern konnte das BlnvG 
nicht dem Beispiel der §§ 3 Abs. 6 und 6 a VermG 
folgen. Während dort die Investitionsvorhaben in 
Gestalt der bestehenden Unternehmen bereits ver- 
wirklicht sind und es um ihre Privatisierung geht, 
steht im Bereich des BlnvG die Investition erst noch 
bevor und muß in Gang gesetzt werden. Würde 
man dem Alteigentümer einen Vorrang gewähren, 
müßte ihre Durchführung immer ihm gegenüber 
durchgesetzt werden. Das ist aber praktisch kaum 
möglich, da der Alteigentümer das Verfahren über 
seinen Restitutionsanspruch abwarten kann. Im Er- 
gebnis würde dies eine rasche Durchsetzung von 
Investitionen nicht ermöglichen. 

5. In diesem Rahmen soll mit Artikel 2 die Erweite- 
rung des BlnvG auf 

— die Bestellung von Erbbaurechten und die Be- 
gründung von Teileigentum 

— die Vermietung und Verpachtung 

— die Bestellung beschränkt dinglicher Rechte 

— Eigeninvestitionen erweitert werden. 

Diese Ergänzungen werden flankiert von folgen- 
den verfahrensmäßigen Verbesserungen: 

— Sichenmg der Bestandskraft von Investitions- 
bescheinigungen auch gegenüber nicht persön- 
lich anzuhörenden Beteiligten 

— eine begrenzte Konzentrationswirkung der In- 
vestitionsbescheinigung 

— Straffung des Verwaltungsrechtswegs 

— Sicherung der Konkursfestigkeit des zu zahlen- 
den Erlöses bzw. Wertersatzes. 

Mit Artikel 3 sollen nicht erforderliche Genehmi- 
gungstatbestände aus der fortgeltenden Grund- 
stücksverkehrsverordnung der ehemaligen DDR 
aufgehoben, zugleich aber ein neuer, durch die 
Einführung des Erbbaurechts in den neuen Län- 


dern und im Ostteü Berlins erforderlich gewordene 
Genehmigungspflicht für Erbbaurechte eingeführt 
werden. 

Artikel 9 enthält die erforderlichen Überleitungs- 
vorschriften. 


11. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 


Zu Nummer 1 

Mit Nummer 1 soll die Überschrift des Gesetzes an die 
durch die Wiedervereinigung entstandene Lage an- 
gepaßt und zugleich eine gut zitierbare Kurzbezeich- 
nung und Abkürzung eingeführt werden. 


Zu Nummer 2 

Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b des Entwurfs soll das 
BlnvG auf die Bestellung von Erbbaurechten und die 
Begründung von Teüeigentum erstrecken. Man hätte 
hier eine ähnliche Konstruktion wählen können, wie 
bei Vermietung und Verpachtung (§ la BlnvG-E). Das 
wäre aber konstruktiv sehr schwierig gewesen. Die 
tatsächlichen Auswirkungen der Bestellung eines 
Erbbaurechtes oder der Begründung von Teileigen- 
tum hängen nämlich entscheidend von seiner konkre- 
ten Ausgestaltung ab. Bei einem Vorgehen entspre- 
chend § la BlnvGE wären deshalb zahlreiche Vor- 
schriften erforderlich gewesen, die den Schutz des 
Alteigentümers vor unangemessenen Bedingungen 
und — speziell beim Erbbaurecht — eine Anpassung 
des Erbbauzinses ermöglichen. Eine derartige Rege- 
lung hätte aber eine schnelle Förderung von Investi- 
tionen nicht versprochen. 

Der Entwurf folgt deshalb einer anderen Lösung: Die 
Genehmigung einer Veräußerung nach § 1 soll nach 
dem an diese Vorschrift anzufügenden Absatz 4 jetzt 
auch die Bestellung eines Erbbaurechts oder die Be- 
gründung von Teileigentum an einem Grundstück 
(nicht an einem Gebäude, da dies in der Praxis kaum 
vorkommt) mit einschließen. In diesem Fall soll der 
Alteigentümer aber zum Ausgleich das Recht erhal- 
ten, statt der Rückübertragung Wertersatz nach dem 
Verkehrs wert zu verlangen, den das Grundstück im 
Zeitpunkt der Bestellung des Erbbaurechtes hatte. Er 
hat also die Möglichkeit, selbst die Angemessenheit 
der Bedingungen des Erbbaurechts oder des Teilei- 
gentums zu überprüfen und kann sich dann vor der 
Restitutionsentscheidung der Behörde überlegen, ob 
er das so belastete Grundstück rückübertragen erhal- 
ten will oder ob ihm die Bedingungen, insbesondere 
die Zeitdauer, zu ungünstig erscheinen und er statt- 
dessen lieber Wertersatz erhalten möchte. Der Wert- 
ersatz ist von dem gegenwärtig Verfügungsberechtig- 
ten zu leisten; der Alteigentümer wird also nicht an 
den Entschädigungsfonds verwiesen. 
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Zu Nummer 3 

a) § la BlnvG-E: Vermietung und Verpachtung 

§ la BlnvG-E soll erreichen, daß besondere Investi- 
tionszwecke auch im Wege der — durch § 3 Abs. 3 
VermG untersagten — längerfristigen Vermietung 
oder Verpachtung erreicht werden können. Dies 
erscheint notwendig, um Investitionen auch da zu 
fördern, wo der Ankauf des betreffenden Grund- 
stücks oder Gebäudes zu kostenintensiv ist. Die 
Höchstdauer der Vermietung oder Verpachtung 
wird auf 12 Jahre festgesetzt. 

Es wird allerdings in Absatz 2, was bürgerlich 
rechtlich zwingend ist, vorgesehen, daß die wohn- 
raummietrechtlichen Schutz vor Schriften unberührt 
bleiben. 

— Wird ein Mietvertrag unbefristet abgeschlos- 
sen, so kann das Mietverhältnis vom Berechtig- 
ten später nach Maßgabe der allgemeinen Vor- 
schriften über den Kündigungsschutz gekün- 
digt werden. Da es nach dem Beitrittstermin 
abgeschlossen wird, gelten die BGB-Vorschrif- 
ten, also § 564 Abs. 2 und § 564 b BGB: Kündi- 
gung durch den Vermieter, wenn er ein berech- 
tigtes Interesse an der Beendigung des Mietver- 
hältnisses hat, insbesondere bei schuldhafter 
Verletzung der Mieterpflichten, bei Eigenbe- 
darf des Vermieters und bei der Hinderung ei- 
ner angemessenen wirtschaftlichen Verwer- 
tung des Grundstücks. Ferner Möglichkeit der 
Teilkündigung von unbewohnten Nebenräu- 
men zum Zwecke des Ausbaus zu Wohnräumen 
(§ 564 b Abs. 2 Nr. 4 BGB) sowie erleichterte 
Kündigung bei einem Mietverhältnis „in einem 
vom Vermieter selbst bewohnten Wohnge- 
bäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen“ 
(§ 564 b Abs. 4 BGB, wohl sehr selten). Aus- 
nahme vom Kündigungsschutz in den Fällen 
des § 564 b Abs. 7 BGB. 

— Wird der Wohnraum auf bestimmte Zeit vermie- 
tet, so endet das Mietverhältnis grundsätzlich 
mit dem Ablauf der Zeit, für die es eingegangen 
ist (§ 564 Abs. 1 BGB). 

Der Mieter kann jedoch nach Maßgabe des § 
564 c BGB spätestens zwei Monate vor der Be- 
endigung des Mietverhältnisses gegenüber 
dem Vermieter die Fortsetzung auf unbe- 
stimmte Zeit verlangen, wenn nicht der Vermie- 
ter ein berechtigtes Interesse an der Beendi- 
gung des Mietverhältnisses hat. Dies gilt auf 
alle Fälle bei Verträgen, die eine längere Lauf- 
zeit als fünf Jahre haben. 

Ob über eine Zeit bis zu fünf Jahren ein befri- 
stetes Mietverhältnis ohne Fortsetzungsan- 
spruch nach § 564 c Abs. 2 BGB abgeschlossen 
werden kann mit der Folge, daß der Mieter 
keine Fortsetzung des Mietverhältnisses ver- 
langen und sich nicht auf die Sozialklausel be- 
rufen kann, erscheint zweifelhaft. Denn der 
Vermieter kann wohl bei den vorliegenden 
Sachverhalten keinen Grund für die definitive 
Befristung des Mietverhältnisses geltend ma- 


chen, da er die späteren Absichten des Berech- 
tigten ja noch gar nicht kennt. 

— Die Vorschriften über die Sozialklausel 
(§§ 556 a, 556 b BGB) gelten auch hier. 

— Als Vorschriften über die Beendigung des Miet- 
verhältnisses über Wohnraum sind auch die 
§§ 553 bis 554 b BGB über die fristlose Kündi- 
gung durch den Vermieter anzusehen, ebenso 
§§ 542 bis 544 BGB über die fristlose Kündigung 
durch den Mieter. 

— Hinzuweisen ist darauf, daß beim Abschluß ei- 
nes befristeten Mietvertrags selbstverständhch 
auch der Mieter für die Vertragszeit an den Ver- 
trag gebunden ist. Die Regeln über die Gestel- 
lung eines Nachmieters gelten nur nach Maß- 
gabe des § 242 BGB. 

Für die Zulässigkeit einer Vermietung oder Ver- 
pachtung gelten die gleichen Genehmigungsvor- 
aussetzungen wie für die Veräußerung. Es muß 
also ein besonderer Investitionszweck im Sinne 
von § 1 Abs. 2 BlnvG vorliegen. Sie ist auch nur 
zulässig an ehemals volkseigenen Grundstücken 
oder Gebäuden, die von den Verboten des VermG 
erfaßt werden. 

Für den Bereich der Vermietung oder Verpachtung 
erschien es aber notwendig, einen zusätzlichen be- 
sonderen Investitionszweck zu definieren, um ein 
anderes Gemeinwohlinteresse aufzufangen: die 
Strukturanpassung in der Landwirtschaft. Hier ge- 
nügen die in § 1 Abs. 2 beschriebenen besonderen 
Investitionszwecke nicht. Es muß hier auch unter 
erleichterten Voraussetzungen möglich sein, einen 
landwirtschaftlichen Betrieb zu gründen. Durch 
die Bedingungen in Absatz 3 Buchstabe b und c 
sowie in Satz 2 soll aber sichergestellt werden, daß 
der Betreiber eines landwirtschaftlichen Betriebs 
eigenes Land miteinbringt und die Gewähr dafür 
bietet, daß er den bäuerlichen Einzelbetrieb auch 
tatsächlich durchführt. Von der Vorschrift profitie- 
ren nicht nur die Bauern, die derzeit mit eigenem 
Land Genossen in der LPG sind. Es profitieren auch 
die Eigentümer unbelasteter landwirtschaftlicher 
Grundflächen und Alteigentümer von Grundflä- 
chen, die nach einer Enteignung zurückgegeben 
werden oder die noch unter staatlicher Verwaltung 
stehen. Um zu verhindern, daß LPG strukturpoli- 
tikwidrig gefördert werden, darf die Bescheini- 
gung nur erteilt werden, wenn dies den Vorschrif- 
ten des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes und 
des jeweiligen gemeinsamen Rahmenplans nach 
§ 4 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ entspricht. Die Bescheinigung darf nicht 
erteilt werden, wenn der Alteigentümer glaubhaft 
macht, auf das zur Vermietung oder Verpachtung 
vorgesehene Grundstück oder Gebäude für die Er- 
richtung eines landwirtschaftlichen Betriebes an- 
gewiesen zu sein. Diese Ausnahme von dem in den 
Vorbemerkungen zu I. 4. dargestellten Prinzip 
rechtfertigt sich daraus, daß im Bereich der Land- 
wirtschaft 1,3 Millionen Hektar anmeldungsfreie 
landwirtschaftliche Nutzfläche 0,4 Milhonen 
Hektar anmeldungsbelasteter landwirtschafthcher 


39 



Drucksache 12/103 


Deutscher Bundestag ~ 12. Wahlperiode 


Nutzfläche gegenüberstehen. Der Rückgriff auf 
anmeldungsbelastete Grundstücke wird daher in 
der Praxis wesentlich sehender notwendig sein, als 
in den übrigen Bereichen. Das rechtfertigt eine 
etwas stärkere Ausprägung der Stellung des Alt- 
eigentümers. 

Zur Prüfung und Kontrolle der Einhaltung des be- 
sonderen Investitionszwecks ist hier wie in § 1 eine 
Investitionsbescheinigung vorgesehen, die eben- 
falls vom Landratsamt bzw. der Stadtverwaltung 
der kreisfreien Stadt erteilt werden muß. Ein als 
Vertrag zugunsten Dritter ausgestaltetes Auf- 
hebungsrecht des Alteigentümers ersetzt die bei 
der Veräußerung einfache mögliche Rückfall- 
Klausel. 

Der auf diese Weise genehmigte Abschluß eines 
Miet- oder Pachtvertrages wirkt nach Absatz 4 
Satz 1 auch gegenüber dem Rechtsnachfolger. 
Hierbei werden allerdings die Bestimmungen der 
§§571 ff. BGB an Stelle der grober gezeichneten 
Vorschrift des § 16 Abs. 2 VermG gesetzt. Abwei- 
chend hiervon wird die Pflicht des gegenwärtig 
Verfügungsberechtigten vorgesehen, den bis zur 
Rückübertragung des Eigentums angefallenen 
Miet- oder Pachtzins dann auszukehren. Da der 
Miet- oder Pachtzins für den Alteigentümer, aber 
auch für den Mieter oder Pächter unangemessen 
sein kann, wird in Absatz 4 Sätzen 2 und 3 eine 
differenzierte Anpassungsmöghckeit vorgesehen. 
Sie wird durch ein Kündigungsrecht des Mieters 
oder Pächters ausgeghchen. 

b) § Ib — Bestellung beschränkter dinghcher 
Rechte 

Mit dieser Vorschrift soll auch die Möghchkeit ge- 
geben werden, mit einer Investitionsbescheini- 
gung die Bestellung beschränkter dinglicher 
Rechte, insbesondere von Leitungs- und Wege- 
rechten zu erlauben. Auch solche Rechtsgeschäfte 
sind ohne eine Bescheinigung wegen des umfas- 
senden Verbotes nach § 3 VermG nicht möghch. Es 
erscheint aber zweckmäßig, sie auch außerhalb 
des engen Bereichs von Notwegrechten nach § 917 
BGB zuzulassen, um eine vernünftige und zweck- 
mäßige Planung von investiven Vorhaben zu er- 
möglichen. Den Interessen des Alteigentümers 
wird dadurch Rechnung getragen, daß das inve- 
stive Vorhaben zum einen die sachlichen Voraus- 
setzungen des § 1 Abs. 2 BlnvG erfüllen muß. Zum 
anderen ist in Satz 2 nach dem Vorbild der enteig- 
nungsrechtiichen Bestimmungen des BauGB vor- 
gesehen, daß die Investitionsbescheinigung zu 
versagen ist, wenn die Bestellung der Dienstbar- 
keit für den Alteigentümer unzumutbar wäre. Da- 
mit soll etwa verhindert werden, daß ein günstig 
geschnittenes Baugrundstück durch die Begrün- 
dung eines Wegerechts zerschnitten und damit 
entwertet wird. 

Ob diese Voraussetzungen gegeben sind, wird wie 
im Fall der Veräußerung durch das Landratsamt 
oder die Stadtverwaltung im Rahmen der Erteilung 
der erforderhchen Investitonsbescheinigung ge- 
prüft. 


Durch eine Ergänzung der Entgeltregelung in § 3 
BlnvG wird gesichert, daß der Alteigentümer ent- 
weder ein angemessenes Entgelt erhält oder aber 
ein der Wertminderung entsprechender Betrag 
durch den gegenwärtig Verfügungsberechtigten 
gezahlt wird. 

c) § Ic — Eigeninvestitionen 

Das BlnvG greift nach seinem bisherigen § 1 nur, 
wenn besondere Investitionszwecke durch Veräu- 
ßerung eines Grundstückes an einen Investor ver- 
wirklicht werden sollen. Will der gegenwärtig Ver- 
fügungsberechtigte einen besonderen Investi- 
tionszweck dagegen selbst durchführen, greift das 
BlnvG nicht. Dies erscheint namentlich bei Unter- 
nehmen, aber auch bei Gemeinden, die etwa auf 
eigenem Grund Infrastrukturmaßnahmen durch- 
führen wollen, zu eng. Deshalb soll im begrenztem 
Umfang die Möghchkeit eröffnet werden, Eigen- 
investitionen durchzuführen. 

Wie in den Fällen des § 1 sind solche Eigeninvesti- 
tionen nur zulässig, wenn ein besonderer Investi- 
tionszweck im Sinne von § 1 Abs. 2 vorhegt. Der 
spezieU für die Landwirtschaft entwickelte beson- 
dere Investitionszweck des § 1 a Abs. 3 gilt insoweit 
nicht. Zugelassen werden kann auch nur die Er- 
richtung von Gebäuden und der Ausbau bestehen- 
der Betriebsstätten. Damit soU in erster Linie eine 
klare Abgrenzung zu den Sanierungsmaßnahmen 
gemäß § 3 Abs. 3 Satz 2 und 3 VermG-E in Verbin- 
dung mit § 177 BauGB erreicht werden. Zusätzhch 
bewirkt diese Einschränkung auch einen stärkeren 
Schutz des Alteigentümers. 

Wie in den Fähen der §§ 1 — 1 b BlnvG (E) ist auch 
die Eigeninvestition in diesem Sinne nur mit einer 
Investitionsbescheinigung möghch. Sie schheßt die 
Berechtigung zur Vornahme der dinghchen 
Rechtsgeschäfte mit ein. In verfahrensmäßiger 
Hinsicht ist wie im Falle der Veräußerung ein die 
wesenthchen Merkmale des Vorhabens aufzeigen- 
der Plan sowie erforderhch, daß der gegenwärtige 
Verfügungsberechtigte wie ein Investor nach sei- 
nen persönhchen und wirtschaftiichen Verhältnis- 
sen für die Durchführung des Plans hinreichende 
Gewähr bieten muß. 

Die Zulassung von Eigeninvestitionen hat wirt- 
schafthch regelmäßig nur Sinn, wenn der gegen- 
wärtig Verfügungsberechtigte als Investor später 
auch das Grundstück behalten darf. Denn andern- 
faUs würden sich seine Investitionen nicht rechnen 
und die Vorschrift nicht genutzt werden können. 
Aus diesem Grunde mußte § 3 um einen neuen 
Absatz 1 a ergänzt werden, mit dem eine Entschä- 
digungsregelung für den Alteigentümer nach dem 
Vorbild des bisherigen § 3 getroffen wird. Der ge- 
genwärtig Verfügungsberechtigte muß ihm den 
Verkehrswert des in Anspruch genommenen 
Grundstücks im Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
ersetzen. 

Die Vorschrift wird vor allem für die Unternehmen 
der Treuhandanstalt bedeutsam werden. Sie ent- 
faltet ihre Wirkung insbesondere in den Fällen, in 
denen solche Unternehmen Vorratsland in An- 
spruch nehmen wollen, das von dem Ausschlußtat- 
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bestand des § 5 Buchstabe d VermG nicht erfaßt 
wird. Solches Grundvermögen kann jetzt, nach 
dem Beitritt, in diese auch nicht großflächig einbe- 
zogen werden, ohne die unter I genannte Maxime 
der aktuellen Entschädigung des Alteigentümers 
zu verletzen. Diese Maxime erscheint zwingend, 
da das VermG eine grundrechtlich geschützte Po- 
sition erzeugt hat, in die jedenfalls nicht ohne eine 
außerhalb des Fonds zu gewährende Entschädi- 
gung eingegriffen werden darf. 

Eines der Kernelemente der zugelassenen Eigen- 
investitionen ist, wie ausgeführt, der Verlust des 
Rückgewähranspruches. Seine Voraussetzungen 
sind in Absatz 2 des neuen § 1 c BlnvG-E geregelt. 
Danach ist dem gegenwärtig Verfügungsberech- 
tigten für die Durchführung seiner Eigeninvestiton 
eine Frist zu setzen, deren Länge sich an der Art 
des Vorhabens orientiert. Wird das Vorhaben in- 
nerhalb dieser Frist durchgeführt, so entfällt der 
Rückübertragungsanspruch des Alteigentümers. 
Da dieser Zeitpunkt von inhaltlichen Vorausset- 
zungen abhängig ist, kann es zu Unklarheiten dar- 
über kommen, ob der Anspruch noch besteht. Aus 
diesem Grunde ist in § Id Abs. 3 BlnvG-E die Mög- 
hchkeit vorgesehen, durch die Behörde feststellen 
zu lassen, daß das Vorhaben fristgerecht durchge- 
führt ist. 

Diese Regelung stellt zugleich einen funktionellen 
Ersatz für die Rückfallklausel (§ 1 Abs. 3 BlnvG) 
dar. 

d) § Id — Fristverlängerung, Widerruf 

Der Restitutionsanspruch des Alteigentümers soll 
nach den unter I. aufgeführten allgemeinen 
Grundsätzen, an denen das BlnvG und seine No- 
velle ausgerichtet sind, für besondere Investitions- 
zwecke nur dann zurücktreten, wenn diese auch 
tatsächlich verwirklicht werden. Um dies zu errei- 
chen, sah das BlnvG bisher vor, daß in Veräuße- 
rungsverträge zwingend eine Rückfallklausel auf- 
genommen werden mußte {§ 1 Abs. 3 Satz 3 
BlnvG). Dieses System mußte angesichts der Er- 
weiterung des BlnvG auf neue, andersartige Tat- 
bestände erweitert und ausgebaut werden. Es er- 
schien zweckmäßig, die Investitionsbescheini- 
gungsbehörde als neutrale Stelle in die Prüfung 
der Investitionsbindung mit einzuschalten. Auch 
wurde angestrebt, eine für alle Fälle gleichartige 
Lösung zu finden. 

Diese besteht in einem an § 44a BHO angelehnten 
Widerrufssystem. Nach § Id Abs. 2 BlnvG-E ist 
eine Investitionsbescheinigung zu widerrufen, 
wenn — in den Fällen der §§ 1 und Ic BlnvG-E — 
das Vorhaben nicht fristgerecht durchgeführt oder 
— in den Fällen des § la — das Grundstück oder 
Gebäude nicht oder nicht mehr für den bescheinig- 
ten Zweck verwendet wird. In diesen Fällen ist die 
Investitionsbescheinigung zwingend zu widerru- 
fen. Hierbei ist § Id Abs. 5 BlnvG-E zu beachten, 
wonach ein Vorhaben als durchgeführt gilt, wenn 
es bereits im wesentlichen fertiggestellt ist. Ein 
Beispiel wäre etwa eine Fabrik, die nach dem Plan 
200 Arbeitsplätze schaffen sollte, tatsächhch aber 
nur 190 Arbeitsplätze geschaffen hat. Hier kann 


man davon sprechen, daß das Vorhaben im we- 
sentlichen fertiggestellt ist. Von einem Widerruf ist 
abzusehen, wenn das verwirklichte Vorhaben oder 
der tatsächliche Verwendungszweck dem beschei- 
nigten gleichwertig ist. Hiermit soll dem Umstand 
Rechnung getragen werden, daß wirtschaftliche 
Notwendigkeiten den Investor während der 
Durchführung dazu zwingen können, sein ur- 
sprünghch geplantes Vorhaben abweichend von 
dem Plan auszurichten. Das soll ihm möghch sein, 
ohne bei jeder Änderung sogleich eine neue Inve- 
stitionsbescheinigung einholen zu müssen. Die 
Grenze muß aber die Gleichwertigkeit des be- 
scheinigten mit dem durchgeführten Vorhaben bil- 
den. Andernfalls würde zu Mißbräuchen geradezu 
eingeladen. Wenn also ein Investor ein Hotel zu 
errichten verspricht und tatsächhch nur ein Restau- 
rant mit wenigen Arbeitsplätzen bietet, so ist die 
Investitionsbescheinigung zu widerrufen, mag 
auch das Restaurant für sich genommen investi- 
tionsbescheinigungsfähig sein. Denn es ist mög- 
hch, daß gerade der Plan eines Hotels andere inter- 
essierte Investoren oder auch den Alteigentümer 
bei der Auswahlentscheidung des gegenwärtig 
Verfügungsberechtigten aus dem Felde warf. Für 
die Beurteilung der Gleichwertigkeit sind zunächst 
der herangezogehe Investitionszweck, aber auch 
Art und Größenordnung des Vorhabens in Betracht 
zu ziehen, Gleichwertigkeit könnte etwa ange- 
nommen werden, wenn ein Investor einen Compu- 
terladen mit 10 Arbeitskräften einzurichten ver- 
sprach, aber wegen veränderter Marktbeurteilung 
einen aUgemeinen Elektrohandel mit 8 Arbeits- 
plätzen eingerichtet hat. 

Auf den Zeitpunkt des Widerrufs der Investitions- 
bescheinigung nach diesen Vorschriften steht auch 
das gesetzliche Kündigungsrecht nach § la Abs. 1 
Satz 2 ab. Dieser Zeitpunkt ist auch für in Veräuße- 
rungsverträge nach § 1 Abs. 3 Satz 3 BlnvG-E auf- 
zunehmende Rückfallklauseln maßgebhch. Wird 
eine Investitionsbescheinigung widerrufen, so ist 
der gegenwärtig Verfügungsberechtigte verpflich- 
tet, von solchen Rechten Gebrauch zu machen. Im 
FaUe des § Ic steht dann fest, daß der Restitutions- 
anspruch des Alteigentümers nicht erloschen ist. 

Der Investor kann ein Interesse an der FeststeUung 
haben, ob er sein Vorhaben fristgerecht durchge- 
führt hat oder nicht. Um ihm dies zu ermöglichen, 
wird in § Id Abs. 3 BlnvG-E vorgesehen, daß er 
eine derartige Feststellung bei der Investitionsbe- 
scheinigungsbehörde beantragen kann. Sie hat die 
Wirkung, daß nach Eintritt ihrer Unanfechtbarkeit 
ein Widerruf wegen Nichtdurchführung des Vor- 
habens ausgeschlossen ist. Durch diese neue Rege- 
lung wird die Durchführungsfrist starrer, als dies 
bisher bei der Rückfallklausel der Fall war, wo eine 
Hexibilität durch das Entschheßungsermessen des 
gegenwärtig Verfügungsberechtigten erreicht 
wurde. Um dies zu kompensieren, wird in § Id 
Abs. 1 allgemein die Möglichkeit vorgesehen, eine 
Fristverlängerung zu beantragen. Voraussetzung 
hierfür ist in formaler Hinsicht, daß der Verlänge- 
rungsantrag vor dem Ablauf der Frist gestellt und 
die Einhaltung der Frist ohne Verschulden des ge- 
genwärtig Verfügungsberechtigten bzw. des Inve- 
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Störs nicht einzuhalten ist. Hierin lehnt sich das 
BlnvG an Vorbilder aus anderen Bereichen des öf- 
fentlichen Rechts an. 

e) § le — Auswahl der Investitionsformen 

Mit der Erstreckung des BlnvG auf weitere Investi- 
tionsformen stellt sich die Frage, in welchem Ver- 
hältnis diese zueinander stehen. Insbesondere er- 
gibt sich die Frage, ob nicht die am weitesten ge- 
hende Veräußerungsbescheinigung mit der Be- 
gründung versagt werden kann, es könnten auch 
weniger einschneidende Formen gewählt werden. 
Hierbei steht das Interesse des Alteigentümers an 
einem möglichst wenig weitgehenden Eingriff dem 
Interesse des gegenwärtig Verfügungsberechtig- 
ten bzw. des Investors gegenüber, in seiner wirt- 
schaftlichen Entscheidungsfreiheit so wenig wie 
möglich beeinträchtigt zu werden. Der Entwurf 
verfolgt hier eine Mittellinie. Er schließt die Versa- 
gung einer Veräußerungsgenehmigung wegen der 
Möglichkeit der Bestellung eines Erbbaurechtes 
oder der Begründung von Teileigentum in § 1 d 
Satz 1 aus. Der Grund hierfür liegt darin, daß diese 
Investitionsformen nicht isoliert beantragt werden 
können, sondern von Gesetzes wegen Inhalt einer 
Veräußerungsbescheinigung sind. Könnte anstelle 
einer Veräußerung jedoch vermietet oder verpach- 
tet werden, so kann die Investitionsbescheinigung 
für eine Veräußerung dann mit dem Hinweis auf 
diese Möglichkeiten versagt werden, wenn die 
Vermietung oder Verpachtung für Vorhaben der 
beantragten Art üblich ist. Ist es also etwa im Be- 
reich des Dienstleistungsgewerbes üblich. Ge- 
schäftslokale nur anzupachten oder anzumieten, so 
kann die Investitionsbescheinigungsbehörde die 
Genehmigung für eine Veräußerung unter Hin- 
weis hierauf versagen. 


Zu Nummer 4 — Neufassung von § 2 — Erteilung 
der Investitionsbescheinigung 

§ 2 bringt in den Absätzen 1, 3 und 4 lediglich redak- 
tionelle Veränderungen. Die entscheidende verfah- 
rensrechtliche Neuorientierung bietet der neugefaßte 
Absatz 2, der aus § 2 Abs. 1 BlnvG hervorgegangen 
ist. 

Das BlnvG sieht gegenwärtig ein dreistufiges Verfah- 
ren vor: Investitionsbescheinigung — Grundstückver- 
kehrsgenehmigung — Eintragung im Grundbuch. 
Dieses Verfahren hat den Nachteil, daß sowohl die 
Investitionsbescheinigung als auch die Grundstück- 
verkehrsgenehmigung selbständige Verwaltungs- 
akte darstellen, die von insbesondere dem drittbetrof- 
fenen Alteigentümer selbständig angefochten werden 
können. Diese doppelten Rechtschutzmöglichkeiten 
bedeuten für den Investor die Gefahr erheblicher zeit- 
licher Verzögerungen. Umgekehrt zwingt diese Kon- 
struktion den Alteigentümer dazu, auf jeden Fall ge- 
gen die Investitionsbescheinigung vorzugehen, will er 
mit seinen gegen diese zu erhebenden Einwänden 
nicht durch die Bestands- oder Rechtskraft dieser Be- 
scheinigung abgeschnitten werden. Hier will der Ent- 
wurf durch eine begrenzte Konzentrationswirkung 
der Investitionsbescheinigung Abhilfe schaffen. Die 


Investitionsbescheinigung soll fortan — bei den Altbe- 
scheinigungen soll es gemäß Artikel 6 bei den bishe- 
rigen Regelungen bleiben — die nach der Grund- 
stücksverkehrsverordnung erforderliche Genehmi- 
gung ersetzen. Es wird also nur noch ein Verwaltungs- 
akt erlassen, der dann einheitlich angegriffen werden 
kann. 

An diese Sachlage wird das Benachrichtigungsver- 
fahren des früheren § 2 Abs. 3 — jetzt § 2 Abs. 4 
BlnvG-E — angepaßt. 


Zu Nummer 5 — Änderung von § 3 — 
Entschädigung 

In § 3 werden ergänzende Regelungen über die Ent- 
schädigung des Alteigentümers aufgenommen. Zu- 
nächst ist zu nennen der neue Absatz 1 Satz 4, der die 
Entschädigungsregelung für den Fall der Bestellung 
einer Dienstbarkeit gemäß § Ib regelt. 

Durch den neu eingefügten Absatz 1 a wird die Ent- 
schädigungsregelung für den Fall der Eigeninvesti- 
tion eingeführt. Durch den neuen Absatz 4 wird klar- 
gestellt, daß der Alteigentümer nach Zahlung eines 
Entgelts oder einer Entschädigung entsprechend § 3 
Abs. 1 bis 3 BlnvG (-E) sein Grundstück oder Ge- 
bäude, wenn hierfür später die Voraussetzung doch 
noch eintreten, nur zurückübertragen erhalten kann, 
wenn er das gezahlte Entgelt oder die geleistete Ent- 
schädigung zurückgezahlt hat. 


Zu Nummer 6 — § 4 — Verwaltungsverfahren 

Während die Erteilung des Investitionsbescheinigung 
in § 2 — jetzt Absatz 1 — BlnvG (-E) geregelt ist, regelt 
§ 4 die näheren Einzelheiten des Verfahrens vor der 
Erteilung der Investitionsbescheinigung. Hier war 
eine wichtige Änderung notwendig. 

Wie bisher ist nach dem unveränderten Absatz 1 
Satz 1 der Anmelder, wenn der Behörde die Anmel- 
dung und die ladungsfähige Anschrift des Anmelders 
bekannt sind, anzuhören. Es kann aber Vorkommen, 
daß die Anmeldung der Behörde nicht vorliegt. Solche 
Anmeldungen können die Bestandskraft und damit 
letztlich auch die Sicherheit bei der Durchführung von 
besonderen Investitionen beeinträchtigen. Aus die- 
sem Grund soll ein Instrument eingeführt werden, das 
in der gegenwärtigen unübersichtlichen Situation in 
der Verwaltung der neuen Länder und dem Ost-Teil 
Berlins diese notwendige Sicherheit hinsichtlich der 
Bestandskraft und damit für die Durchführung von 
besonderen Investitionen schafft. 

Das Instrument greift Elemente der öffentlichen Zu- 
stellung und der Zustellung von an eine Vielzahl von 
Personen gerichteten Planfeststellungsbescheiden 
auf. Unbeschadet der nach Absatz 2 Satz 1 bestehen- 
den Verpflichtung der Behörde, den ihr bekannten 
Anmelder anzuhören und unbeschadet ihrer Organi- 
sationspflicht, schnellstens die vorhandenen vermö- 
gensrechtlichen Ansprüche zu sichten und aufzube- 
reiten, soll jeder Antrag auf Investitionsbescheini- 
gung im Bundesanzeiger mitgeteilt, und diese Infor- 
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mation dadurch im ganzen Bundesgebiet zugänglich 
gemacht werden. Danach ist das Verfahren für 4 Wo- 
chen auszusetzen, um den Betroffenen Gelegenheit 
zu geben, hiervon Kenntnis zu nehmen und sich bei 
der Behörde zu melden. 

Danach muß die Behörde auf der Grundlage ihrer 
Ermittlungen über den Antrag auf Investitionsbe- 
scheinigimg entscheiden. Erteilt sie die Investitions- 
bescheinigung, so ist diese nicht nur dem Antragstel- 
ler, sondern vor allem auch dem Alteigentümer zuzu- 
stellen, was in dem neuen Absatz 2 Satz 1 ausdrück- 
lich klargestellt wird. Parallel dazu ist sie auszugs- 
weise im Bundesanzeiger einzurücken mit der Folge, 
daß die Investitionsbescheingung auch den nicht be- 
kannten Anmeldern oder sonstigen Personen, denen 
sie nicht zuzustellen ist, nach Ablauf von einem Monat 
ab Einrückung im Bundesanzeiger als zugestellt gilt. 
Das hat zur Folge, daß sie, wenn Widerspruch oder 
Klage nicht erhoben werden, auch diesen Personen 
gegenüber bestands- bzw. rechtskräftig wird. 

Dieses Verfahren rechtfertigt sich allerdings nxir vor 
dem Hintergiund, daß die Behörden in den neuen 
Bundesländern gegenwärtig noch erhebliche organi- 
satorische und rechtsanwendungsmäßige Schwierig- 
keiten haben. Deshalb wird in dem neuen Absatz 4 
vorgesehen, daß die vorbeschriebenen Regelimgen 
nur bis zu dem Zeitpimkt gelten, zu dem die sichere 
Feststellung der Betroffenen erwartet werden kann. 
Der Bimdesnünister der Justiz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnxmg ohne Zustimmimg des Bxmdesra- 
tes festzustellen, wann dieser Zeitpunkt in welchem 
der neuen Länder xmd im Land Berlin eingetreten ist. 
Diese Länder sind vorher zu hören. Die Zustimmxing 
des Bundesrates erschien dabei entbehrlich. Nicht 
entbehrlich erscheint sie hingegen bei der im letzten 
Satz dieses neuen Absatzes 4 vorgesehenen Ermäch- 
tigimg des Bundesnünisters der Justiz, durch Rechts- 
verordnung die näheren Einzelheiten der Anhörung 
festzulegen. 


Zu Nummer 7 

a) § 5 — gerichtliche Zuständigkeit 

Bisher war nicht klar, welche Gerichte über die 
Höhe des nach § 3 BlnvG zu zahlenden Erlöses zu 
entscheiden haben. Nach der Ausweitung des 
BlnvG auf andere Tatbestände erscheint es not- 
wendig, dies klar und im Sinne einer Zuständigkeit 
einer ordentlichen Gerichte, die hiermit auch aus 
dem Bereich der Enteigungsentschädigung Erfah- 
rung haben, zuzuweisen. AUe anderen Streitigkei- 
ten nach diesem Gesetz sollen in der sich aus § 40 
VwGO ergebenden Zuständigkeit der Verwal- 
tungsgerichte verbleiben. 

Um eine Straffung des Rechtsweges zu erreichen, 
wird eine Zuständigkeit des OVG begründet. Im 
Land Berlin ist damit für diese Streitigkeiten das 
OVG Berlin zuständig. In den neuen Ländern sind 
Oberverwaltungsgerichte hingegen nicht einge- 
richtet. Hier treten an die Stelle der Oberverwal- 
tungsgerichte nach Maßgabe u) Abs. 2 zum GVG 
in Anlage I Kapitel III Sachgebiet A Abschnitt III 


des Einigungsvertrages die Senate für Verwal- 
tungssachen der zuständigen Bezirksgerichte. 

b) § 6 — Sicherung der Entschädigung 

Ein wesentliches Element des BlnvG ist die Aus- 
kehrung des Verkaufserlöses zur Entschädigung 
des Alteigentümers sowie eines Entgelts xmd die 
Leistung von Wertersatz in den jetzt noch hinzuge- 
kommenen Fällen. Diese Verpflichtungen können 
öffentlich rechtliche Körperschaften treffen, bei de- 
nen mit Eröffnxmg eines Gesamtvollstreckxmgsver- 
fahrens nicht gerechnet werden muß. Es kann sich 
hierbei aber auch um privatrechtlich organisierte 
Unternehmen oder um Bürger handeln, bei denen 
die Eröffnimg eines Gesamtvollstreckungsverfah- 
rens nicht ausgeschlossen werden kann. Damit der 
Alteigentümer in einem solchen Fall hinreichend 
gesichert ist, wird in § 6 BlnvG-E vorgesehen, daß 
die Investitionsbescheinigung nur erteilt werden 
darf, wenn Sicherheit für diese Zahlxmgen geleistet 
ist. Sicherheit ist deshalb zu leisten, weil im Zeit- 
punkt der Erteilung der Investitionsbescheinigung 
häufig die Berechtigung des Berechtigten nicht 
feststehen werden, jedenfalls aber Fälligkeit noch 
nicht eingetreten sein wird. Als Mittel der Sicher- 
heitsleistimg stehen die Mittel des § 232 BGB, aber 
auch die modernen allgemein verbreiteten bank- 
üblichen Sicherheiten zur Verfügxmg. Für den 
Fall, daß der Berechtigte noch nicht bekaimt ist, 
mußte eine Sonderregelimg für bankmäßige Si- 
cherheiten geleistet werden, die verhindert, daß 
der gegenwärtig Verfügungsberechtigte und die 
Bank diese Sicherheit durch eine gesonderte Ver- 
einbarung wieder aufheben. 


Zu Artikel 3 — Änderung der 

Grundstücksverkehrsordnung 

Nach § 2 der fortbestehenden Grundstücksverkehrs- 

verördnung (GWO) sind gegenwärtig noch grund- 
stückverkehrsgenehmigungspflichtig: 

— der Verzicht auf das Eigentum an einem Grund- 
stück, 

— der Erwerb eines Grundstücks im Wege des ge- 
richtlichen Verkaufs, 

— die Begründung des Vorkaufrechts an einem 
Grundstück, 

— in bestimmten Fällen die Begründung eines Weg- 
oder Überfahrt- oder eines anderen Mitbenut- 
zungsrechtes, 

— die Übertragung des Erbteils, soweit ein Grund- 
stück oder Grundstücksrecht zum Nachlaß ge- 
hört, 

— die Teilung des Nachlasses durch Entscheidung 
des staatlichen Notariats wie der Abschluß und 

— die Änderung eines Vertrags über die Nutzung 
eines landwirtschaftlich oder fortwirtschaftlich ge- 
nutzten Grundstücks, soweit der Rat des Kreises 
nicht Vertragspartner ist. 
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Diese Genehmigungstatbestände sind teilweise über- 
holt. Teilweise stellen sie aber auch eine Überregulie- 
rung dar, die abgebaut werden soll. Der bisherige 
Absatz 2 und 3 von § 2 G WO werden mit der Aufhe- 
bung der ihnen zugrundeliegenden Genehmigungs- 
tatbestände gegenstandslos. Die ümgehungsvor- 
schrift des bisherigen Absatzes 4 ist überflüssig, da 
sich dies bereits aus § 134 BGB ergibt. Neu einzufüh- 
ren war aber eine Genehmigungspflicht für das Erb- 
baurecht, das im Recht der früheren DDR unbekannt 
war. 

Ferner mußte geregelt werden, unter welcher Voraus- 
setzung das Grundbuchamt eintragen sollte: Nur bei 
Unanfechtbarkeit der zugrunde zu legenden Geneh- 
migung oder aber bereits nach ihrer Erteilung. Der 
Entwurf entscheidet sich nach dem Vorbild des frühe- 
ren § 2 Abs. 3 — jetzt § 2 Abs. 4 BlnvG-E — für die 
zweite Lösung, da sie eine praktischere Abwicklung 
ermöglicht. 


Zu Artikel 4 — Änderung des 

D-Markbilanzgesetzes 

Zu Nummer 2 (§ 1 Abs. 5) 

In § 1 Abs. 5 des D-Markbilanzgesetzes ist den Unter- 
nehmen gestattet worden, gesellschaftsrechtüche 
Umstrukturierungsmaßnahmen innerhalb eines be- 
stimmten Zeitraums nach dem Stichtag der Eröff- 
nungsbilanz bilanziell so zu behandeln, als seien diese 
Maßnahmen bereits am 1. Juh 1990 vorgenommen 
worden. Eine vergleichbare Regelung findet sich in 
§ 4 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes hinsichtlich der 
Übertragung von Vermögensgegenständen und 
Schulden, Die Regelungen knüpfen an die inzwischen 
abgelaufene Frist für die Aufstellung der Eröffnungs- 
bilanz an (§ 4 Abs. 1 Satz 1 DMBüGJ, so daß die vor- 
gesehenen Erleichterungen nicht mehr in Anspruch 
genommen werden können. Damit fiele ein erhebli- 
cher Anreiz für die gesellscheiftsrechthch erwünsch- 
ten Privatisierungs- und Neustrukturierungsmaßnah- 
men und für die regelmäßig hiermit verbundene Inve- 
stitionstätigkeit weg. Zur Beseitigung dieses Investi- 
tionshemmnisses sieht die Neufassung von Absatz 5 
Satz 1 daher in erster Linie eine Verlängerung der 
Frist bis zum 30. Juni 1991 vor. 

Die Neufassung erstreckt die Regelung über die Fälle 
der Neugründung oder Umwandlung hinaus auch auf 
die Fälle der Verschmelzung imd Entflechtung von 
Unternehmen. Dies ermöglicht namentlich der Treu- 
handanstalt, die für eine Privatisierung oder Repriva- 
tisierung von Unternehmen erforderlichen Umstruk- 
turierungsmaßnahmen flexibel zu handhaben. Die 
Vorschrift trägt dazu bei, die Vorteile des in Vorberei- 
tung befindlichen Gesetzes über die Spaltung der 
von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 
(SpTrUG) und der Bestimmungen über die Entflech- 
timg von Unternehmen zum Zwecke der Reprivatisie- 
rung (§ 6 b des Vermögensgesetzes in der Fassung 
von Ai^el 1 Nr. 7 dieses Gesetzentwurfs) voll nutzen 
zu können. In dem neuen Satz 2 wird ausdrücklich 
hervorgehoben, daß ein infolge der Umstrukturierung 
nicht mehr fortbestehendes Unternehmen nicht dazu 


verpflichtet ist, auf den 1. Juli 1990 noch eine eigen- 
ständige D-Markeröffnungsbilanz aufzustellen. Dies 
gilt nach dem neuen Satz 3 namentlich für Unterneh- 
men aus dem Bereich des bisher volkseigenen Vermö- 
gens und für Genossenschaften, sofern diese Unter- 
nehmen bis zum 30, Juni 1991 aufgelöst werden und 
feststeht, daß sie nicht fortgesetzt werden. 


Zu Nummer 3 (§ 3 a) 

Es soll häufig vorgekommen sein, daß die nach § 3 des 
D-Markbilanzgesetzes vorgeschriebenen Inventuren 
nicht durchgeführt worden sind. In anderen Fällen soll 
die Inventur so mangelhaft durchgeführt worden sein, 
daß der nach § 34 Abs. 5 des D-Markbilanzgesetzes in 
Verbindung mit § 322 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs 
vorgeschriebene Bestätigungsvermerk versagt wer- 
den muß. Da inzwischen auch der 3 1 . Oktober 1990 als 
letzter Termin für eine nachverlagerte Stichtags- 
inventur im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 2 des D-Mark- 
bilanzgesetzes verstrichen ist, hätte dies regelmäßig 
die Nichtigkeit der Eröffnungsbilanz zur Folge, weü 
die Eröffnungsbilanz nach § 35 Abs. 2 des D-Markbi- 
lanzgesetzes in einem solchen Fall nicht festgestellt 
werden kann. 

Um die sich hieraus ergebenden schwerwiegenden 
Nachteile zu vermeiden, sieht der neue § 3 a des 
D-Markbilanzgesetzes vor, daß eine den Anforderun- 
gen des D-Markbilanzgesetzes genügende Inventur 
noch bis zum Ablauf der für das jeweilige Unterneh- 
men maßgebhchen Frist für die Feststellung der Eröff- 
nungsbilanz nachgeholt werden kann. Die verhältnis- 
mäßig weit hinausgeschobene Frist beruht darauf, 
daß die Mängel der Inventur vielfach erst während der 
Prüfung, die der Feststellung des Eröffnungsbilanz 
voraufgeht, aufgedeckt werden. Das gilt namentlich 
dann, wenn bei prüfungspflichtigen Unternehmen der 
Mangel darauf beruht, daß der Prüfer bei der erstma- 
ligen Inventur weder beteiligt worden war noch sich 
im nachhinein von ihrer Ordnungsmäßigkeit überzeu- 
gen kann. 

Damit die erneute Inventur nicht sofort mit gleicharti- 
gen Mängeln behaftet ist, stellt der zweite Halbsatz 
von Satz 1 klar, daß bei prüfungspflichtigen Unterneh- 
men in jedem Falle eine Anwesenheit des Prüfers er- 
forderlich ist. Anwesenheit in diesem Sinne bedeutet 
Beteiligung des Prüfers in berufsüblichem Umfang. 

Da die Nachholung der Inventur den Sinn hat, das der 
Eröffnungsbilanz zugrundeliegende Inventar einer 
Überprüfung zu unterziehen, sind die Ergebnisse der 
nachgeholten Inventur mit dem Inventar zum 
1. Juli 1990 zu vergleichen. Wegen des verhältnismä- 
ßig langen Zeitraums, innerhalb dessen die Nachho- 
lung der Inventur noch zulässig ist, können an das 
Verfahren nicht dieselben Anforderungen gestellt 
werden, wie an ein Rückrechnimgsverfahren im Rah- 
men der nach § 3 Abs. 2 Satz 2 des D-Mcurkbilanzge- 
setzes zulässigen Stichtagsinventur, die innerhalb von 
vier Monaten nach Beginn des Geschäftsjahres durch- 
geführt worden ist. Für den Vergleich soll vielmehr 
eine Plausibilitätsprüfmig imter Berücksichtigung der 
seit dem 1. Juli 1990 nach kaufmännischen Grundsät- 
zen geführten Handelsbücher genügen. Gegebenen- 
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falls sind das Inventar und die Eröffnungsbilanz zum 
1. Juh 1990 zu berichtigen oder zu ergänzen und die 
Änderungen und Ergänzungen im Anhang darzustel- 
len (Satz 2 und 3). 

Um die Nachholung der Inventur auch für Außenste- 
hende ersichtlich zu machen, sieht Absatz 2 eine ent- 
sprechende Abwandlung des nach § 34 Abs. 5 des 
D-Markbilanzgesetzes in Verbindung mit § 322 Abs. 1 
des Handelsgesetzbuchs vorgeschriebenen Bestäti- 
gungsvermerks vor. Die wörtliche Wiedergabe des 
hiernach in Betracht kommenden Bestätigungsver- 
merks dient der Vereinfachung. Mit der Erteilung des 
Bestätigungsvermerks gelten die Mängel der ur- 
sprünglichen Inventur als geheilt. Das gegebenenfalls 
berichtigte oder ergänzte Inventar und die Eröff- 
nungsbilanz zum 1. Juli 1990 sind daher Grundlage 
für die nachfolgenden Jahresabschlüsse, ohne daß 
diese einer Einschränkung unterhegen. 


Zu Nummer 4 (§ 4) 

Buchstabe a 

Die Streichung dient der Beseitigung von Mißver- 
ständnissen. Die gestrichene Vorschrift hatte ur- 
sprünghch den Zweck, für die Unternehmen in der 
ehemahgen Deutschen Demokratischen Repubhk zu 
verdeutlichen, daß für die Aufstellung der Eröffnungs- 
bilanz nach dem D-Markbilanzgesetz nur solche 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung anzu- 
wenden sind, die sich mit den ab 1. Juh 1990 über- 
nommenen Rechnungslegungsvorschriften der Bun- 
desrepubhk Deutschland in Übereinstimmung befin- 
den. Damit soUte eine Abgrenzung gegenüber denje- 
nigen Vorschriften oder Richthnien vorgenommen 
werden, die in der ehemahgen Deutschen Demokrati- 
schen Repubhk zur Buchführung und zum Rech- 
nungswesen ergangen waren und dort ebenfaUs noch 
als Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung be- 
zeichnet oder verstanden wurden. Demgegenüber ist 
aus der Formulierung der Vorschrift zum Teil ge- 
schlossen worden, daß die für aUe Kaufleute gelten- 
den handelsrechthchen Grundsätze ordnungsmäßi- 
ger Buchführung durch das D-Markbilanzgesetz ein- 
geschränkt werden soUten. Da dies indessen nicht 
beabsichtigt war und sich der Zweck der Vorschrift 
nach dem Beitritt der Länder der ehemahgen Deut- 
schen Demokratischen Repubhk zum Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes der Bundesrepubhk 
Deutschland von selbst erledigt hat, soU sie gestrichen 
werden, damit Mißverständnisse künftig vermieden 
werden. 


Buchstabe b und c 

Die Regelung in § 4 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes 
hängt eng nüt der Regelung in § 1 Abs. 5 des D-Mark- 
bilanzgesetzes zusammen. In beiden Vorschriften 
wird den Unternehmen gestattet, bestimmte Um- 
strukturierungsmaßnahmen rechnungsmäßig auf den 
1. Juh 1990 zu stellen. Parallel zu der in § 1 Abs. 5 
vorgesehenen Fristverlängerung bewirkt die Ände- 
rung auch hier, daß die schon bisher vorgesehenen 


Erleichterungen noch bis zum 30. Juni 1991 in An- 
spruch genommen werden können. 

Die dem Absatz angefügten neuen Sätze 2 und 3 ent- 
halten im Prinzip nichts Neues. Es soU ledighch darauf 
aufmerksam gemacht werden, daß die Regelung in 
Satz 1 nicht nur auf die Übertragung einzelner Ver- 
mögensgegenstände und Schulden, sondern auch bei 
einem sogenannten Unternehmenskauf anwendbar 
ist, bei dem alle Vermögensgegenstände, Schulden 
und Sonderposten auf ein anderes Unternehmen 
übergehen. In diesem Fall ist für das übertragende 
Unternehmen die Aufstellung einer Eröffnungsbüanz 
regelmäßig entbehrlich. Dem trägt der neue Satz 3 
Rechnung. Dies hat zur Folge, daß die sich aus der 
Übertragimg ergebenden Änderungen abweichend 
von Satz 1 nicht in den Eröffnungsbilanzen und Inven- 
taren der betroffenen Unternehmen übereinzustim- 
men brauchen, sondern nur in der Eröffnungsbilanz 
und in dem Inventar des übernehmenden Unterneh- 
mens erscheinen. 

Die als letzter Halbsatz angefügte Bestimmung, daß 
das vermögenslose Unternehmen von Amts wegen zu 
löschen ist, wenn es in einem Register eingetragen ist, 
dient der Wahrung des gebotenen Zusammenhangs. 
Sie erspart die Aufnahme einer entsprechenden Be- 
stimmung an anderer Stelle. 


Zu Nummer 5 (§ 7 Abs. 4) 

Der einschränkende Zusatz in Absatz 4 Satz 3 stellt 
klar, daß auch bei vernünftiger kaufmännischer Beur- 
teilung keine längere Nutzungsdauer in Betracht 
kommt als die ohnehin schon ungewöhnlich lange 
Nutzungsdauer, die nach dem bis zum 30. Juni 1990 
geltenden Recht im Gebiet der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik regelmäßig zulässig war. 
Das ergibt sich zwar bereits aus der Bestimmung in 
§ 7 Abs. 5 Satz 2, wonach die vor dem 1. Juli 1990 
bereits vollständig ab geschriebenen Vermögens- 
gegenstände höchstens noch mit ihrem Veräuße- 
rungswert angesetzt werden dürfen. Gleichwohl ist 
eine entsprechende Klarstellung bereits in Absatz 4 
Satz 3 geboten, weil diese Bestimmung zum Teil 
anders ausgelegt worden ist. 


Zu Nummer 6 (§ 9 Abs. 2) 

Nach dem neu hinzugefügten Satz 2 soll künftig ein 
Wahlrecht eingeräumt werden, die für die Rekultivie- 
rung oder Entsorgung von Grund und Boden voraus- 
sichtlich erforderlichen Aufwendungen nicht in Form 
eines Wertabschlags vom Verkehrswert des Grund 
und Bodens in Abzug zu bringen, sondern durch eine 
Aufwandrückstellung nach § 249 Abs. 2 des Handels- 
gesetzbuchs zu berücksichtigen. Die hiernach zuge- 
lassene Bruttomethode eröffnet bilanzpolitischen 
Spielraum und verbessert unter Umständen die Kre- 
ditfähigkeit des Unternehmens. Ein gleichartiges 
Wahlrecht soll in § 10 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz 
bei der Bestimmung des Zeitwerts und in § 10 Abs. 2 
Satz 2 bei der Bestimmung des Verkehrswerts von 
Bauten und anderen Anlagen eingeräumt werden. 
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Das Wahlrecht soll darüber hinaus noch in § 17 Abs. 5 
Satz 3 (vgl. zu Nummer 10 Buchstabe c) verankert 
werden. 


Zu Nummer 7 (§ 10) 

Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Die Änderung bezieht sich auf die Angabe in der 
Klammer nach dem Wort „Zeitwert". Sie dient der 
Beseitigung eines Redaktionsversehens, weil der Zeit- 
wert nicht in Satz 1, sondern in Satz 2 des § 7 Abs. 1 
des D-Markbilanzgesetzes definiert ist. 


Buchstabe b (Absatz 1 Satz 2) 

Die Streichung der Wörter „der Bausubstanz" dient 
ebenfalls der Beseitigung eines Redaktionsversehens. 
Die Vorschrift geht davon aus, daß Wertabschläge zur 
Berücksichtigung des jeweiligen Unterhaltungszu- 
stands nicht nur bei Gebäuden und anderen Bauten, 
sondern auch bei den übrigen in § 10 aufgezählten 
Gegenständen des Sachanlagevermögens in Betracht 
kommt. Bei diesen Gegenständen kann indessen 
nicht von „Bausubstanz" gesprochen werden. Da dies 
bereits zu Mißverständnissen geführt hat, ist eine ent- 
sprechende Klarstellung geboten. 

Die weitere Einfügung enthält ein Wahlrecht zur Bil- 
dung von Aufwandrückstellungen an Stelle eines 
Wertabschlags beim Zeitwert. Auf die Begründung zu 
Nummer 6 dieses Artikels (§ 9 Abs. 2) wird Bezug 
genommen. 


Buchstabe c (Absatz 2) 

Der dem Absatz 2 neu hinzugefügte Satz 2 enthält 
ebenfalls ein Wahlrecht zur Bildung von Rückstellun- 
gen an Stelle eines Wertabschlags beim Verkehrs- 
wert. Auch insoweit kann auf die Begründung zu 
Nummer 6 dieses Artikels (§ 9 Abs. 2) Bezug genom- 
men werden. 


Zu Nummer 8 (§ 11 Abs. 1) 

Der Hinweis auf die Definition des Eigenkapitals in 
§ 26 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes dient der Klar- 
stellung, daß in den Beteiligungswert auch die in jener 
Vorschrift bezeichneten Sonderposten einzubeziehen 
sind. 


Zu Nummer 9 (§ 16 Abs. 4) 

Die Regelung in § 16 Abs. 4 in Verbindung mit § 13 
Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes, daß ein Erlaß von 
Verbindlichkeiten nicht in die Eröffnungsbilanz auf- 
genommen zu werden braucht, wenn der Erlaß inner- 
halb der Aufstellungsfrist für die Eröffnungsbilanz er- 
folgt, hat sich bewährt. Sie ermöglicht insbesondere 
der Treuhandanstalt in geeigneten Fällen, die Über- 


schuldung eines Unternehmens endgültig zu beseiti- 
gen, so daß es einer Ausgleichsforderung nach § 24 
des D-Markbilanzgesetzes nicht bedarf. In anderen 
Fällen erleichtert diese Regelung die Sanierung von 
Unternehmen. Die Regelung knüpft ebenfalls an die 
inzwischen abgelaufene Frist zur Aufstellung der Er- 
öffnungsbilanz an. Um den Unternehmen die Mög- 
hchkeit zu erhalten, die Vorteile dieser Regelung noch 
eine Zeit lang weiternutzen zu können, sieht die 
geänderte Vorschrift eine Verlängerung bis zum 
30. Juni 1991 vor. 


Zu Nummer 10 (§ 17) 

Buchstabe a 

§ 17 Abs. 4 Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes sieht vor, 
daß ein Sonderposten zum Ausgleich der in der Eröff- 
nungsbilanz erstmals zu bildenden Rückstellungen 
(Sonderverlustkonto aus Rückstellungsbildung) 
grundsätzlich nur in Höhe desjenigen Betrags akti- 
viert werden darf, der nicht schon durch eine dem 
Unternehmen zustehende Ausgleichsforderung aus- 
geglichen werden kann. Diese Regelung gilt auch 
für Geldinstitute und Außenhandelsbetriebe. Da in 
der bisherigen Fassung der Vorschrift nicht berück- 
sichtigt worden ist, daß sich bei Geldinstituten 
und Außenhandelsbetrieben die Zuteilung einer 
Ausgleichsforderung ausschließlich nach § 40 des 
D-Markbilanzgesetzes richtet, ist eine entsprechende 
Klarstellung vorzunehmen. 

Mit der weiteren Ergänzung soll klargestellt werden, 
daß der Sonderposten auch bei Unternehmen, für die 
eine Ausgleichsforderung nicht in Betracht kommt, 
nicht dazu geeignet ist, eine bereits eingetretene 
Überschuldung zu beseitigen. Die Klarstellung hängt 
mit der Änderung in Buchstabe b zusammen. Auf die 
dortige Begründung wird Bezug genommen. 


Buchstabe b 

Zu dem bisherigen Satz 3 ist wiederholt die Auffas- 
sung vertreten worden, daß der aktivierte Betrag 
grundsätzlich auch für andere Zwecke als nur zum 
Ausgleich von Verlusten verwendbar sein müsse. Um 
eine Klarstellung herbeizuführen, wird in der Neufas- 
sung von Satz 3 auf die Einschränkung in dem Bedin- 
gungssatz verzichtet und statt dessen angeordnet, daß 
in Höhe des Sonderverlustkontos in jedem Fall eine 
Rücklage zu bilden ist. Um ihre eingeschränkte Ver- 
wendbarkeit zu unterstreichen, wird sie als Sonder- 
rücklage bezeichnet. In einem weiteren Halbsatz wird 
darüber hinaus verdeutlicht, daß der aktivierte Betrag 
keinen echten Vermögenswert darstellt und daher 
auch nicht dazu geeignet ist, fehlendes Eigenkapital, 
für das unter den Voraussetzungen des § 26 Abs. 3 
Satz 1 eine Ausstehende Einlage und unter den Vor- 
aussetzungen des § 26 Abs. 4, § 28 Abs. 1 ein Kapital- 
entwertungskonto gebildet werden kann, zu erset- 
zen. 

Eine gleichartige Klarstellung findet sich in § 24 Abs. 5 
Satz 3 für den nach dieser Vorschrift zu bildenden 
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Sonderposten zum Ausgleich der Verbindlichkeit aus 
einer Ausgleichsforderung (vgl. Begründung zu Num- 
mer 11 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb) dieses Arti- 
kels). Ein weiterer Zusammenhang besteht mit der 
Änderung in § 25 (Nummer 12 Buchstabe a dieses 
Artikels) imd § 26 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes 
(Nummer 13 Buchstabe a) dieses Artikels) . 


Buchstabe c (§ 17 Abs. 5) 

Der neu gefaßte Satz 3 verdeutlicht das in den be- 
zeichneten Vorschriften neu eingeführte Wahlrecht, 
bei bestimmten Vermögensgegenständen an Stelle 
eines Abschlags zur Berücksichtigung des geminder- 
ten Zeit- oder Verkehrswerts RücksteUimgen in Höhe 
der künftig anfallenden Aufwendungen vorzuneh- 
men. Auf die Begründung zu Nummer 6 dieses Arti- 
kels wird Bezug genommen. 


Zu Nummer H (§ 20) 

Buchstabe a 

Mit der Änderung soll bewirkt werden, daß nur noch 
Geldinstitute und Außenhandelsbetriebe eine ver- 
gleichende Darstellung zu erstellen haben. Aus Grün- 
den der Kreditaufsicht kann in diesen Fällen nicht dar- 
auf verzichtet werden, daß die in § 20 des D-Markbi- 
lanzgesetzes bezeichneten Veränderungen imd Neu- 
bewertungsdifferenzen gegenüber der Schlußbilanz 
zum 30. Juni 1990 dargesteUt und im Falle von Geld- 
instituten durch die nach § 42 des D-Markbilanzgeset- 
zes erforderlichen Angaben ergänzt werden. 

Für alle anderen Fälle wird auf eine vergleichende 
Darstellung verzichtet, weil sich ergeben hat, daß der 
mit ihrer Herstellimg verbundene Aufwand außer 
Verhältnis zu dem mit der Vorschrift msprünglich ver- 
folgten Zweck steht. Eine Vollständigkeitskontrolle 
wird im allgemeinen bereits durch eine ordnungsge- 
mäß durchgeführte Inventur erreicht. 

Für eine Beibehaltung der vergleichenden Darstel- 
limg lediglich aus statistischen Gründen besteht nach 
dem Beitritt der Länder der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zum Grundgesetz der B\m- 
desrepublik Deutschland kein Bedürfnis mehr. 


Buchstabe b 

Die Steichung der Klammerbezeichnrmg „(1)" ist er- 
forderlich, weil Absatz 2 entfallen soll. 


Buchstabe c 

Absatz 2 kann entfallen, weil für Geldinstitute tind 
Außenhandelsbetriebe die Benutzung von Formblät- 
tern bereits an anderer Stelle vorgeschrieben ist. 


Zu Nummer 12 (§ 21) 


Buchstabe a imd b 

Obwohl sich herausgestellt hat, daß etliche Unterneh- 
men ihre Eröffnungsbilanzen noch nicht aufgestellt 
haben, besteht kein Bedürfnis, die inzwischen abge- 
laufenen Aufstellungsfristen (§ 4 Abs. 1 DMBilG) ge- 
nerell zu verlängern. Unmittelbare Nachteile sind 
nicht zu befürchten, weil ein Zwangsgeldverfahren 
nach § 49 Nr. 1 des D-Markbilanzgesetzes nur einge- 
leitet wird, wenn die Aufstellung völlig unterbleibt. Im 
übrigen soU die Beibehaltung der bisherigen Aufstel- 
lungsfristen dazu beitragen, daß die fehlenden Eröff- 
nungsbilanzen so bald wie möglich aufgestellt wer- 
den, so daß jedenfalls die nunmehr verlängerten Fri- 
sten für die Feststellung der Eröffnungsbilanz einge- 
halten werden können. Die Versäumung der Feststel- 
lungsfrist hätte regelmäßig die Nichtigkeit der Eröff- 
nungsbilanz zur Folge (§ 35 Abs. 2 Satz 2 DMBilG). 

Diese Erwägungen gelten im Grundsatz auch für die 
KonzemerÖffnungsbilanz und die Gesamteröffnungs- 
bilanz. Dennoch sieht der Entwurf in § 21 Abs. 1 eine 
Verlängerung der Fristen für die Aufstellimg der Kon- 
zemerÖffnungsbilanz und in § 21 Abs. 5 eine Verlän- 
gerung der Frist für die Aufstellung der Gesamteröff- 
nungsbilanz vor. Der bisher in beiden Fällen gelten- 
den Frist von fünf Monaten lag die Annahme zu- 
grunde, daß die für die Aufstellimg der Konzern- bzw, 
Gesamteröffnungsbüanzen benötigten Eröffnungsbi- 
lanzen der Tochtemntemehmen rechtzeitig innerhalb 
der vorgesehenen Frist von vier Monaten aufgestellt 
und dem jeweiligen Mutteruntemehmen zur Auswer^ 
tung eingereicht werden könnten. Nachdem sich her- 
ausgestellt hat, daß diese Annahme nicht zutrifft, und 
wegen der allgemeinen Verlängemng der Feststel- 
lungsfristen außerdem mit einer noch weiter hinaus- 
geschobenen Einreichung von Eröffnungsbilcinzen 
der Tochterunternehmen zu rechnen ist, ist es im In- 
teresse der beteiligten Mutteruntemehmen geboten, 
zumindest für die Aufstellung der KonzemerÖffnungs- 
bilanz bzw. Gesamteröffnimgsbilanz klare Verhält- 
nisse zu schaffen und die Fristen neu zu regeln. 

Die Neuregelung knüpft die Frist für die Aufstellung 
der KonzemerÖffnungsbilanz nunmehr an den Ablauf 
der Feststellungsfrist für die Eröffnungsbilanzen der 
Tochterunternehmen an. Die ausschließlich für die 
Treuhandanstalt bedeutsame Frist für die Aufstellung 
der Gesamteröffnungsbilanz knüpft an den Ablauf der 
Feststellimgsfrist für die Konzemeröffnungsbilanzen 
an. Damit ist gewährleistet, daß die Konzemeröff- 
nimgsbilanzen bzw. die Gesamteröffnungsbilanz der 
Treuhandanstalt erst aufgestellt werden müssen, 
wenn sämtliche hierzu benötigten Einzelbüanzen der 
Tochterunternehmen vorliegen. 

Im Ergebnis verlängert sich die Frist für die Aufstel- 
lung der KonzemerÖffnungsbilanz auf insgesamt 
17 Monate, weil die Feststellungsfrist für kleine Unter- 
nehmen nunmehr 15 Monate betragen soll und zwei 
weitere Monate hinzuzurechnen sind. Die Frist für die 
Aufstellung der Gesamteröffnungsbilanz verlängert 
sich auf insgesamt 21 Monate, weil die Feststellungs- 
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trist für die Konzemeröffnungsbilanz nunmehr 19 Mo- 
nate beträgt und dieser Frist zwei weitere Monate hin- 
zuzurechnen sind. 


Zu Nummer 13 (§ 24) 

Buchstabe a (Absatz 1) 

Doppelbuchstabe aa 

Die Streichimg der Wörter „aus diesem Grunde" dient 
der Beseitigung von Mißverständnissen. Die Formu- 
lierung ist wiederholt auf den in dem vorhergehenden 
Satzteil genannten Privatisierungsauftrag der Treu- 
handanstalt bezogen worden. Tatsächlich bezieht sie 
sich aber auf das „bisher volkseigene Vermögen" und 
sollte lediglich zum Ausdruck bringen, daß der Grund 
der unentgeltlichen Übertragung in allen Fällen die 
Abschaffung des Volkseigentums sein muß. Dieser 
Zusammenhang bleibt indessen auch dann gewahrt, 
wenn die mißverständliche Formulierung gestrichen 
wird. 


Doppelbuchstabe bb 

Mit der Einfühnmg der Voraussetzung, daß sich das 
jeweils übertragene Unternehmen am 1. Juli 1990 
noch zu 100 % im Anteilsbesitz der in der Vorschrift 
genannten Vermögensträger befinden muß, soll klar- 
gestellt werden, daß Unternehmen, die bereits vor 
dem 1. Juli 1990 ganz oder teilweise privatisiert wor- 
den sind, weder eine Ausgleichsforderung erhalten 
noch mit einer Ausgleichsverbindlichkeit belastet 
werden. Bei ihnen richtet sich die Neufestsetzung der 
Kapitalverhältnisse nach den §§27 bis 30 des D-Mark- 
bilanzgesetzes. 


Doppelbuchstabe cc 

Mit der Änderung soll die Frist zur Ablehnung der 
Ausgleichsforderung verlängert werden. Zugleich soll 
die bisherige Regelung durch eine flexiblere Fristen- 
regelung ersetzt werden, damit der Schuldner der 
Ausgleichsforderung noch ausreichend Zeit hat, die 
gegen ihn gerichtete Ausgleichsforderung zu prüfen, 
bevor er sie gegebenenfalls ablehnt. Es besteht näm- 
lich Gefahr, daß zahlreiche Unternehmen ihre Eröff- 
nungsbilanzen erst kurz vor Ablauf der Feststellungs- 
frist zur Prüfung der Ausgleichsfordeiung vorlegen 
können. In diesen Fällen kann schon wegen der Viel- 
zahl gleichartiger PrüfungsfäUe nicht erwartet wer- 
den, daß der Schuldner, in der Regel die Treuhandan- 
stalt, in der Lage ist, sich über die Berechtigung einer 
Ausgleichsfordenmg innerhalb der noch verbleiben- 
den kurzen Frist Klarheit zu verschaffen. Es wäre viel- 
mehr damit zu rechnen, daß die Treuhandanstalt die 
geltend gemachten Ausgleichsforderungen unter 
dem Druck des drohenden Fristablaufs rein vorsorg- 
lich ablehnen muß, um sich nicht schadensersatz- 
pflichtig zu machen. Durch die vorgeschlagene Rege- 
lung wird sichergestellt, daß der Schuldner in jedem 
Fall noch drei Monate Zeit zur Prüfung hat, auch wenn 


die festgestellte Eröffnungsbilanz erst zu einem späte 
ren Zeitpunkt vorgelegt wird. 


Buchstabe b 

Durch die Hinzufügung der neuen Sätze kommt deut- 
licher als bisher zum Ausdruck, daß es sich bei der 
Ausgleichsforderung um eine auflösend bedingte For- 
derung handelt. Zugleich werden Zweifel über die 
Werthaltigkeit der Ausgleichsforderung und über den 
hiermit verbundenen Schutz der Gläubiger des Unter- 
nehmens beseitigt. 

Der erste Satz stellt klar, daß die Ablehnung der Aus- 
gleichsforderung nicht formlos erfolgen kann, son- 
dern einer schriftlichen Mitteilung bedarf. Der fol- 
gende Satz bestimmt den Zeitpunkt, zu dem die For- 
derung wegfällt. Damit wird zugleich verdeutlicht, 
daß die Fordenmg nicht rückwirkend, sondern ex 
nunc entfällt. In dem nachfolgenden Satz wird klarge- 
stellt, daß Gläubiger des Unternehmens im Falle der 
Ablehnung der Ausgleichsforderung bis zu deren 
Höhe durch den Schuldner der Ausgleichsfordenmg 
schadlos zu stellen sind, falls sie durch die Ablehnung 
benachteiligt werden. Voraussetzung ist allerdings, 
daß das Unternehmen am Bilanzstichtag sanierungs- 
fähig war. Diese Einschränkung ist geboten, weil der 
Schuldner der Ausgleichsforderung im Falle der Sa- 
nierungsunfähigkeit des Unternehmens in seiner Ent- 
scheidung nicht frei ist. In diesem Fall ist er vielmehr 
verpflichtet, die Ausgleichsforderung abzulehnen. 


Buchstabe c (§ 24 Abs. 5) 

Doppelbuchstabe aa 

Durch die Ergänzung von § 24 Abs. 5 Satz 1 soll klar- 
gestellt werden, daß der aktivierte Betrag nicht dazu 
verwendet werden darf, eine vorhandene Überschul- 
dung zu beseitigen. Es handelt sich um das gleiche 
Problem wie bei § 17 Abs. 4 Satz 1, dem aus diesem 
Grunde eine ähnliche Formulierung hinzugefügt wor- 
den ist. 


Doppelbuchstabe bb 

Wie in dem neuen § 17 Abs. 4 Satz 3 für das Sonder- 
verlustkonto wird auch hier nunmehr bestimmt, daß in 
Höhe des Beteiligungsentwertungskontos in jedem 
Fall eine Rücklage zu bilden ist. Im übrigen ^t die 
Begründung zu § 17 Abs. 4 Satz 3 (zu Nummer 8 Buch- 
stabe b) dieses Artikels) entsprechend. 


Zu Nummer 14 (§ 25) 

Buchstabe a 

Der dem Absatz 1 angefügte Satz stellt klar, daß Son- 
derrücklagen, die auf die Aktivierung eines Sonder- 
postens zurückzuführen sind, der nicht Vermögens- 
gegenstand ist, wie das Sonderverlustkonto aus Rück- 
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Stellungsbildung nach § 17 Abs. 4 oder das Beteili- 
gungsentwertungskonto nach § 25 Abs. 5, und die 
deswegen nur zum Ausgleich von Verlusten verwen- 
det werden dürfen, auch nicht bei der Berechnung der 
Ausgleichsverbindhchkeit zu berücksichtigen sind. 
Da es hierüber wiederholt zu Mißverständnissen ge- 
kommen ist, ist auch an dieser Stelle eine entspre- 
chende Klarstellung geboten. 

Des weiteren wird klargestellt, daß gezeichnetes Ka- 
pital, das über eine Ausstehende Einlage nach § 26 
Abs. 3 Satz 1 oder über ein Kapitalentwertungskonto 
nach § 26 Abs. 4, § 28 gebildet wird, bei der Berech- 
nung der Ausgleichsverbindlichkeit nicht zu berück- 
sichtigen ist. Auch dies dient der Beseitigung von 
Mißverständnissen und der Erleichterung bei der Be- 
rechnung der Ausgleichsverbindlichkeit. Wie bisher 
ist allerdings das gezeichnete Kapital bei der Berech- 
nung zu berücksichtigen, soweit es tatsächhch vor- 
handen ist und den nach der jeweihgen Rechtsform 
vorgeschriebenen Mindestbetrag überschreitet. 


Buchstabe b 

Im Interesse einer Verbesserung der Eigenkapitalaus- 
stattung der mit einer Ausgleichsverbindlichkeit bela- 
steten Unternehmen soll ausdrücklich auf die Mög- 
hchkeit aufmerksam gemacht werden, daß der jewei- 
lige Anteilseigner die Ausgleichsverbindlichkeit ganz 
oder teüweise erlassen kann. Ein derartiger Erlaß 
kommt namentlich in Betracht, wenn die Ausgleichs- 
verbindlichkeit zu Härten oder zu einer Gefährdung 
des Unternehmens führt. Wegen der nach § 11 Abs. 1 
Satz 1 zugelassenen Methode der Anteilsbewertung 
(equity-Methode) wirkt sich ein derartiger Erlaß beim 
Mutterunternehmen vermögensmäßig nicht aus. Der 
Buchwert der Beteiligung erhöht sich nämlich um den 
Betrag der erlassenen Forderung. Da dieser Zusam- 
menhang bisher nicht hinreichend bekannt ist, wird in 
Satz 2 ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, daß 
der erlassene Betrag in der Eröffnungsbilanz des Mut- 
terunternehmens dem Beteiligungsbuchwert zuzu- 
schreiben ist. 

Die Regelung zielt insgesamt darauf ab, daß Aus- 
gleichsverbindhchkeiten in größerem Umfang als bis- 
her erlassen werden und auf diese Weise die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Unternehmen verbessert wird. 
Dem dient auch die Verlängerung der Frist in § 16 
Abs. 4. 


Zu Buchstabe c (Abs. 5) 

Mit der vorgesehenen Neufassung werden die Vor- 
aussetzungen, unter denen ein Anspruch der Treu- 
handanstalt auf Übertragung der in Absatz 5 genann- 
ten Vermögensgegenstände ausgelöst werden kann, 
präzisiert. Hierdurch wird deutlicher als bisher her- 
ausgestellt, daß der Anspruch ledighch schuldrechtli- 
cher Natur ist. Im Falle der Eröffnung des Gesamtvoll- 
streckungsverfahrens hat die Treuhandanstalt ein 
Aussonderungsrecht. Die Rechte der Neugläubiger 
des Unternehmens, deren Ansprüche erst nach dem 
1. Juh 1990 begründet wurden, werden nicht beein- 


trächtigt. Die Treuhandanstalt hat nämhch bis zur 
Höhe des Verkehrswerts der übertragenen Vermö- 
gensgegenstände einen Wertausgleich zu leisten. 

In dem neu formulierten Satz 1 wird für das Entstehen 
des Anspruchs — dem Zweck der Vorschrift entspre- 
chend — nunmehr auf die mangelnde Sanierungsfä- 
higkeit des bisher begünstigten Unternehmens abge- 
hoben. Statt dessen fällt das Kriterium der Einleitung 
(Eröffnung) des Gesamtvollstreckungsverfahrens als 
selbständige Voraussetzung für das Entstehen des 
Anspruchs weg, weil es nicht präzise genug ist, das 
Gemeinte zutreffend zum Ausdruck zu bringen. Denn 
einerseits kann trotz Eröffnung des GesamtvoUstrek- 
kungsverfahrens eine Sanierungsfähigkeit des Unter- 
nehmens noch zu bejahen sein, etwa wenn es zu ei- 
nem Fortsetzungsvergleich kommt. Andererseits wird 
es gerade bei einer Ablehnung der Verfahrenseröff- 
nung — etwa bei der Ablehnung mangels Masse — 
vielfach an der Sanierungsfähigkeit des Unterneh- 
mens fehlen. Gerade in solchen Fällen sollen die ver- 
bliebenen Vermögensgegenstände aber auf die Treu- 
handanstalt zurückübertragen werden können, um 
sie für die Sanierung anderer Unternehmen einzuset- 
zen. Durch die Neufassung wird im übrigen sprachlich 
zutreffender zum Ausdruck gebracht, daß sich eine 
auf die Eröffnungsbilanz zurückzuführende Über- 
schuldung des Unternehmens zeiüich noch bis zum 
Ablauf der Frist für die Feststellung der Eröffnungsbi- 
lanz ergeben kann. Zugleich wird der Fall der Zah- 
lungsunfähigkeit des Unternehmens erfaßt. 

Schheßhch wird für den Fall der Auflösung des Unter- 
nehmens eine Beschlußfassung durch die Gesell- 
schafter oder Anteilseigner gefordert. Eine Auflösung 
des Unternehmens könnte sich auch als Folge einer 
Eröffnung des Gesamtvollstreckungs Verfahrens erge- 
ben. Nachdem dieses Kriterium weggefallen ist, war 
eine entsprechende Einschränkung geboten. 

Der neu hinzugefügte Satz 2 beruht auf der Erwä- 
gung, daß die gegebenenfalls an die Treuhandanstalt 
zurückzuübertragenden Vermögensgegenstände seit 
dem 1. Juh 1990 Grundlage für eine Kreditgewährung 
oder für den Abschluß sonstiger Geschäfte gewesen 
sind. Demgemäß wird sichergestellt, daß die Gläubi- 
ger wegen ihrer ab diesem Zeitpunkt erworbenen 
Forderungen nicht benachteihgt werden. Bei Zusam- 
menfallen mehrerer Forderungen haben die Gläubi- 
ger nur Anspruch auf anteihge Befriedigung aus dem 
Wert des Vermögensgegenstands. Im Insolvenzver- 
fahren wird der zur Schadloshaltung erforderhche 
Teilbetrag der Masse zugewiesen und kann nur vom 
Verwalter geltend gemacht werden. 


Zu Nummer 15 (§ 26 Abs. 3) 

Zu Buchstabe a 

Mit der Einfügung wird klargestellt, daß die genann- 
ten Sonderrücklagen nicht geeignet sind, zur Bildung 
eines gezeichneten Kapitals beizutragen, auch wenn 
in § 25 Abs. 1 bestimmt ist, daß die ihnen entsprechen- 
den Sonderposten der Aktivseite in die Ermittlung des 
Eigenkapitals einzubeziehen sind. Dies hat zur Folge, 
daß die genannten Sonderrücklagen ebenfalls nicht 
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dazu geeignet sind, eine zur Bildung von gezeichne- 
tem Kapital gegebenenfalls auszuweisende Ausste- 
hende Einlage ganz oder teilweise zu ersetzen. Der- 
selbe Gedanke kommt zwar bereits in § 17 Abs. 4 
Satz 3 für das Sonderverlustkonto aus Rückstellungs- 
bildung, in § 24 Abs. 5 Satz 3 für das Beteiligungsent- 
wertungskonto und in § 31 Abs. 7 für die vorläufige 
Gewinnrücklage zum Ausdruck. Dennoch erscheint 
es zur Vermeidung aufgekommener Zweifelsfragen 
angebracht, auch an dieser Stelle noch einmal einen 
deutlichen Hinweis auf die eingeschränkte Verwend- 
barkeit der genannten Sonderrücklagen anzubrin- 
gen. 


Zu Buchstabe b 

Die Änderung in Satz 4 ist redaktioneller Art. Es ist 
sprachlich richtiger, von der Eröffnung des Gesamt- 
vollstreckungsverfahrens zu sprechen. Außerdem 
kann die Eröffnung eines Gesamtvollstreckungsver- 
fahrens nicht durch den Anteilseigner beansprucht 
werden, sondern muß bei Gesellschaften und juristi- 
schen Personen durch die organschaftlichen Vertreter 
des Unternehmens beantragt werden. Dem trägt die 
geänderte Fassung nunmehr Rechnung. Eine sachli- 
che Änderung ist hiermit nicht verbunden. 


Zu Nummer 16 (§ 27) 

Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Die Neufassung erstreckt den Anwendungsbereich 
der Vorschriften über die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse (§§ 27 bis 30) über den Kreis der bisher 
erfaßten Unternehmen hinaus auch auf solche Unter- 
nehmen, die erst nach dem 30. Juni 1990 in einer 
Rechtsform des privaten Rechts entstanden sind oder 
noch entstehen werden. Voraussetzung ist, daß die 
Entstehung auf den 1. Juli 1990 zurückwirkt. Dies 
bedeutet für alle Unternehmen, die sich bis zum 
30. Juni 1991 im Wege der Gründung, Umwandlung, 
Verschmelzung oder Entflechtung privatisieren (§ 1 
Abs. 5) oder die als neu gegründetes privates Unter- 
nehmen das gesamte Vermögen eines anderen Unter- 
nehmens übernehmen (§ 4 Abs. 3 Satz 3), eine erheb- 
liche Erleichterung und fördert insgesamt den Privati- 
sierungsprozeß. 

Die Neufassung nimmt gleichzeitig eine geänderte 
Abgrenzung gegenüber den Unternehmen des bisher 
volkseigenen Vermögens vor, für die hinsichtlich der 
Kapitalfestsetzung die besonderen Vorschriften der 
§§24 bis 26 gelten. Anstelle der Umschreibung „die 
keine Unternehmen im Sinne des § 24 Abs. 1 Satz 1 
sind" kommt es nunmehr darauf an, daß § 24 Abs. 1 
Satz 1 nicht auf das Unternehmen anzuwenden ist. 
Aufgrund der bisherigen Formulierung wären system- 
widrig auch Geldinstitute erfaßt, weil diese grund- 
sätzlich als Unternehmen im Sinne des § 24 Abs. 1 
Satz 1 anzusehen sind. Mit der Neufassung wird nun- 
mehr klargestellt, daß auch Geldinstitute ihre Kapital- 
verhältnisse grundsätzlich nach den §§ 27 f. festzuset- 
zen haben, sofern sie nicht — wie in § 28 Abs. 1 — von 
der Anwendung bestimmter Regelungen ausdrück- 


lich ausgeschlossen sind oder die für sie bestimmten 
Sondervorschriften der §§ 38 f. zu beachten haben. 


Zu Buchstabe b (§ 27 Abs. 5) 

Die Ergänzung in Absatz 5 bewirkt, daß auch Genos- 
senschaften nicht an die bisherigen Festlegungen ge- 
bunden sind, sondern unter Berücksichtigung der 
neuen Lage ihre Geschäftsguthaben mit einem höhe- 
ren Betrag ausweisen können, wenn ein entsprechend 
hohes Eigenkapital vorhanden ist. Wird das vorhan- 
dene Eigenkapital nicht in voller Höhe für die Ge- 
schäftsguthaben verwendet, so ist auch in diesen Fäl- 
len der übersteigende Betrag einer Sonderrücklage 
zuzuweisen, die nur zum Ausgleich von Verlusten 
verwendet werden darf. 


Zu Buchstabe c (§ 27 Abs. 8) 

Der neue Absatz 8 dient dazu, auch solchen Unterneh- 
men eine Neufestsetzung und -Strukturierung ihres 
Eigenkapitals zu ermöglichen, die sich noch nicht in 
eine private Rechtsform umgewandelt haben, die aber 
schon nach bisherigem Recht eine vergleichbare Ka- 
pitalstruktur hatten. 


Zu Nummer 17 

Buchstabe a (§ 33 Abs. 1 Satz 3) 

Die Ergänzung von Satz 3 bewirkt, daß eine Kapital- 
gesellschaft, die die Größenmerkmale in Satz 3 über- 
steigt, die Pflicht zur Prüfung der Eröffnungsbilanz 
nicht dadurch umgehen kann, daß sie sich gemäß § 1 
Abs. 5 in mehrere kleine Unternehmen aufspaltet, die 
für sich genommen die Größenmerkmale in Satz 3 
nicht übersteigen, oder daß sie gemäß § 4 Abs. 3 ihr 
gesamtes Vermögen an ein Unternehmen veräußert, 
welches nach seiner Rechtsform oder aus sonstigen 
Gründen nicht der Prüfungspflicht unterliegt. In die- 
sem Fall sind anstelle des untergegangenen bzw. auf- 
gelösten Unternehmens die Eröffnungsbilanzen der 
neu entstandenen Unternehmen bzw. des Unterneh- 
mens, auf das die Vermögensgegenstände und Schul- 
den übergegangen sind, zu prüfen. Mit dieser Rege- 
lung wird eine mißbräuchliche Ausnutzung der durch 
§ 1 Abs. 5, § 4 Abs. 3 geschaffenen Möglichkeiten zur 
Umstrukturierung von Unternehmen verhindert. Zu- 
gleich soll gewährleistet werden, daß in diesen Fällen 
auch die Umstrukturierungsmaßnahmen einer Prü- 
fung unterzogen werden. 


Buchstabe b (§ 33 Abs. 2) 

Nach § 33 Abs. 2 kann die Prüfung der Eröffnungsbi- 
lanz mit der gegebenenfalls vor geschriebenen Prü- 
fung über die Gründung oder Umwandlung des Un- 
ternehmens einschließlich der Prüfung der Sacheinla- 
gen verbunden werden. Die Regelung knüpft an die 
inzwischen verstrichene Frist für die Aufstellung der 
Eröffmmgsbilanz an. Damit diese Erleichterung wei- 
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terhin in Anspruch genommen werden kann, soll sie 
in Übereinstimmung mit der Verlängerung der übri- 
gen Fristen bis zum 30. Juni 1991 verlängert wer- 
den. 


Buchstabe c (§ 33 Abs. 6) 

Die Durchführung des D-Markbüanzge setze s stößt 
bei Genossenschaften, insbesondere bei landwirt- 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften und Pro- 
duktionsgenossenschaften des Handwerks auf erheb- 
hche Schwierigkeiten, weil es an fachkundigen Bera- 
tern fehlt und die Kapazitäten der Prüf ungs verbände 
begrenzt sind. Die Verzögerungen bei der Erstellung 
und Prüfung der Eröffnungsbilanzen sind grundle- 
gende Hemmnisse bei der dringend erforderhchen 
Anpassung der Landwirtschaft in den neuen Bimdes- 
ländern. Dies betrifft sowohl die Umstrukturierung 
der Produktionsgenossenschaften und die Gründung 
von bäuerlichen Famihenbetrieben als auch die Inve- 
stitionstätigkeit. 

Durch Ergänzung des § 33 des D -Markbilanzgesetzes 
um einen Absatz 6 sollen die hauptsächhch betroffe- 
nen Genossenschaften deshalb die Möghchkeit erhal- 
ten, von der Pflicht zur Prüfung der Eröffnungsbüan- 
zen befreit zu werden, wenn sie ihre Eröffnungsbilan- 
zen durch einen fachkundigen Angehörigen der wirt- 
schafts- oder steuerberatenden Berufe aufstellen las- 
sen. 

Die Regelung gilt für Genossenschaften, die aufgelöst 
werden, wenn sie sich nicht umwandeln, und die in 
ihrer Eröffnungsbilanz eine Büanzsumme von nicht 
mehr als 125 Millionen Deutsche Mark aus weisen 
oder am Bilanzstichtag nicht mehr als 5.000 Arbeit- 
nehmer beschäftigen. 

Die Aufstellung der Eröffnungsbüanz durch einen An- 
gehörigen der Wirtschafts- oder steuerberatenden Be- 
rufe ist kein Ersatz für eine Prüfung. Sie bietet aber 
eine größere Gewähr für die Richtigkeit der Eröff- 
nungsbilanz als bei einer Aufstellung durch die Ge- 
schäftsführung. Zu diesem Zweck ist der Eröffnungs- 
büanz außerdem eine schriftiiche Erklärung beizufü- 
gen, mit der die aufstellende Person die Gewähr für 
die Richtigkeit der aufgestellten Eröffnungsbüanz 
übernimmt, soweit ihr die hierzu erforderhchen Un- 
terlagen vorgelegt oder Auskünfte erteüt worden 
sind. Die aufstellende Person trägt in diesem Umfang 
die Verantwortung für die Richtigkeit der Eröffnungs- 
büanz und ist bei einer Pflichtverletzung zum Ersatz 
des hieraus entstehenden Schadens verpflichtet. Ge- 
mäß Absatz 6 Satz 4 findet bei Fahrlässigkeit aller- 
dings die Bestimmung des § 323 Abs. 2 des Handels- 
gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Das bedeu- 
tet, daß in diesem FaU die Ersatzpflicht auf 
500 000 DM je aufzusteUender Eröffnungsbüanz be- 
schränkt ist. 

Der Kreis der für eine Aufstellung der Eröffnungs- 
bilanzen in Betracht kommenden Personen ist weit 
gefaßt. Hierzu gehören auch die in § 34 Abs. 2 be- 
zeichneten Prüfungsverbände (Absatz 6 Satz 5). 


Zu Nummer 18 34 Abs. 2) 

Buchstabe a 

Mit der Neufassung wird klargesteüt, daß die nach 
§ 34 Abs. 1 als Prüfer vorgesehenen Wirtschaftsprüfer 
und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften nur ausge- 
schlossen sind, wenn es um die Prüfung von Eröff- 
nungsbilanzen von Genossenschaften geht, die einem 
in diesem Absatz bezeichneten Prüfung s verband oder 
Verband als Mitghed angehören. Diese KlarsteUung 
ist erforderhch, weil zum Teil eine andere Auffassung 
vertreten worden ist. 


Buchstabe b 

Die Streichung des Wortes „jedoch" ist eine Folge- 
änderung aus der Neufassung der ersten Satzes. 


Zu Nummer i9 (§ 35) 

Buchstabe a (Abs. 1) 

Es zeichnet sich ab, daß in zahlreichen Fäüen die Fri- 
sten für die FeststeUung der Eröffnungsbilanz nicht 
eingehalten werden können. Dies hätte nach § 35 
Abs. 2 des D-Markbüanzgesetzes regelmäßig die 
Nichtigkeit der Eröffnungsbüanz zur Folge. Um die 
sich hieraus ergebenden schwerwiegenden Nachteüe 
zu vermeiden, wird die FeststeUungsfrist grundsätz- 
hch auf 12 Monate und für kleine Unternehmen auf 
15 Monate verlängert. Für Mutterunternehmen, die 
zur AufsteUung einer Konzerneröffnungsbüanz und 
eines Konzernanhangs verpflichtet sind, verlängert 
sich die Frist auf insgesamt 19 Monate, weü die Frist 
zur Aufstellung der Konzerneröffnungsbüanz nach 
dem neuen § 21 Abs. 1 Satz 1 17 Monate beträgt. Für 
die Treuhandanstalt verlängert sich die Frist zur Fest- 
stellung der Gesamteröffnungsbüanz und des Ge- 
samtanhangs auf insgesamt 23 Monate, weü die Frist 
an die nunmehr auf 21 Monate verlängerte Frist für 
die AufsteUung der Gesamteröffnungsbilanz und des 
Gesamtanhangs anknüpft. 


Buchstabe b (Abs. 4) 

Der neu angefügte Absatz 4 trägt dem Umstand Rech- 
nung, daß sich die in der Eröffnungsbüanz enthalte- 
nen Büanz- oder Wertansätze auch nach Ablauf der 
nunmehr verlängerten FeststeUungsfrist noch ändern 
können. Das gilt namentUch für eine Ausgleichsforde- 
rung nach § 24, die nach der jetzt vorgesehenen Rege- 
lung noch innerhalb von drei Monaten nach Vorlage 
der festgesteUten Eröffnungsbilanz durch den Schuld- 
ner abgelehnt werden kann. Um in diesen Fällen zu 
vermeiden, daß die bereits festgesteUte Büanz geän- 
dert und gegebenenfaUs erneut geprüft werden muß 
(§ 35 Abs. 2 Satz 3), sieht der neue Absatz 4 vor, daß 
die erforderhchen Berichtigungen erst bei der Aufstel- 
lung des darauf folgenden Jahresabschlusses berück- 
sichtigt werden können. Das Verfahren ist im Grund- 
satz bereits in § 36 des D-Markbüanzgesetzes gere- 
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gelt. Zur Vermeidung vom Mißverständnissen soll je- 
doch bereits an dieser Stelle eine entsprechende Klar- 
stellung erfolgen. 


Zu Nummer 20 (§ 36) 

Buchstabe a (Abs. 3) 

Nach dem dem Absatz 3 neu hinzugefügten Satz 3 soll 
es möglich sein, Verbindlichkeiten eines Unterneh- 
mens auch dann noch zu erlassen, mit befreiender 
Wirkung zu übernehmen oder in nachrangige Ver- 
bindlichkeiten umzuwandeln, wenn die Feststel- 
lungsfrist bereits verstrichen ist. Einzige Vorausset- 
zung ist, daß dies zum Zwecke der Sanierung des 
Unternehmens geschieht. Dies ermöglicht namentlich 
der Treuhandanstalt eine flexible Gestaltung von Un- 
ternehmenssanierungen, weil der Vorteil dieser Rege- 
lung darin besteht, daß die Maßnahmen keine Ge- 
winnauswirkungen haben. Aus der Verweisung in 
§ 36 Abs. 4 Satz 2, die auch den nunmehr geänderten 
Absatz 3 erfaßt, ergibt sich daß die Regelung letztmals 
für Geschäftsjahre gilt, die im Jahre 1994 enden. 


Buchstabe b (Abs. 4) 

Die Ergänzung soll sicherstellen, daß eine zxim 
1. Juli 1990 entstandene Ausgleichsforderung oder 
-Verbindlichkeit oder eine Forderung auf Kapitalein- 
zahlimg auch dann nicht mehr entfallen, wenn das 
Unternehmen Umstrukturierungsmaßnahmen nach 
§ 1 Abs. 5 vorgenommen hat, die auf den 1. Juli 1990 
zurückwirken. 


Zu Numer 21 (§ 37) 

Buchstabe a (Abs. 1 Satz 1) 

Für die Offenlegung der Eröffmmgsbilanz und des 
Anhangs sowie der Konzerneröffnungsbilanz und des 
Konzemanhangs waren bislang die für die jeweilige 
Rechtsform des Unternehmens geltenden Fristen 
maßgeblich. Da diese Fristen mit den verlängerten 
Feststellimgsfristen nach § 35 des D- Markbilanzge- 
setzes nicht mehr in Einklang stehen, sieht die Neu- 
fassimg eine entsprechende Anpassxmg vor. Die Of- 
fenlegung soll nunmehr grundsätzlich innerhalb eines 
Monats nach Ablauf der jeweiligen Feststellungsfrist 
erfolgen. 


Buchstabe b (Abs. 4) 

Die den bis zum 30. Juni 1990 berichtspflichtigen Un- 
ternehmen bisher auferlegte Verpflichtung, ihre Er- 
öffnimgsbilanzen einzureichen, soll grundsätzlich 
beibehalten werden. Die Einreichung der Eröffnungs- 
bilanzen soll aber nicht — wie bisher — bei den örtlich 
zuständigen Dienststellen des Statistischen Amts der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
oder nimmehr des Statistischen Bundesamts erfolgen, 
sondern bei der Treuhandanstalt. Damit soll gewähr- 


leistet werden, daß die Treuhandanstalt einen mög- 
lichst vollständigen und sicheren Überblick darüber 
erhält, welche Unternehmen insgesamt zu ihrem Ver- 
fügungsbereich gehören. Auf diese Weise können et- 
waige Informationslücken geschlossen werden. 

Damit die angeordnete Maßnahme wirkungsvoll ist, 
soll die Verletzung dieser Pflicht künftig als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet werden. Demgemäß wird 
in § 48 Abs. 1 unter Nr. 4 eine entsprechende Ergän- 
zung vorgenommen. 

Bei der Neufassung der Vorschrift ist im übrigen be- 
rücksichtigt worden, daß eine vergleichende Darstel- 
lung nach § 20 des D-Markbilanzgesetzes künftig nur 
noch von Geldinstituten und Außenhandelsbetrieben 
zu erstellen ist. 


Zu Nummer 22 


Buchstabe a und b (§ 38 Abs. 1 und Abs. 3) 

Abweichend von der Verlängerung der allgemeinen 
Feststellungsfristen nach § 35 des D-Markbilanzge- 
setzes soll es für Geldinstitute und Außenhandelsbe- 
triebe daß bei verbleiben, daß sie die Eröffnungsbilan- 
zen und den Anhang spätestens vor Ablauf des ach- 
ten Monats, also bis zum 28. Februar 1991 festzustel- 
len haben (Abs. 4 Satz 1 neu). Darüber hinaus sollen 
für diese Unternehmen Umstrukturierungsmaßnah- 
men nach § 1 Abs. 5 Satz 1 oder § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 
nicht — wie für alle übrigen Unternehmen — bis zum 
30. Juni 1991, sondern nur bis zum Ablauf der Fest- 
stellungsfrist, also ebenfalls nur noch bis zum 28. Fe- 
bruar 1991 möglich sein (Abs. 4 Satz 2 neu). Diese 
Einschränkungen sind aus Gründen der Kreditauf- 
sicht erforderlich. 

Durch den dem § 38 Abs. 1 hinzugefügten neuen Satz 
gemäß Buchstabe a wird außerdem klargestellt, daß 
Geldinstitute und Außenhandelsbetriebe auch dann 
eine Eröffmmgsbilanz aufzüstellen haben, wenn sie 
infolge von Umstrukturierungsmaßnahmen nach § 1 
Abs. 5 Satz 1 oder § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 künftig nicht 
mehr fortbestehen oder vermögenslos geworden sind. 
Auch diese Abweichung von den für die übrigen Un- 
ternehmen geltenden Vorschriften ist aus Gründen 
der Kreditauf sicht erforderlich. 


Zu Nummer 23 (§ 46 Abs. 2) 

In Absatz 2 werden die Fristen zur Erfüllung der Vor- 
lagepflichten an das Bimdeaufsichtsamt für das Versi- 
cherungswesen neu geregelt. Im übrigen wird die 
Verpflichtung zur Vorlage der vergleichenden Dar- 
stellung durch die Verpflichtung zur Vorlage der 
Schlußbilanz zum 30. Juni 1990 ersetzt, weil für Ver- 
sicherungsunternehmen künftig ebenfalls keine ver- 
gleichende Darstellung mehr vorgeschrieben ist. 
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Zu Nummer 24 (§ 48 Abs, 1 Nr. 4 neu) 

Durch die Hinzufügung der Nr. 4 in § 48 Abs. 1 wird 
ein neuer Tatbestand eingeführt, mit dem die Ver- 
letzung der Verpflichtung zur Einreichung der 
D-Markeröffnungsbilanz bei der Treuhandanstalt 
(§ 37 Abs. 4 neu) als Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden soll. Damit wird der Einhaltung dieser Ver- 
pflichtung besonderer Nachdruck verliehen. 


Zu Nummer 25 (§ 50) 

Buchstabe a (Absatz 1) 

Durch die dem Absatz 1 hinzugefügten neuen Sätze 2 
und 3 soll sichergestellt werden, daß bei Umstruktu- 
rierungsmaßnahmen nach § 1 Abs. 5 und § 4 Abs. 3 
des D-Markbilanzgesetzes, die auf den 1. Juli 1990 
zurückwirken, die Steuerpflicht im Umfang der je- 
weils vorgenommenen Struktur änderungen ebenfalls 
mit Wirkung vom 1. Juli 1990 auf den neuen Rechts- 
träger übergeht. Damit bleiben zwar die Umstruktu- 
rierungsmaßnahmen als solche ohne Gewinnauswir- 
kungen. Die Rechtsträger der neu entstandenen oder 
von Vermögensübertragungen betroffenen Unterneh- 
men müssen sich jedoch die in der Zwischenzeit vor- 
genommenen laufenden Geschäfte des bisherigen 
Unternehmens mit steuerlicher Wirkung als eigene 
zurechnen lassen. 


Buchstabe b (Absatz 2) 

Das handelsrechtlich zugelassene Wahlrecht zur Bil- 
dung von Rückstellungen an Stelle der Berücksichti- 
gung von Wertabschlägen bei dem zu bewertenden 
Vermögensgegenstand selbst (§ 9 Abs. 2 Satz 3 und 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz und Absatz 2 
Satz 2) wird steuerrechtlich nicht anerkannt. 

Im übrigen gilt folgendes: Entgegen der Annahme bei 
der Verabschiedung des D-Markbilanzgesetzes sind 
in der ehemahgen Deutschen Demokratischen Repu- 
blik bereits vor dem 1. Juli 1990 Pensionszusagen er- 
teilt worden. Das Einkommenssteuerrecht der ehema- 
ligen Deutschen Demokratischen Republik enthält je- 
doch keine dem § 6 a des bundesdeutschen Einkom- 
menssteuergesetzes entsprechende Vorschrift. Auch 
das D-Markbilanzgesetz sieht für die steuerliche Er- 
öffnungsbilanz im Gegensatz zur steuerlichen Schluß- 
bilanz auf den 31. Dezember 1990 keine gegenüber 
dem Handelsrecht (vgl. § 249 HGB i.V.m. § 17 
DMBilG) abweichende Regelung für den Ansatz und 
die Bewertung von Rückstellungen auf Grund von 
Pensionszusagen vor. 

Dies bedeutet, daß für Pensionszusagen, die vor dem 
1. Juli 1990 erteilt worden sind, der möglicherweise 
höhere handelsrechtliche Bilanzansatz in die steuerh- 
che Eröffnungsbilanz zum 1, Juli 1990 übernehmen 
ist. Da in der steuerlichen Schlußbilanz zum 31. De- 
zember 1990 nach § 53 Satz 2 in Verbindung nut § 54 
des D-Markbilanzgesetzes ein Bilanzansatz entspre- 
chend der Regelung des § 6 a des bundesdeutschen 
EStG vorgeschrieben ist, kann sich dadurch in der 


steuerlichen Schlußbilanz zum 31. Dezember 1990 
eine gewinnerhöhende Auflösung von Pensionsrück- 
stellungen ergeben. Um dies zu vermeiden, sieht die 
Neuregelung vor, daß § 54 des D-Markbilanzgesetzes 
auf Pensionsrückstellungen, die in der steuerhchen 
Eröffnungsbilanz auszuweisen sind, entsprechend 
anzuwenden ist. Damit gelten bereits für den erst- 
maligen Ausweis einer Pensionsrückstellung in der 
steuerhchen Eröffnungsbilanz zum 1. Juh 1990 steuer- 
hche Maßstäbe. 


Zu Nummer 26 (§ 54) Buchstabe a und b 

Die Änderungen stellen Folgeänderungen auf Grund 
der Änderung in § 50 Abs. 2 des D-Markbilanzgeset- 
zes dar. 


Zu Nummer 21 (Abschnitt 9) 

Der Abschnitt 9 soll um Vorschriften über die Durch- 
führung der Kapitalneufestsetzung ergänzt werden. 
Als das D-Markbilanzgesetz vorbereitet wurde, ist 
hierauf aus zeitlichen Gründen weitgehend verzichtet 
worden. In der Praxis sind insbesondere Zweifel auf- 
gekommen, ob die beabsichtigte vereinfachte Kapi- 
talneufestsetzung auch ohne ausdrückliche Regelung 
mit den für die jeweilige Rechtsform maßgebhchen 
Vorschriften vereinbar sind. Um solche Zweifel zu 
beseitigen, soll nunmehr eine ausdrückhche Rege- 
lung erfolgen. Diese orientiert sich an den Vorschrif- 
ten des Gesetzes über die Eröffnungsbilanz in Deut- 
scher Mark und die Kapitalneufestsetzung vom 
21. August 1949. 


Buchstabe a 

Die Einbeziehung der Verfahrensvorschriften zur Ka- 
pitalneufestsetzung macht eine Neufassung der Über- 
schrift erforderhch. 


Buchstabe b (§ 56 a — einfache Mehrheit) 

Nach den Vorschriften des Gesellschaftsrechts bedarf 
die Kapitalneufestsetzung im allgemeinen einer qua- 
lifizierten Kapitalmehrheit. Diese ist erforderlich, weil 
sich solche Maßnahmen unmittelbar auf das Vermö- 
gen der Gesellschafter auswirken. Unter Umständen 
werden sie auch zu Einzahlungen verpflichtet. Bei der 
Kapitalfestsetzung nach der Neubewertung aufgrund 
des D-Markbilanzgesetzes geht es nur darum, daß die 
Gesellschafter das noch vorhandene Eigenkapital neu 
aufteilen in gezeichnetes Kapital und Rücklagen. Be- 
sondere Schutzvorschriften sind daher nicht erforder- 
hch, so daß die einfache Kapitalmehrheit bei Kapital- 
gesellschaften genügt; Da nach § 29 auch die Anteils- 
verhältnisse der Gesellschafter untereinander nicht 
verändert werden dürfen, bedarf es auch eines Son- 
derbeschlusses einzelner Gattungen von Anteilen. 
Diese Vereinfachungsregeln dürfen jedoch dann 
nicht angewendet werden, wenn eine Kapitalerhö- 
hung nicht aus vorhandenem Eigenkapital erfolgt, 
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dieses vielmehr von den Gesellschaftern einbezahlt 
werden soll. 

Die vorgenannten Ausführungen treffen auch auf Ge- 
nossenschaften zu. In Absatz 2 wird für Genossen- 
schaften entsprechend vorgesehen, daß die einfache 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen genügt. 


(§ 56 b — Inhalt der Anmeldung. Prüfung durch das 
Gericht) 

Die Vorschrift regelt Form und Inhalt der Anmeldung 
sowie deren Prüfung durch das Gericht. 

In Absatz 1 wird bestimmt, welche Unterlagen der 
Anmeldung beizufügen sind imd welche Erklärungen 
bei dieser Gelegenheit abgegeben werden müssen, 
damit die Eintragung durch das Gericht vorgenom- 
men werden kann. Die Eintragung, die für die Kapi- 
talneufestsetzung nach Absatz 6 konstitutive Wirkung 
hat, darf nur erfolgen, wenn die Feststellung, die nach 
§ 35 Abs. 1 grundsätzhch eines Beschlusses der An- 
teilseigner bedarf, nicht angefochten worden ist oder 
die Anfechtung rechtskräftig zurückgewiesen worden 
ist. 

Die Geschäftsführer von Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung haben aus Anlaß der Anmeldung 
weitere Unterlagen zum Handelregister einzureichen 
(Absatz 2), die keine unmittelbare Bedeutung für die 
Eintragung der Neufestsetzung des Kapitals haben, 
aber für die Öffentlichkeit von Bedeutung sind. 

Das Registergericht hat die Ordnungsmäßigkeit der 
Kapitalneufestsetzung trotz der Vereinfachung zu 
prüfen. Da diese allein auf der Grundlage der 
D-Markeröffnungsbilanz erfolgt, kann das Gericht die 
Eintragung bei Versagimg des Bestätigungsvermerks 
ablehnen. Das Gericht wird in einem Versagungs ver- 
merk einen Anlaß für die Ablehnung sehen, wenn es 
annehmen muß, daß das in der Eröffnungsbilanz aus- 
gewiesene Eigenkapital nicht ordnungsgemäß ermit- 
telt worden ist imd befürchtet werden muß, daß es bei 
ordnungsgemäßer Ermittlung niedriger ausgefallen 
wäre. 

Falls die Eröffnungsbilanz nicht geprüft worden ist, 
räumt Absatz 4 dem Gericht die Möghchkeit ein, ei- 
nen Prüfer zur Prüfimg der D-Markeröffnungsbüanz 
zu bestellen. Dies kann es jedoch nur tun, wenn es 
Anhaltspunkte hat, daß die gesetzhchen Vorschriften 
nicht beachtet wurden oder Unredhchkeiten vorge- 
kommen sind. 

Für den Fall, daß die Neufestsetzung nur vorläufig 
nach § 28 erfolgt, ist auch die vorläufige Neufestset- 
zimg zur Eintragung beim Register anzumelden (Ab- 
satz 5). 

In Absatz 6 wird schheßlich bestimmt, daß die Eintra- 
gung notwendig ist, um die Neufestsetzung des Kapi- 
tals zu bewirken. 


(§ 56 c — Umtausch und Zusammenlegung von 
Anteüen) 


Absatz 1 regelt den notwendigen Umtausch von auf 
Mark der Deutschen Demokratischen Repubhk lau- 
tenden Aktien in solche, die auf Deutsche Mark lauten 
(Absatz 1). § 226 des Aktiengesetzes über die Kraftlos- 
erklärung von Aktien ist entsprechend anzuwenden, 
wenn im Falle der Kapitalherabsetzimg Aktien zu- 
sammengelegt werden müssen. In Absatz 2 wird zu- 
nächst klargestellt, daß die neuen Geschäftsanteile 
erst gebildet werden dürfen, wenn die Neufestset- 
zung durch Eintragung in das Register wirksam ge- 
worden ist. Es wird außerdem der seltener vorkom- 
mende Fall geregelt, daß im Falle der Verminderung 
der Zahl der Geschäftsanteüe imter bestimmten Vor- 
aussetzungen die neuzubüdenden Geschäftsanteüe 
zu versteigern und der Erlös den Berechtigten auszu- 
zahlen oder zu hinterlegen ist. 


(§ 56 d — Überschuldung oder Verlust des halben 
gezeichneten Kapitals) 


Die Vorschrift hat den Zweck, den Zeitpunkt genau zu 
bestimmen, von dem an das gesetzhche Vertretungs- 
organ verpflichtet ist, einen Antrag auf Eröffnung der 
Gesamtvollstreckung wegen Überschuldung zu stel- 
len oder auch die Anteilseigner wegen Verlust des 
halben gezeichneten Kapitals einzuberufen. Nach 
dem Vorbild des D-Markbüanzgesetzes 1949 wird als 
Zeitpunkt der Tag der Beschlußfassung über die Kapi- 
talneufestsetzung gewählt. Das ist der Tag, an dem 
die Eröffnungsbilanz festgestellt wird, weü die Kapi- 
talneufestsetzung im Rahmen der Feststellung der Er- 
öffnungsbilanz erfolgt. Bis zu diesem Zeitpunkt soll 
dem Unternehmen die Möghchkeit gegeben werden, 
eine eventuelle Überschuldung oder unzureichende 
Kapitalausstattung auszugleichen. Für bisher volksei- 
gene Unternehmen sieht § 24 eine Ausgleichsforde- 
rung zur Beseitigung einer Überschuldimg imd in § 26 
Abs. 3 das Instrument der Ausstehenden Einlage zur 
Schaffung des Mindestkapitals vor. Ob diese Maß- 
nahmen endgültig wirksam werden, hängt davon ab, 
daß der unmittelbare Anteüseigner die Ausgleichsfor- 
derung oder die Ausstehende Einlage nicht ablehnt. 
Die Klärung dieser Frage benötigt Zeit. Um diese ein- 
zuräumen, werden die gesetzhchen Vertretungsor- 
gane von ihren sonst nach Gesellschafts- oder Genos- 
senschaftsrecht eintretenden Pflichten befreit. 

Im Falle der vorläufigen Neufestsetzung des gezeich- 
neten Kapitals muß dieses aus den künftigen Erträgen 
der Kapitalgesellschaft erwirtschaftet werden. Geht 
dieses Kapital verloren, so betrifft dies die Gesell- 
schafter nicht unmittelbar, weü es von ihnen nicht ein- 
gezahlt worden ist. Es erscheint deshalb gerechtfer- 
tigt, in diesem Falle auf die Einberufung der Gesell- 
schafter wegen eines Verlustes des gezeichneten Ka- 
pitals zu verzichten. 
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Zu Nummer 28 (§ 59) 

Die Änderung trägt der Tatsache Rechnung, daß mit 
dem Beitritt der Länder der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zum Grundgesetz der Bun- 
desrepubhk Deutschland die Ermächtigung zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen nach § 59 des D-Markbi- 
lanzgesetzes auf den Bundesminister der Justiz über- 
gegangen ist und dieser das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft herzustellen hat. Der Erlaß einer 
entsprechenden Verordnung bedarf der Zustimmung 
des Bundesrates. 

Die Streichung der Zahl 20 stellt eine Folgeänderung 
auf Grund der Beschränkung des Anwendungsbe- 
reichs des § 20 auf Geldinstitute und Außenhandels- 
betriebe dar. 


Zu Nummer 29 (§ 60) 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird die Vorschrift 
in zwei Absätze unterteilt. 

Absatz 1 Satz 1 entspricht im wesentlichen dem bis- 
herigen Inhalt der Vorschrift. Für die Anwendung der 
in Abschnitt 7 enthaltenen Straf- und Ordnungsstraf - 
Vorschriften sowie Zwangsgeldvorschriften ist an- 
stelle der bisherigen Umschreibimg das genaue Da- 
tum des Inkrafttretens eingesetzt worden. Der dem 
Absatz 1 neu hinzugefügte Satz 2 stellt klar, daß die 
Änderungen des D -Markbilanzgesetzes sich auf die 
Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 1990 beziehen und dem- 
gemäß auf diesen Zeitpunkt zurückwirken. Eine Aus- 
nahme gilt nur für die in § 48 Abs. 1 Nr. 4 neu aufge- 
nommene Ordnungsstrafvorschrift bei der Zuwider- 
handlung gegen die Verpflichtung zur Einreichung 
der D-Markeröffnungsbilanz durch die bisher be- 
richtspflichtigen Unternehmen. Diese Vorschrift ist 
erst mit dem Inkrafttreten des Änderungsgesetzes an- 
wendbar. 

Der neue Absatz 2 soll deutlich zum Ausdruck brin- 
gen, daß das D-Markbilanzgesetz nicht nur be- 
schränkt auf das Gebiet der Länder der ehemahgen 
Deutschen Demokratischen Republik, sondern im ge- 
samten Bimdesgebiet anwendbar ist. Diese Klarstel- 
lung ist geboten weil das D-Markbilanzgesetz gemäß 
Anlage II Kapitel III Buchstabe D Abschnitt I zum Eini- 
gungsvertrag vom 23. September 1990 (Bundesge- 
setzblatt 1990 II, 885, 1169) noch als Gesetz der ehe- 
maligen Deutschen Demokratischen Repubhk ergan- 
gen ist. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, 
daß Mißverständnisse über die Anwendbarkeit des 
D-Markbilanzgesetzes entstehen, wenn sich der 
Wohnsitz einer Person, für die die Bilanz- oder Wert- 
ansätze des D-Markbilanzgesetzes bedeutsam sind, 
außerhalb des Gebiets der Länder der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik befindet Dies 
ist insbesondere in Besteuerungsfällen zu befürchten, 
weil die Besteuerung des Einkommens natürlicher 
Personen an den Wohnsitz anknüpft. 


Zu Artikel 5 — Änderung des Gesetzes über die 
Unterbrechung von 
Gesamtvollstreckungsverfahren 

Das Gesetz über die Unterbrechung von Gesamtvoll- 
streckungsverfahren ergänzt die GesamtvoUstrek- 
kungsordnung, die in den fünf neuen Bundesländern 
und in Ost-Berhn anstelle der Konkursordnung gilt. 
Das Gesetz erlaubt es der Treuhandanstalt und be- 
stimmten anderen Stellen (Garantiegebem), durch ei- 
nen Antrag beim zuständigen Gericht zu erreichen, 
daß die Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfäh- 
rens über das Vermögen eines insolventen Unterneh- 
mens um drei, höchstens sechs Monate hinausgescho- 
ben wird, um Zeit für Sanierungsbemühungen zu ge- 
winnen. 

Nach dem bisherigen Wortlaut des Gesetzes endet 
jede derartige Unterbrechung spätestens am 30. Juni 
1991 (§ 3 Abs. 3 Satz 1, § 6 Abs. 1 Satz 3). Bei der 
Entstehung dieser Regelung bestand die Vorstellung, 
daß bis zu diesem Termin die Prüfung der Sanierungs- 
fähigkeit der Wirtschaftseinheiten des Beitrittsgebiets 
abgeschlossen werden könne. Auch die Fristen des 
D-Markbilanzgesetzes für die Feststellung der Eröff- 
nungsbüanzen und die Ablehnung der Ausgleichsfor- 
derungen bei nicht sanierungsfähigen Treuhand- 
untemehmen sind so bemessen worden, daß sie in der 
ersten Hälfte des Jahres 1991 auslaufen. 

Es hat sich gezeigt, daß die Prüfung der Sanierungs- 
fähigkeit der Treuhandunternehmen und der übrigen 
Wirtschaftseinheiten des Beitrittsgebiets erheblich 
mehr Zeit in Anspruch nimmt. Ebenso wie die Fristen 
des D-Markbilanzgesetzes für die Feststellung der Er- 
öffnungsbilanzen und die Ablehnung von Ausgleichs- 
forderungen verlängert werden müssen, so muß auch 
die Fristenregelung des Gesetzes über die Unterbre- 
chung von Gesamtvollstreckungsverfahren geändert 
werden. 

In dem vorliegenden Gesetzentwurf wird allerdings 
nicht die Lösung gewählt, den Schlußtermin 
30. Juni 1991 durch einen anderen Termin zu erset- 
zen. Der Schlußtermin wird vielmehr ganz beseitigt. 
Ein Bedürfnis dafür, die Eröffnung eines Gesamtvoll- 
streckungsverfahrens auf Antrag eines Garantiege- 
bers um einige Monate zu verschieben, um Sanie- 
rungsmöglichkeiten prüfen zu können, besteht auch 
nach der ersten Umstellungsphase der Wirtschaft des 
Beitrittsgebiets. Für Verbindhchkeiten, die während 
der Unterbrechung entstehen, muß der Garantiegeber 
einstehen (§ 7 Abs. 1), so daß Neugläubiger nicht 
geschädigt werden. Den Altgläubigem ist die Unter- 
brechung zumutbar, da sie zunächst auf drei Monate 
begrenzt ist und nur dann um höchstens weitere drei 
Monate verlängert werden kann, wenn dem Gericht 
ein realisierbares Saniemngskonzept vorgelegt wird 
(§ 6 Abs. 1, 3). Im übrigen sind die GesamtvoUstrek- 
kungsordnung und das Gesetz über die Unterbre- 
chung von Gesamtvollstreckungsverfahren ohnehin 
nur als vorläufige Regelungen gedacht, die in naher 
Zukunft durch eine gesamtdeutsche Insolvenzrechts- 
reform abgelöst werden sollen. 

Mit der Beseitigung des Schlußtermins in § 3 Abs. 3 
Satz 1, § 6 Abs. 1 Satz 3 werden einige weniger be- 
deutsame Ändemngen des Gesetzes über die Unter- 
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brechung von GesamtvoUstreckungsverfahren ver- 
bunden: 

— Durch eine Änderung des § 2 wird die Unterbre- 
chung auch in dem Fall ermöghcht, daß nicht eine 
Sanierung der insolventen Gesellschaft selbst ge- 
plant ist, sondern daß die Betriebe dieser Gesell- 
schaft insgesamt oder zum Teil durch einen ande- 
ren Rechtsträger fortgeführt werden sollen. Es ist 
wirtschaftlich sinnvoll, für eine solche „übertra- 
gende Sanierung" die gleichen Bedingungen zu 
schaffen wie für die Sanierung des bisherigen Un- 
ternehmensträgers. § 3 Abs. 4 und § 6 Abs. 1 wer- 
den an diese Änderung angepaßt, 

— Nach der bisherigen Fassung des § 3 Abs. 1 Satz 1 
ist eine Unterbrechung nur möghch, wenn der Er- 
öffnungsantrag auf Zahlungsunfähigkeit gestützt 
wird. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, daß eine 
Überschuldung der Gesellschaft auf anderem 
Wege beseitigt werden kann, nämlich durch eine 
Ausgleichsforderung in der Eröffnungsbilanz. Je- 
denfalls für eine Überschuldung, die nach der Auf- 
stellung und Feststellung der Eröffnungsbilanz 
eintritt, trifft dies jedoch nicht zu. § 3 Abs. 1 Satz 1 
wird daher dahingehend geändert, daß die Unter- 
brechung unabhängig davon möglich ist, ob im 
Eröffnungsantrag die Zahlungsunfähigkeit oder 
die Überschuldung der Gesellschaft geltend ge- 
macht wird. Dabei wird gleichzeitig klargestellt, 
daß die Unterbrechung nur in dem Zeitraum zwi- 
schen dem Eröffnungsantrag und der Eröffnung 
des GesamtvoUstreckungsverfahrens angeordnet 
werden kann. Für Sanierungen im eröffneten Ge- 
samtvollstreckungsverfahren steht der Vergleich 
zur Verfügung {§ 16 Gesamtvollstreckungsord- 
nung). 

— § 5, durch den die Insolvenzantragspflicht der Ge- 
schäftsleitung insolventer Gesellschaften bis zum 
31. Dezember 1990 suspendiert wurde, wird gestri- 
chen. Die Vorschrift ist durch Zeitablauf obsolet 
geworden. Es erscheint auch nicht zweckmäßig, 
ihre Geltungsdauer nachträglich zu verlängern: Im 
Interesse des Geschäftsverkehrs kann auch im Bei- 
trittsgebiet nicht für längere Zeit darauf verzichtet 
werden, daß bei Zahlungsunfähigkeit oder Über- 
schuldung einer juristischen Person unverzüglich 
ein Insolvenzantrag gestellt wird. Die Eröffnung 
des Gesamtvollstreckungsverfahrens kann allen- 
falls unter den besonderen Gläubigerschutzbe- 
stimmungen, die für die Unterbrechung vorgese- 
hen sind, für begrenzte Zeit hinausgeschoben wer- 
den. 


Zu Artikel 6 — Gesetz über die Feststellung der 
Zuordnung vom ehemals 
volkseigenem Vermögens 

1. Allgemeines 

Artikel 21 und 22 des Einigungsvertrages in Verbin- 
dung mit dem Kommunalvermögensgesetz und dem 
Treuhandgesetz und seinen Durchführungsverord- 
nungen regeln die Zuordnung des ehemals volkseige- 
nen und sonstigen öffentlichen Vermögens im Gebiet 


der bisherigen Deutschen Demokratischen Republik 
an den Bund, die neuen Bundesländer einschheßlich 
(Gesamt-)Berhn, die Gemeinden, Gemeindeverbände 
und die anderen Träger öffentlicher Verwaltung. Auf- 
grund dieser Vorschriften gehen Eigentum und son- 
stige Rechte an dem Vermögen entweder kraft Geset- 
zes auf den neuen Rechtsträger über oder sie sind auf 
ihn zu übertragen. Für einen Teil des Finanzvermö- 
gens sieht Artikel 22 Abs. 1 Satz 3 des Einigungsver- 
trages eine besondere gesetzliche Regelung vor. 

Diese Vorschriften knüpfen an inhaltliche Zuord- 
nungskriterien wie die Zugehörigkeit zu Verwal- 
tungs- oder Finanzvermögen oder die Verwendung 
für kommunale Zwecke im üblichen Rahmen an. Die 
Voraussetzungen solcher Kriterien lassen sich — ent- 
gegen den Erwartungen — kaum durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunde — wie dies für 
Grundstücke und Gebäude nach § 29 der Grundbuch- 
ordnung erforderlich ist — nachweisen. Nicht einmal 
die Einigung zwischen den Beteiligten würde als sol- 
che dafür generell ausreichen, weil die objektiven 
Anknüpfungskriterien nicht zu ihrer Disposition ste- 
hen. Aus diesem Grunde können die grundbuchfüh- 
renden Stellen regelmäßig die erforderhche Gnmd- 
buchberichtigungen nicht vornehmen. Entsprechen- 
des gilt für sich aus den Zuordnungsvorschriften erge- 
benden Übertragungsansprüche. So ergeben sich 
selbst dann Schwierigkeiten, wenn nach den mate- 
riell-rechtlichen Vorschriften die Aufteilung des Ver- 
mögens unter den in Betracht kommenden Rechts- 
trägern in der Sache klar ist. 

Damit werden die in diesem Sinne ungeklärten zu 
Zuordnungsfragen einem der entscheidenden Investi- 
tionshemmnisse. Hier Abhilfe zu schaffen, ist für die 
Förderung der Wirtschaftskraft in den neuen Ländern 
dringend notwendig. Allerdings soll die endgültige 
Regelung über die Aufteilung des Finanzvermögens 
nach Artikel 22 Abs. 1 Satz 3 des Einigungsvertrages, 
die indessen nur einen Teil des volkseigenen und son- 
stigen öffentlichen Vermögens in der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik betrifft, nicht 
vorweggenommen werden. Vielmehr sind Regelun- 
gen erforderhch, die eine eindeutige Feststellimg der 
gegenwärtigen Zuordnung des öffentlichen Vermö- 
gens aufgrund der Bestimmungen des Einigungsver- 
trages und seiner Anlagen in einer Weise erlauben, 
die insbesondere auch eine Umschreibung der über- 
gegangenen Immobiliarrechte im Grundbuch ermög- 
hcht. 

Dieses Ziel wird mit dem vorgelegten Gesetzentwurf 
durch die Einführung eines Zuordnungsverfahrens er- 
reicht, in dem Vermögensübergänge festgestellt und 
Übertragungsansprüche beschieden werden. Durch 
einen behördhchen Bescheid wird eine grundbuch- 
klare, rasche Klärung der Eigentumsverhältnisse be- 
wirkt. Damit ist die Umsetzung der materiellen Zuord- 
nungsvorschriften des Eüiigungsvertrages und der 
nach seinen Anlagen fortgeltenden Vorschriften im 
konkreten Einzelfall in grundbuchmäßiger Form mög- 
hch. 

Das Gesetz bestimmt, daß für die Entscheidung über 
die Zuordnung entweder der Präsident der Treuhand- 
anstalt oder der Präsident der örthch zuständigen 
Oberfinanzdirektion zuständig ist. Die Zuständigkeit 


56 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode Drucksaclie 12/103 


des Präsidenten der Treuhandanstalt ist deshalb vor- 
gesehen, weil die Treuhandanstalt außer dem ihr 
übertragenen Wirtschaftsvermögen auch einen er- 
heblichen Teil des Verwaltungsvermögens und insbe- 
sondere des Finanzvermögens verwaltet. Die Zustän- 
digkeit für die Feststellung der Zuordnung des übri- 
gen Vermögens wurde den Oberfinanzpräsidenten 
übertragen, weil die Oberfinanzdirektionen flächen- 
deckend für die Verwaltung von Bundes- und Landes- 
vermögens zuständig sind und ihre Präsidenten zu- 
gleich Bundes- und Landesbeamte sind und damit 
sowohl die Interessen des Bundes als auch des Landes 
vertreten und so die Gewähr für eine die Interessen 
aller Beteiligten wahrende Entscheidung bieten. 

Das Gesetz läßt die Zuständigkeit der Treuhandan- 
stalt zur Verwaltung und Privatisierung von Vermö- 
gen aufgrund des Treuhandgesetzes unberührt. Aller- 
dings ergeben sich auch in diesem Bereich Vollzug- 
schwierigkeiten, weil die im Ansatz klare Zuord- 
nungsregelung des § 11 Abs. 2 des Treuhandgesetzes 
durch § 11 Abs. 3 des Treuhandgesetzes, vor allem 
aber durch § 2 der 5. Durchführungsverordnung zum 
Treuhandgesetz in grundbuchmäßiger Hinsicht un- 
klar geworden ist und Streitfälle mit den Instrumenten 
der §§ 4 und 5 der 5. Durchführungsverordnung zum 
Treuhandgesetz nicht befriedigend gelöst werden 
können. Um ein Feststellungsverfahren durch den 
Präsidenten der Treuhandanstalt und einen reibungs- 
losen grundbuchlichen Vollzug zu sichern, trifft das 
Gesetz in § 4 auch hierfür eine Regelung. 


11. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu§ 1 

Diese Vorschrift regelt die Zuständigkeit der Ent- 
scheidungen über die Zuordnung des Verwaltungs- 
und Finanzvermögens. Absatz 1 und 2 grenzen die 
saclüiche Zuständigkeit für die Feststellung eines 
Rechtsübergangs kraft Gesetzes oder die Übertra- 
gung von Vermögen in die Treuhandverwaltung des 
Bundes kraft Gesetzes zwischen dem Präsidenten der 
Treuhandanstalt und dem Oberfinanzpräsidenten ab. 
Die Aufzählung der einzelnen einschlägigen Tatbe- 
stände in diesen beiden Absätzen, namentiich in Ab- 
satz 1 Nr. 2 soll deuüich machen, daß das Gesetz die 
materiell-rechtliche Zuordnung nicht ändern, sondern 
nur die Feststellung ihres Inhalts im Einzelfall ermög- 
lichen soll. Absatz 3 regelt die örtliche Zuständigkeit. 
Absatz 4 trifft eine den Absätzen 1 bis 3 entspre- 
chende Regelung über die sachliche und örtliche Zu- 
ständigkeit für die Entscheidung über Rückübertra- 
gungsansprüche nach Artikel 21 Abs. 3 und 22 Abs. 1 
Satz 7 des Einigungsvertrages. Da sich über die Ab- 
grenzung der Zuständigkeit Zweifel ergeben können, 
sieht Absatz 5 vor, daß in diesem Falle der Bundesmi- 
nister der Finanzen die zuständige Stelle bestimmt, 
die dann entscheidet. Absatz 6 macht deutlich, daß 
das Feststellungsverfahren nicht von Amts wegen, 
sondern nur auf Antrag eines Beteiligten eingeleitet 
wird. 


Zu §2 


§ 2 regelt das Verfahren. Nach Absatz 1 entscheidet 
die nach § 1 zuständige Stelle durch einen Bescheid. 
Um die Rechte aller Betroffenen zu wahren, müssen 
vor der Entscheidung über einen Antrag auf Feststel- 
lung oder auf Bescheidung eines Übertragungsan- 
spruchs stets alle neben dem Antragsteller als Berech- 
tigte in Betracht kommenden Rechtsträger gehört 
werden (Absatz 1 Satz 1). Nach Möglichkeit soll eine 
Einigung zwischen den Parteien herbeigeführt wer- 
den. In diesen Fällen hat die zuständige Stelle einen 
der Einigung entsprechenden Bescheid zu erlassen 
(Absatz 1 Satz 2). 

Absatz 2 enthält die für den grundbuchlichen Vollzug 
entscheidende Bestimmung. Es wird hier vorgesehen, 
daß der Bescheid, wenn sein Gegenstand ein Grund- 
stück oder ein Gebäude ist, dessen genaue Lage und 
die Grundbuchbezeichnung enthalten muß (Absatz 2 
Satz 1). Da es Vorkommen kann, daß ein Grundstück 
einem Beteüigten nicht vollständig, sondern nur teil- 
weise zugeordnet oder zuzuordnen ist, wird in Absatz 
2 Satz 2 vorgesehen, daß in solchen Fällen der Be- 
scheid einen Plan enthält, aus dem sich die neuen 
Grundstücksgrenzen eindeutig ergeben. Nur so kann 
die grundbuchführende Stelle eine Berichtigung 
vornehmen. 

Nach Absatz 3 wirkt der Bescheid für und gegen alle 
an dem Verfahren Beteiligten. Damit soll erreicht wer- 
den, daß die Entscheidung der zuständigen Stelle ge- 
genüber allen in Betracht kommenden Beteiligten 
wirksam ist und eine spätere Anfechtung der Ent- 
scheidung weitestgehend ausgeschlossen wird. Die 
Rechte früherer Eigentümer werden durch § 6 ge- 
wahrt. 

Es kann Vorkommen, daß die Aufklärung der Zuord- 
nung oder von Zuordnungsansprüchen im Einzelfall 
eine vertiefte Prüfung erfordert, die sich nicht rasch 
erreichen läßt. Deshalb sieht Absatz 4 vor, daß das 
Verfahren in solchen Fällen vorübergehend auszuset- 
zen ist. Die Dauer der Aussetzung wird bewußt nicht 
festgelegt, um eine flexible, den Umständen ange- 
messene Handhabung zu ermöglichen. 

Da die neuen Länder derzeit noch keine Verwaltungs- 
verfahrensgesetze erlassen haben und auch geeig- 
nete Vorschriften über die Zustellung im Verwal- 
tungsverfahren fehlen, wird in Absatz 5 die Geltung 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des Verwal- 
tungszustellungsgesetzes des Bundes geregelt. Da die 
erforderlichen Formulare fehlen, wird in Absatz 5 
Satz 2 vorgesehen, daß Zustellungen grundsätzlich 
durch Aufgabe zur Post oder durch Empfangsbe- 
kenntnis der Behörde zu erfolgen haben. 

Die Entscheidungen nach § 2 sind Verwaltungsakte. 
Um das Verfahren zu beschleunigen, wird der Wider- 
spruch, über den ohnehin dieselbe Stelle zu entschei- 
den gehabt hätte, ausgeschlossen. Parallel dazu wird 
in § 5 das verwaltungsgerichtliche Verfahren abge- 
kürzt. 
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Zu §3 

§ 3 regelt den Grundbuchvollzug. Da die Feststellung 
der Zuordnungslage und die Bescheidung von Rück- 
übertragungsansprüchen durch einen Bescheid der 
nach § 1 zuständigen Behörde erfolgen soll, kann für 
den grundbuchlichen Vollzug das Verfahren des Er- 
suchens an die grundbuchführende Stelle, wie es in 
§ 38 der Grundbuchordnung vorgesehen ist, ange- 
wendet werden. Absatz 1 sieht deshalb vor, daß die 
zuständige Stelle aufgrund des Bescheides die grund- 
buchführende Stelle um Eintragung ersucht. Dieses 
Ersuchen genügt für die Eintragung des neuen 
Rechtsinhabers im Grundbuch sowohl bei gesetzh- 
chem Übergang als auch beim Rechtsübergang auf- 
grund eines Übertragungsaktes. Das Grundbuchamt 
muß der Eintragung den Bescheid ohne Prüfung sei- 
ner Rechtsmäßigkeit zugrunde legen. 

Da Grundstücke einem Beteihgten auch nur teilweise 
zugeordnet und zuzuordnen sein können und in die- 
sen Fällen eine Eintragung ohne eine Vermessung 
nicht möglich ist, sieht Absatz 2 Satz 3 vor, daß die 
grundbuchführende Stelle die Eintragung in solchen 
Fällen nur vollzieht, wenn die Übereinstimmung des 
eine Vermessung gebildeten Grundstücks mit dem 
Plan offenkundig oder durch die zuständige Stelle 
bestätigt ist. 

Da die Rechtsinhaberschaft durch den Bescheid fest- 
gestellt und Übertragungsansprüche durch einen Be- 
scheid bindend beschieden werden, kann für die Ein- 
tragung aufgrund dieses Bescheides auf das sonst un- 
verzichtbare Erfordernis der Voreintragung des Be- 
troffenen (§ 39 der Grundbuchordnung) verzichtet 
werden (Absatz 3). 


Zu §4 

Diese Vorschrift beseitigt Hemmnisse beim Grund- 
buchvollzug von Übertragungen von Grund und Bo- 
den kraft Gesetzes durch § 11 Abs. 2 des Treuhand- 
gesetzes und § 2 der 5. Durchführungsverordnung 
zum Treuhandgesetz. Die Unsicherheiten ergeben 
sich daraus, daß die grundbuchführende Stelle bei 
dem Antrag einer GmbH oder einer AG nicht ohne 
weiteres feststellen kann, ob diese im Wege der Um- 
wandlung kraft Gesetzes gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 des 
Treuhandgesetzes aus dem im Grundbuch tatsächhch 
noch eingetragenen volkseigenen Betrieb oder volks- 
eigenen Kombinat hervorgegangen ist. Ferner stehen 
nach § 2 der 5. Durchführungsverordnung zum Treu- 
handgesetz Grundstücke, die Wirtschaftseinheiten 
aufgrund von Nutzungsverträgen überwiegend und 
nicht nur vorübergehend genutzt haben, nicht dem als 
„Rechtsträger“ eingetragenen volkseigenen Betrieb 
oder volkseigenen Kombinat, sondern dem Nutzen- 
den zu. Nach § 2 Abs. 2 dieser Verordndung tritt für 
den Fall, daß der Nutzungsberechtigte und der einge- 
tragene Betrieb das Grundstück teilweise genutzt ha- 
ben, von Gesetzes wegen eine Teilung ein. Diese Re- 
gelung ist in dieser Form grundbuchhch nicht voll- 
ziehbar. Aus diesem Grunde sieht § 4 vor, daß der 
Präsident der Treuhandanstalt feststellt, wem die be- 
treffenden Grundstücke und Gebäude jetzt gehören. 


Da auch dies ein Bescheid ist, kann auch insoweit das 
Verfahren des Ersuchens an die grundbuchführende 
Stelle nach § 38 der Grundbuchordnung angewendet 
werden (Absatz 2). Für den grundbuchhchen Vollzug 
gelten die selben Regelungen wie in den Fällen des 
§ 2 (Absatz 3). 


Zu §5 

Die Bestimmung des Oberwaltungsgerichts als erste 
Instanz soll der Beschleunigung des Verfahrens die- 
nen. Da es in den neuen Ländern keine Oberverwal- 
tungsgerichte gibt, tritt nach Maßgabe 1 Buchstabe u) 
Abs. 2 zum Gerichtsverfassungsgesetz in Anlage I 
Kapitel III Sachgebiet A Abschnitt III des Einigungs- 
vertrages an deren Stelle der Senat für Verwaltungs- 
sachen des Bezirksgerichts. Gegen die Entscheidung 
des Bezirksgerichts ist die Revision zum Bundesver- 
waltungsgericht nach den allgemeinen Vorschriften 
zulässig. 


Zu §6 

In Absatz 1 wird klargestellt, daß die Rechte und 
Pflichten aus dem Vermögensgesetz unberührt blei- 
ben. 

In Absatz 2 werden aus Gründen der Klarstellung die 
§§ 7 und 8 des Kommunalvermögensgesetzes aufge- 
hoben. Diese Vorschriften waren in der Sache bereits 
mit dem 3. Oktober 1990 außer Kraft getreten. Denn 
das Kommunalvermögensgesetz gilt nach Anlage II 
Kapitel IV Abschnitt III Nr. 2 Buchstabe a) des Eini- 
gungsvertrages nur mit der Maßgabe fort, daß sich die 
Zuordnung volkseigenen Vermögens fortan nach den 
Maßstäben der Artikel 21 und 22 richtet. Damit sind 
die §§ 7 und 8 des Kommunalvermögensgesetzes aber 
nicht vereinbar; sie gelten deshalb in der Sache nicht 
mehr. Damit dies normenklar zum Ausdruck kommt, 
werden sie jetzt ausdrückhch aufgehoben. Schwe- 
bende Verfahren werden nach Artikel 9 dieses Arti- 
kelgesetzes von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
nach den Bestimmungen des Vermögenszuordnungs- 
gesetzes fortgeführt. 


Zu Artikel 7 — Änderung der Verordnung über die 
Gründung, Tätigkeit und 
Umwandlung von 
Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks 

Mit der vorgeschlagenen Änderung der DDR- Verord- 
nung über die Gründung, Tätigkeit und Umwandlung 
von Produktionsgenossenschaften des Handwerks 
vom 8. März 1990 (im folgenden: PGH-Verordnimg) 
sollen zwei grundsätzhche Auslegungsprobleme ge- 
klärt werden, die in der Praxis aufgetreten sind. 

Die PGH-Verordnung gilt nach Anlage II Kapitel V 
Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 4 des Einigungsvertra- 
ges (BGBl. 1990 II S. 1201) mit der Maßgabe fort, daß 
Produktionsgenossenschaften des Handwerks (PGH) 
mit Wirkung zum 31. Dezember 1992 aufgelöst sind. 
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sofern ihre Umwandlung nach den Vorschriften dieser 
Verordnung in eine der in § 4 Abs. 1 genannten 
Rechtsformen oder in eine eingetragene Genossen- 
schaft nicht bis zu diesem Zeitpunkt vollzogen ist. 

Diese „Maßgaberegelung'' soll sich auch auf die Ein- 
kaufs- und Liefergenossenschaften des Handwerks 
erstrecken; für diese gelten nach § 9 der PGH-Verord- 
nung die Bestimmungen dieser Verordnung entspre- 
chend.Der neue § 9 a Abs. 1 stellt klar, daß die Über- 
gangsregelung für PGH nach dem Einigungsvertrag 
auch für die Einkaufs- und Liefergenossenschaften 
des Handwerks gilt. Die Übernahme der „Maßgabe- 
regelung" aus dem Einigungsvertrag trägt dazu bei, 
die Übersicht über die Rechtslage bei PGH zu erleich- 
tern. 

Durch § 9 a Abs. 2 sollen die Zweifel ausgeräumt wer- 
den, welche Rechtsgrundlage für PGH und Einkaufs- 
und Liefergenossenschaften des Handwerks bis zu 
ihrer Umwandlung oder Auflösung maßgebhch ist. 

Die bisher geltenden Statute der PGH und der Ein- 
kaufs- und Liefergenossenschaften des Handwerks 
beruhen auf dem Musterstatut der PGH, das durch 
Verordnung vom 21. Februar 1972 (GBl.DDRI S. 1221) 
für verbindhch erklärt worden ist, bzw. auf dem Be- 
schluß des Ministerrates vom 6. Februar 1986 über das 
Musterstatut der Einkaufs- und Liefergenossenschaf- 
ten des Handwerks (GBI.DDRIS. 65). Die Verordnung 
vom 21. Februar 1972 sowie der Beschluß des Mini- 
sterrates vom 6. Februar 1986 sind nach § 10 Abs. 2 der 
PGH-Verordnung am 19. März 1990 außer Kraft ge- 
treten. 

§ 9 a Abs. 2 stellt klar, daß für PGH und Einkaufs- und 
Liefergenossenschaften des Handwerks, die vor In- 
krafttreten der PGH-Verordnung gegründet worden 
sind, für die Übergangszeit das bisher maßgebliche 
Statut — mit den nach Inkrafttreten der PGH-Verord- 
nung beschlossenen Änderungen — weiter gilt, so- 
weit es sich nicht um obsolete Bestimmungen der so- 
ziahstischen Planwirtschaft oder Gesellschaftsord- 
nung handelt. Im Falle der Umwandlung sind die §§ 4 
bis 6 und 8 der PGH-Verordnung, im Falle der Auflö- 
sung durch Beschluß oder kraft Gesetzes sind die §§ 7 
und 8 in Verbindung mit den Vorschriften des Genos- 
senschaftsgesetzes über die Auflösung, insbesondere 
den §§ 90 bis 92, anzuwenden. Für PGH und Einkaufs- 
und Liefergenossenschaften des Handwerks, die erst 
nach Inkrafttreten der PGH-Verordnung — z.B. auf- 
grund des § 18 des Gesetzes über die Gründung und 
Tätigkeit privater Unternehmen und über Unterneh- 
mensbeteihgungen vom 7. März 1990 (GBl.DDR I 
S. 141) — gegründet worden sind, folgt aus § 3 der 
PGH-Verordnung, daß auf diese Genossenschaften 
das Genossenschaftsgesetz ergänzend anzuwenden 
ist. 


Zu Artikel 8 — Änderung des Treuhandgesetzes 

A. Allgemeines 

Das Treuhandgesetz vom 17. Juni 1990 sieht in § 7 die 
Gründung von Treuhand-Aktiengesellschaften vor. 
Auf Grund der Erfahrungen der ersten Monate nach 


Errichtung der Treuhandanstalt erwies sich die Grün- 
dung von Treuhand- Aktiengesellschaften jedoch als 
unzweckmäßig; die Erfüllung der Aufgaben der Treu- 
handanstalt wäre durch die Zwischenschaltung dieser 
Gesellschaften erheblich erschwert worden. Zu die- 
sem Ergebnis gelangten auch Organisationsgutach- 
ten namhafter Unternehmensberater. Die bereits vor- 
bereitete Gründung von Treuhand- Aktiengesell- 
schaften wurde deshalb nicht durchgeführt. 

Infolgedessen entspricht die Verwaltung der Beteih- 
gungen der Treuhandanstalt organisatorisch nicht 
den Vorschriften des Treuhandgesetzes. Die Geset- 
zesänderung dient der Anpassung an die tatsächliche 
Entwicklung. Sie beschränkt sich auf die unumgäng- 
hch notwendigen Änderungen. Eine Gründung von 
Treuhand-Aktiengesellschaften, die sich zu einem 
späteren Zeitpunkt möglicherweise als zweckmäßig 
erweisen könnte, bleibt weiterhin zulässig. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nr. 1 

Zu a) Die zwingende Vorschrift des § 7 Abs. 1 Satz 1 
Treuhandgesetz, daß die Treuhandanstalt ihre 
Aufgaben über Treuhand-Aktiengesellschaf- 
ten verwirklicht, wird in eine Kann-Bestim- 
mung umgewandelt. 

Zu b) und c) Diese Bestimmungen sind durch tatsäch- 
hche Entwicklung überholt und als entbehrlich 
zu streichen. 


Zu Nr. 2 

Zu a) § 12 Abs. 1 , der in Widerspruch zu der Regelung 
in § 7 Abs. 1 steht, ist im Hinblick auf die inzwi- 
schen eingetretene tatsächliche Entwicklung 
ebenfalls zu streichen. 

Zu b) Durch die Änderung wird klargestellt, daß die 
Anbietungspflicht einer Aktiengesellschaft in 
den Fällen des § 12 Abs. 3 künftig gegenüber 
der Treuhandanstalt besteht. 


Zu Artikel 9 — Überleitungsbestimmungen 

Noch nicht abgeschlossene Verfahren nach dem 
BlnvG und über die Zuordnung volkseigenen Vermö- 
gens sollen aus Gründen der Klarheit und zur Verein- 
fachung nach den neuen Vorschriften zu Ende geführt 
werden, um das neue Recht möghchst rasch greifen zu 
lassen. Erteilte Genehmigungen, Bescheinigungen 
und Genehmigungen behalten demgegenüber aber 
ihre bisherige Wirkung, und zwar auch dann, wenn 
sie sich noch im Rechtsmittelverfahren befinden und 
bestätigt werden. Denn sie wurden noch unter Zu- 
grundelegung der alten Vorschriften erlassen. 
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